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Nr. 100
Einberufung zur 5. Tagung der 44. Synode

Die 44. Synode der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg wird zu einer 
Tagung auf

Dienstag, den 12. Mai 1992,
einberufen.

Die Tagung der Synode wird um 9.00 Uhr in der St.-Ulrichs-Kir- 
che in Rastede mit einem Abendmahlsgottesdienst, der von Herrn 
Pfarrer Hans-Joachim Jürgens gehalten wird, eröffnet.

Die Verhandlungen der Synode beginnen gegen 10.30 Uhr in der 
Heimvolkshochschule Rastede-Hankhausen und werden voraus­
sichtlich am Donnerstag, dem 14. Mai 1992, abends beendet sein.

Am Sonntag, dem 10. Mai 1992, ist gemäß Artikel 82 der Kir­
chenordnung in allen Gottesdiensten der Synode fürbittend zu ge­
denken.

Anträge und Eingaben an die Synode sind bis zum 28. April 1992 
über den Oberkirchenrat einzureichen.
Oldenburg, den 1. April 1992

D er O berkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Dr. Sievers 
Bischof

Nr. 101
Bekanntmachung Wort, Beschlüsse und Appelle 

der Synode zum Religionsunterricht
Nachstehend veröffentlicht der Oberkirchenrat das auf der 4. Ta­

gung der 44. Synode am 14. November 1991 gefaßte Wort, die ge­
faßten Beschlüsse und die Appelle der Synode zum Religionsun­
terricht.
Oldenburg, den 27. März 1992

D er O berkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Dr. Schäfer 
Oberkirchenrat

Wort der Synode 
zum Religionsunterricht

1 ) Verantwortung der Kirche für den Religionsunterricht
Der Bildungsauftrag der Schule, der sich an den Grundrech­

ten unserer Verfassung orientiert, schließt das Fach Religion 
ein, weil die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und des Be­
kenntnisses sowie die ungestörte Religionsausübung zu den 
Grundrechten gehören.

Die Kirche weiß sich daher mitverantwortlich dafür, daß in 
der Schule die Frage nach dem Menschen und seiner Verant­
wortung für die Welt zu ihrem Recht kommt. Die Kirche nimmt 
diese Verantwortung wahr, indem sie gemäß dem Bekenntnis 
das Evangelium von Jesus Christus in die Erziehung einbringt. 
Die Synode als gewählte Vertretung der Kirchengemeinden und 
oberstes Organ der Kirche bejaht darum ihre Verantwortung für 
den schulischen Religionsunterricht. Diese Verantwortung voll­
zieht sich indessen als ein „freier Dienst an einer freien Schule“ 
(EKD-Synode 1958), bei dem das Evangelium als gestaltende, 
befreiende und Hoffnung weckende Botschaft in unserer Zeit 
den jungen Menschen nahegebracht wird.

2) Rechtliche Legitimation des Religionsunterrichts
Der Religionsunterricht ist als ordentliches Lehrfach Be­

standteil der öffentlichen Schule, die unter staatlicher Aufsicht 
steht. Er wird durch Lehrerinnen und Lehrer erteilt, die Mitglie­
der der evangelischen Kirche sind. Seine Inhalte richten sich 
nach den Grundsätzen der evangelischen Kirche. Der religiös 
neutrale Staat eröffnet dem evangelischen Glauben in der Schu­
le seine freie Entfaltung und enthält sich weltanschaulicher Be­
vormundung. Damit beschränkt er seinen Eingriff in die Rechte 
der Erziehungsberechtigten.

Der Staat kann von sich aus die Inhalte des Religionsunter­
richts nicht bestimmen. Er anerkennt, daß die Inhalte des Reli­
gionsunterrichts einen besonderen Beitrag zu einer ganzheitli­
chen und humanen Bildung und Erziehung leisten und damit in 
der Schule unverzichtbar sind.

3) Grundsätze des Religionsunterrichts*
Der Religionsunterricht gründet sich auf das biblische Zeug­

nis von Jesus Christus, das pädagogisch verantwortet für die Ge­
genwart ausgelegt wird.
*Im Anhang: „Grundsätze der Religionsgemeinschaften“, EKD 1971
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Er wahrt den Zusammenhang mit der evangelischen Kirche und 
der theologischen Wissenschaft.

Das biblische Zeugnis befähigt ihn zu einer ökumenischen 
Grundhaltung; er übt Toleranz gegenüber anderen Religionen 
und Weltanschauungen.

4) Unverzichtbare Aufgabe des Religionsunterrichts in Erziehung 
und Schule

Die Synode sieht im Religionsunterricht eine Möglichkeit, 
daß sich junge Menschen mit ihren Fragen nach dem Sinn des 
Lebens, nach Gott und der Welt im Rahmen ihrer Lebenssitua­
tion beschäftigen können. Das geschieht besonders im Kennen­
lernen und Erproben der gegenwärtigen und überlieferten -  vor 
allem der biblischen -  Glaubenserfahrungen. Aus evangelischer 
Sicht gewinnt der Mensch Würde und Begrenzung, Grund und 
Maß in Jesus Christus.

Daher hält es die Synode für eine unverzichtbare Aufgabe der 
Erziehung, daß junge Menschen aus dieser Sicht im Vertrauen 
auf Gott eine personale Identität gewinnen und so gemein­
schaftsfähig werden. Der Religionsunterricht sieht sich dabei 
auch verwiesen auf das Gespräch mit den anderen Fächern der 
Schule. Im einzelnen geht es danach in der Erziehung z.B. um:
-  Sinn- und Zielperspektiven für das eigene Leben entwickeln;
-  Mit Belastungen umgehen lernen;
-  Gewissen im Zusammenhang sozialer Prozesse schärfen;
-  Bereitschaft zu Nächstenliebe und Diakonie wecken;
-  Flexibilität, Widerstandskraft und Kritikfähigkeit statt bloßer 

Anpassung lernen;
-  Mit Menschen anderer Auffassung und anderen Glaubens re­

den und Zusammenarbeiten können;
-  Verzichten können, Bedürfnisse aufschieben und Widersprü­

che aushalten können;
-  Leiden, Scheitern und Umgang mit dem Tod als Lebensaufga­

be begreifen;
-  Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung ein- 

üben.
Wenn der Religionsunterricht diese Ziele anstrebt, kann er ei­

nen wichtigen Beitrag leisten zur gegenwärtigen inneren Schul­
reform mit ihrem Bemühen um Eigenverantwortlichkeit der 
Schüler, Stärkung der Autonomie der einzelnen Schule und Ein­
bindung der Schule in das regionale Umfeld, in dem Religion ge­
lebt wird.

Zu diesem kann der Religionsunterricht eine Brückenfunk­
tion wahrnehmen, insbesondere zu den Einrichtungen der Re­
ligionsgemeinschaften. Die Synode hält es daher für notwendig, 
daß Kirchengemeinden und Schulen unbeschadet ihrer Selb­
ständigkeit enger Zusammenarbeiten.

5) Konfessionalität in ökumenischer Perspektive
Die Synode bejaht den konfessionellen Religionsunterricht 

nach Art. 7,3 GG. Einen allgemeinen Religionsunterricht ohne 
den bezug zur konkreten Glaubensgemeinschaft (Kirche) hält 
sie nicht für lebensfähig. Für den christlichen Glauben ist dar­
über hinaus sein Gemeindebezug wesentlich. Auch daraus er­
wächst eine besondere Verantwortung der Kirche für den Reli­
gionsunterricht.

Das ökumenische Verständnis der evangelischen und der ka­
tholischen Kirche füreinander wird künftig mehr und mehr 
wachsen müssen. Das erfordern u.a. die fortschreitende Säku­
larisierung, der sich beschleunigende Traditionsabbruch sowie 
die zunehmenden multireligiösen Einflüsse in der Schule.

Die Synode sieht auf diesem Hintergrund die Notwendigkeit, 
den konfessionellen Religionsunterricht für Schüler des jeweils 
anderen Bekenntnisses zu öffnen (z.B. in den berufsbildenden 
Schulen). Für die Schule bedeutet das eine gemeinsame Planung 
des evangelischen und des katholischen Religionsunterrichts, 
wobei in der Durchführung das Spezifische der jeweiligen Kon­
fession das ihm eigene Gewicht bekommt.

Diese Position ergibt sich einmal aus der religiösen Gesamtsi­
tuation und zum anderen aus der Rechtsauffassung, daß die 
Teilnahme des Schillers am Religionsunterricht der eigenen 
Konfession zwar die Regel ist, daß diese Regel aber durch die 
Glaubensgemeinschaften selbst modifiziert werden kann. Die 
Synode bittet den Oberkirchenrat, das Gespräch mit der katho­
lischen Kirche zu suchen.
Oldenburg, den 14. November 1991

Anhang:
1) Unter den „Grundsätzen der Religionsgemeinschaften“ wur­

den im Sinne der Weimarer Reichsverfassung ursprünglich „po­
sitive Lehrsätze und Dogmen“ verstanden. Diese Auffassung 
entsprach schon zum damaligen Zeitpunkt nicht dem Stande 
der evangelisch-theologischen Wissenschaft. Sie bleibt durch 
den Verfassungtext gedeckt. Der Begriff „Grundsätze der Re­
ligionsgemeinschaften“ bedarf jedoch angesichts der gegenwär­
tigen theologischen und pädagogischen Erkenntnis und Praxis 
der Interpretation.

2) In der heutigen theologischen und kirchlichen Sicht ist das Ver­
ständnis des christlichen Glaubens durch folgende Grundsätze 
gekennzeichnet:
a) Die Vermittlung des christlichen Glaubens ist grundlegend 

bestimmt durch das biblische Zeugnis von Jesus Christus un­
ter Beachtung der Wirkungsgeschichte dieses Zeugnisses.

b) Glaubensaussagen und Bekenntnisse sind in ihrem ge­
schichtlichen Zusammenhang zu verstehen und in jeder Ge­
genwart einer erneuten Auslegung bedürftig.

c) Die Vermittlung des christlichen Glaubens muß den Zusam­
menhang mit dem Zeugnis und Dienst der Kirche wahren.

3) Die Bindung an das biblische Zeugnis von Jesus Christus 
schließt nach evangelischem Verständnis ein, daß der Lehrer die 
Auslegung und Vermittlung der Glaubensinhalte auf wissen­
schaftlicher Grundlage und in Freiheit des Gewissens vor­
nimmt.

4) Die „Grundsätze der Religionsgemeinschaften“ schließen in 
der gegenwärtigen Situation die Forderung ein, sich mit den ver­
schiedenen geschichtlichen Formen des christlichen Glaubens 
(Kirchen, Denominationen, Bekenntnisse) zu befassen, um den 
eigenen Standpunkt und die eigene Auffassung zu überprüfen, 
um Andersdenkende zu verstehen und um zu größerer Gemein­
samkeit zu gelangen. Entsprechendes gilt für die Auseinander­
setzung mit nichtchristlichen Religionen und nichtreligiösen 
Überzeugungen.

5) Das theologische Verständnis der „Grundsätze der Religions­
gemeinschaften“ korrespondiert mit einer pädagogischen Ge­
staltung des Unterrichts, der zugleich die Fähigkeit zur Interpre­
tation vermittelt und den Dialog und die Zusammenarbeit ein­
übt.

(Stellungnahme des Rates der EKD zu verfassungsrechtlichen Fra­
gen des Religionsunterrichts vom 7.7.1971, in: Die evangelische
Kirche und die Bildungsplanung, 1972, S. 124)

Beschlüsse der Synode 
zum Religionsunterricht

Die 44. Synode hat auf ihrer Sitzung am 14. November 1991 be­
schlossen:
1. Kreispfarrerinnen und Kreispfarrer sowie Gemeindepfarrerin­

nen und Gemeindepfarrer werden aufgefordert, verstärkt die 
Zusammenarbeit mit den Schulen des Kirchenkreises bzw. der 
Kirchengemeinde zu suchen, um auftretende Probleme oder ge­
meinsame Aktivitäten zu erörtern.

2. Die Gemeindekirchenräte sollen sich mindestens zweimal je 
Wahlperiode mit dem Religionsunterricht befassen. Im Pfarr- 
konvent soll einmal jährlich Religionsunterricht oder Konfir­
mandenunterricht thematisiert werden (vgl. Beschluß der 43. 
Synode vom 18. Mai 1988). Die Kreissynoden sollen sich einmal 
je Wahlperiode mit Problemen des Religionsunterrichts/Konfir- 
mandenunterrichts auseinandersetzen.

3. Der Oberkirchenrat wird aufgefordert, die Medienstelle in Ol­
denburg auszubauen sowie die ruhende Medienstelle in Del­
menhorst wieder einzurichten.

4. Die Schulpfarrerinnen und Schulpfarrer sollten neben dem Re­
ligionsunterricht verstärkt in ihrer Region bei der Beratung, 
Fortbildung und Begleitung der Religionslehrerinnen und Reli­
gionslehrer mitwirken sowie zwischen Kirche und Schule ver­
mitteln. Der Oberkirchenrat wird aufgefordert, dafür zu sorgen, 
daß diese Aufgabe in allen Regionen wahrgenommen werden 
kann.

5. Die Synode ist darüber besorgt, daß bei der Novellierung des 
Niedersächsischen Schulgesetzes der Unterricht in ,Werte und 
Normen1 von einem Ersatzunterricht zu einem ordentlichen 
Lehrfach neben dem Religionsunterricht aufgewertet wird. Die 
Synode sieht die Gefahr, daß ein ordentliches Lehrfach W. u. N.
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in großen Anteilen zu einem allgemeinen Religionsunterricht 
wird, dessen Grundsätze nur der Staat bestimmen kann, weil 
keine Religionsgemeinschaft dafür die Verantwortung über­
nehmen darf. Die Synode bittet die Konföderation, sich bei den 
Verhandlungen mit dem Land Niedersachsen dafür einzuset­
zen, daß der Unterricht,Werte und Normen* Ersatzunterricht 
bleibt.

Appelle der Synode 
zum Religionsunterricht

1. Das Kultusministerium wird aufgefordert, zur Beseitigung des 
Unterrichtsfehls im Fach „Evangelische Religion“ verstärkt 
Planstellen für Lehrkräfte mit der Fakultas für dieses Fach ein­
zurichten.

2. Die Bezirksregierung wird gebeten, die Fachberatung und die 
Fortbildung der Lehrerinnen und Lehrer im Fach „Evangeli­
sche Religion“ zu verstärken.

3. Die Schulaufsicht wird gebeten, Bedingungen dafür zu schaf­
fen, daß Lehrerinnen und Lehrer für die vermehrte Erteilung 
von Religionsunterricht qualifiziert und motiviert werden.

4. Die Schulleitungen werden aufgefordert, den Religionsunter­
richt entsprechend den Erlassen, insbesondere entsprechend 
den Stundentafeln, erteilen zu lassen und ihn bei Stundenkür­
zungen nicht unverhältnismäßig zu benachteiligen.

5. Die Eltern werden gebeten, ihre Rechte und Pflichten als Er­
ziehungsberechtigte wahrzunehmen und den evangelischen 
Religionsunterricht mit den Lehrkräften zu erörtern.

6. Der Oberkirchenrat wird aufgefordert, die Fort- und Weiterbil­
dung im Fach „Evangelische Religion“ zu fördern.

5. Vertreter eines/r rechtskundigen Beisitzers/in:
Richterin am Oberlandesgericht 
Balz-Ambrosius, Celle
Vizepräsident des Verwaltungsgerichts 
Dr. Block, Oldenburg 
Richter am Finanzgericht 
Dr. Pahlke, Hannover

6. Vertreter eines geistlichen Beisitzers:
Superintendent Schwetje, Sarstedt 
Superintendent Bohlen, Hannover 
Pfarrer Kahmann, Liebenburg 
Pfarrer Bahrke, Hornburg
Pastor Dr. Schulze, Westerstede 
Pastor Onken, Oldenburg 
Pastor Möhl, Seggebruch

7. Rechtskundiger Beisitzer im Senat für Verfassungssachen: 
Professor Dr. Dreier, Göttingen

8. Geistlicher Beisitzer im Senat für Verfassungssachen: 
Superintendent Bohlen, Hannover

9. Vertreter des rechtskundigen Beisitzers im Senat für Verfas­
sungssachen:
Professor Dr. Callies, Hemmingen-Arnum

10. Vertreter des geistlichen Beisitzers im Senat für Verfassungs­
sachen:
Pfarrer Kahmann, Liebenburg.

Konföderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

-  Geschäftsstelle -
Behrens

Nr. 102
Bekanntmachung über die Besetzung des Rechtshofes 

der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen
Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Besetzung des 

Rechtshofes der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder­
sachsen (Kirchl. Amtsbl. Hannover, Nr. 10/1991, Seite 173) be­
kannt.
Oldenburg, den 27. März 1992

D er O berkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Ristow
Oberkirchenrat

Besetzung des Rechtshofs
Hannover, den 22. November 1991

Der Rat der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder­
sachsen hat den Rechtshof der Konföderation gemäß § 4 Abs. 1 
der Rechtshofordnung vom 20. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 217), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz zur 
Änderung der Rechtshofordnung vom 21. November 1988 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 164), wie folgt besetzt:
1. Präsident:

Präsident des Oberverwaltungsgerichts 
Dr. Schinkel, Lüneburg

2. Vizepräsident und rechtskundiger Beisitzer:
Richter am Bundesverwaltungsgericht
Dr. Lemmel, Berlin

3. Rechtskundige Beisitzer:
Richterin am Oberverwaltungsgericht 
Meyer, Lüneburg
Vorsitzender Richter am Landgericht 
Kunkis, Celle

4. Geistliche Beisitzer:
Pastor Goldenstein, Lüneburg 
Senior Kühner, Braunschweig 
Pastor Kämper, Oldenburg 
Oberprediger Dr. Pönnighaus, Stadthagen

Nr. 103
Bekanntmachung der Neufassung des Pfarrerbesoldungs­

und -Versorgungsgesetzes
Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Bekanntmachung der 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die 
Neufassung des Pfarrerbesoldungs- und -Versorgungsgesetzes 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover, Nr. 3/1992, Seite 39) bekannt.
Oldenburg, den 27. März 1992

D er O berk irchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Ristow
Oberkirchenrat

Bekanntmachung der Neufassung des 
Pfarrer- und -Versorgungsgesetzes

Oldenburg, den 29. Januar 1992
Auf Grund des § 3 Abs. 3 des Kirchengesetzes der Konfödera­

tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des 
Pfarrerbesoldungs- und -Versorgungsgesetzes vom 29. November 
1990 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 128) wird nachstehend der 
Wortlaut des Pfarrerbesoldungs- und -Versorgungsgesetzes in der 
ab 1. Januar 1992 geltenden Fassung bekanntgemacht. Die Neufas­
sung berücksichtigt:
1. das Kirchengesetz in seiner ursprünglichen Fassung vom 2. Sep­

tember 1981 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 131),
2. das nach Maßgabe seines § 2 in Kraft getretene Kirchengesetz 

vom 15. Oktober 1982 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 176),
3. die am 1. Januar 1984 in Kraft getretene Verordnung mit Geset­

zeskraft vom 16. Dezember 1983 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S.
267),

4. das nach Maßgabe seines § 3 in Kraft getretene Kirchengesetz 
vom 22. Oktober 1985 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 125),

5. das nach Maßgabe seines § 2 Abs. 2 in Kraft getretene Kirchen­
gesetz vom 22. Oktober 1988 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 
127),

6. das nach Maßgabe seines § 2 Abs. 2 in Kraft getretene Kirchen­
gesetz vom 9. November 1989 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 
109),

7. das nach Maßgabe seines § 3 Abs. 1 und 2 in Kraft getretene ein­
gangs genannte Kirchengesetz,

131
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8. die mit Wirkung vom 1. Januar 1991 in Kraft getretene Verord­
nung mit Gesetzeskraft vom 5. März 1991 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 11),

9. die mit Wirkung vom 19. November 1991 in Kraft getretene 
Verordnung mit Gesetzeskraft vom 30. November 1991 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 172).

Der Rat der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen

Dr. Sievers 
Vorsitzender

Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen über die Besoldung und Versorgung 

der Pfarrer und Pfarrerinnen 
(Pfarrerbesoldungs- und -Versorgungsgesetz -  PfBVG)

in der Fassung vom 29. Januar 1992
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I. Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften für die Kirchen

1. Allgemeine Vorschriften
§1

Geltungsbereich
Dieses Kirchengesetz regelt die Besoldung und Versorgung der 

Pfarrer und Pfarrerinnen und ihrer Hinterbliebenen. In diesem 
Kirchengesetz verwendete Personenbezeichnungen gelten für 
Frauen und Männer.

§2
Entsprechende Anwendung des staatlichen Rechts

(1) Besoldung und Versorgung werden in entsprechender An­
wendung der für die Beamten des Landes Niedersachsen gelten­
den Rechtsvorschriften gewährt, soweit in diesem Kirchengesetz 
und in nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes erlassenen Bestim­
mungen nicht anderes vorgesehen ist.

(2) Neben der Besoldung oder Versorgung werden Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen, Jubiläumszuwendungen 
sowie Schulbeihilfen in entsprechender Anwendung der für die 
Beamten des Landes Niedersachsen geltenden Bestimmungen 
gewährt.

(3) Sonstige Leistungen werden nach Maßgabe kirchlicher Be­
stimmungen gewährt.

§3
Kirchlicher Dienst

(1) Bei der Anwendung der besoldungs- und versorgungsrecht­
lichen Vorschriften ist der Dienst
1. bei der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihren Gliedkir­

chen sowie Zusammenschlüssen von Gliedkirchen,
2. bei den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli­

chen Rechts, die der Aufsicht einer Gliedkirche der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland unterstehen,

Dienst bei öffentlich-rechtlichen Dienstherren im Sinne der ent­
sprechend anzuwendenden Vorschriften.

(2) Dem Dienst nach Absatz 1 steht gleich eine Tätigkeit in 
missionarischen, diakonischen und sonstigen kirchlichen Werken 
und Einrichtungen innerhalb der Evangelischen Kirche in 
Deutschland sowie in Anstalten und Einrichtungen, die dem Dia- 
konischen Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland ange­
schlossen sind, ohne Rücksicht auf deren Rechtsform.

(3) Dem Dienst nach Absatz 1 kann gleichgestellt werden eine 
Tätigkeit in einer anderen christlichen Kirche sowie in anderen 
Zusammenschlüssen von Kirchen mit ihren Einrichtungen ein­
schließlich Mission und Diakonie.

2. Ergänzende Vorschriften zur Besoldung
§4

Grundgehalt
(1) Pfarrer erhalten Grundgehalt

1. in der ersten bis neunten Dienstaltersstufe nach der Besol­
dungsgruppe A 13,

2. von der zehnten Dienstaltersstufe an nach der Besoldungs­
gruppe A 14.

(2) Pfarrer erhalten eine das Grundgehalt ergänzende ruhege­
haltfähige Zulage in der Höhe, wie sie Beamten des Landes Nie­
dersachsen nach den Besoldungsordnungen in den entsprechen­
den Besoldungsgruppen als allgemeine Stellenzulage zusteht. Im 
übrigen werden Zulagen, die in den für die Beamten des Landes 
Niedersachsen geltenden Besoldungsordnungen vorgesehen sind, 
insoweit gewährt, als dies durch Ausführungsverordnungen des 
Rates bestimmt wird.

(3) Das Besoldungsdienstalter ist wegen eines Wartestandes 
nicht hinauszuschieben. Satz 1 gilt nicht, wenn der Pfarrer die 
Rechtsstellung eines Pfarrers im Wartestand auf Grund eines Dis- 
ziplinarurteils (Amtszuchturteils) erhalten hatte. Im Falle des Sat­
zes 2 ist das Besoldungsdienstalter nicht hinauszuschieben, soweit 
dem Pfarrer im Wartestand eine Aufgabe übertragen ist, die min­
destens der Hälfte des vollen Dienstes eines Pfarrers entspricht.

§5
Wahrung des Besitzstandes

(1) Übernimmt ein Pfarrer im kirchlichen Interesse ein Amt, für 
das niedrigere Dienstbezüge vorgesehen sind, als sie ihm in seinem 
bisherigen Amt zustanden, so kann ihm eine Ausgleichszulage bis 
zur Höhe des Unterschiedes zwischen seinen jeweiligen Dienstbe­
zügen und den Dienstbezügen, die ihm im bisherigen Amt zuletzt 
zustanden, gewährt werden. Hat der Pfarrer das bisherige Amt 
mindestens sechs Jahre lang innegehabt, so kann ihm abweichend 
von Satz 1 auch eine Ausgleichszulage bis zur Höhe des Unter­
schiedes zwischen seinen jeweiligen Dienstbezügen und den jewei­
ligen Dienstbezügen, die ihm im bisherigen Amt zugestanden hät­
ten, gewährt werden; Änderungen der besoldungsmäßigen Zuord­
nung des bisherigen Amts bleiben unberücksichtigt. Die Aus­
gleichszulage kann insoweit für ruhegehaltfähig erklärt werden, 
als sie auf ruhegehaltfähige Bestandteile der höheren Dienstbezü­
ge zurückgeht.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn dem Pfarrer das neue Amt auf 
Grund eines Disziplinarurteils (Amtszuchturteils) übertragen 
wird.

§6
Zusammentreffen mehrerer Ansprüche auf Ortszuschlag 

Werden von anderer Seite Vorschriften über das Zusammen­
treffen mehrerer Ansprüche auf Ortszuschlag nicht angewandt, 
weil der kirchliche Dienst auf Grund geltenden Rechts nicht als öf­
fentlicher Dienst behandelt wird, so ist Ortszuschlag nach diesem 
Kirchengesetz neben den von anderer Seite gewährten Leistungen
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bis zu der in Satz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. Höchst­
grenze ist die Summe der Ortszuschläge, die sich bei Anwendung 
der Vorschriften über das Zusammentreffen mehrerer Ansprüche 
auf Ortszuschlag auch auf die nicht nach diesem Kirchengesetz An­
spruchsberechtigten ergeben würde.

§7
Zusammentreffen von Dienst- und Versorgungsbezügen

(1) Den Pfarrern, die aus einer früheren Verwendung im kirchli­
chen oder sonstigen öffentlichen Dienst Versorgungsbezüge nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften erhalten, ohne daß bei einer Tä­
tigkeit im kirchlichen Dienst beamtenrechtliche Vorschriften über 
das Zusammentreffen von Versorgungsbezügen und Dienstbezü­
gen angewandt werden, werden diese Versorgungsbezüge nach 
Maßgabe des Absatzes 2 auf ihre Dienstbezüge angerechnet.

(2) Bei der Anrechnung nach Absatz 1 bleibt anrechnungsfrei 
die Hälfte des jeweiligen Bruttobetrages der Versorgungsbezüge, 
mindestens aber ein Betrag in der jeweiligen Höhe der ruhegehalt­
fähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 1 
mit dem Ortszuschlag der Stufe 1. Pfennigbeträge werden auf volle 
Deutsche Mark aufgerundet. Übergangsgeld nach den Vorschrif­
ten des Beamtenversorgungsgesetzes ist bis zur Höhe der Dienst­
bezüge anzurechnen, soweit es in Monatsbeträgen für denselben 
Zeitraum gezahlt wird, für den auch Dienstbezüge zustehen.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf Pfarrer entsprechend anzu­
wenden, die aus einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis des 
verstorbenen Ehegatten ohne Berücksichtigung ihres Einkom­
mens aus der eigenen kirchlichen Verwendung Versorgungsbezüge 
erhalten.

§8
Ausgleich von Nachteilen

Ergeben sich für einen Pfarrer oder für einen früheren Pfarrer 
hinsichtlich der Gewährung von Besoldungsbestandteilen, die 
nicht Dienstbezüge sind, Nachteile daraus, daß von anderer Seite 
der kirchliche Dienst auf Grund geltenden Rechts nicht als Dienst 
bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherm behandelt wird, so 
sind diese auf Antrag auszugleichen; der Antrag muß innerhalb ei­
nes Jahres nach Entstehung des Nachteils gestellt sein.

§9
Dienstwohnung

(1) Pfarrern, die im pfarramtlichen Dienst in einer Kirchenge­
meinde tätig sind, wird eine Dienstwohnung zugewiesen; haben 
beide Ehegatten Anspruch auf Zuweisung einer Dienstwohnung, 
so gilt mit der Zuweisung einer Dienstwohnung an einen Ehegatten 
der Anspruch des anderen Ehegatten als erfüllt. Anderen Pfarrern 
kann eine Dienstwohnung zugewiesen werden. Das Weitere wird 
durch die Vorschriften des II. Abschnitts und durch Verwaltungs­
vorschriften der Kirchen geregelt.

(2) Bei Pfarrern, die in einem Dienstverhältnis mit eingeschränk­
tem Auftrag verwendet werden, sind bei der Bemessung des An­
rechnungsbetrages (Dienstwohnungsvergütung) die unverringer- 
ten Dienstbezüge zugrunde zu legen; die Kirchen können zulassen, 
daß in Härtefällen verringerte Dienstbezüge zugrundegelegt wer­
den.

3. Ergänzende Vorschriften zur Versorgung 

§10
Pfarrer im Wartestand

(1) Für die Gewährung von Wartegeld sind die für die Beamten 
des Landes Niedersachsen geltenden Vorschriften über die Bezüge 
im einstweiligen Ruhestand entsprechend anzuwenden, soweit 
nicht in diesem Kirchengesetz oder durch andere kirchliche 
Rechtsvorschriften etwas anderes bestimmt ist.

(2) Bei der Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit ist die 
Zeit eines Wartestandes wie eine im einstweiligen Ruhestand ver­
brachte Zeit zu behandeln, soweit nicht durch kirchliche Rechts­
vorschriften etwas anderes bestimmt ist. Die Zeit des Wartestandes 
auf Grund eines Disziplinarurteils (Amtszuchturteils) ist nur ru­
hegehaltfähig, wenn der Pfarrer im Wartestand auf Grund einer 
ihm übertragenen Aufgabe vollbeschäftigt war.

(3) Solange der Pfarrer im Wartestand vollbeschäftigt wird, er­
hält er zum Wartegeld eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetra­
ges zwischen dem Wartegeld und den Dienstbezügen, die er bei

Wahrnehmung dieser Aufgabe erhalten würde, wenn er sich nicht 
im Wartestand befände.

§11
Ortszuschlag

Für die Bemessung des Ortszuschlages im Rahmen der Versor­
gungsbezüge gilt § 6 entsprechend.

§12
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen

(1) Bezieht ein Pfarrer als Empfänger von Wartegeld oder Ruhe­
gehalt aus einer früheren Verwendung im kirchlichen oder sonsti­
gen öffentlichen Dienst eine Versorgung, ohne daß bei einer Tätig­
keit im kirchlichen Dienst beamtenrechtliche Vorschriften über das 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen angewandt werden, so 
erhält er daneben das Wartegeld oder Ruhegehalt nach diesem Kir­
chengesetz nur soweit, als die Versorgungsbezüge aus der früheren 
Verwendung und die Versorgungsbezüge nach diesem Kirchenge­
setz zusammen die in Absatz 2 bezeichnete Höchstgrenze nicht 
überschreiten. Im übrigen ruhen die Versorgungsbezüge nach die­
sem Kirchengesetz.

(2) Höchstgrenze sind 133 Vs vom Hundert der jeweils höheren 
Bruttoversorgungsbezüge.

(3) Auf Versorgungsbezüge von Hinterbliebenen sind die Absät­
ze 1 und 2 entsprechend anzuwenden. Die für die Beamten des 
Landes Niedersachsen geltenden Bestimmungen über Höchstbe­
träge und Kürzungen der Hinterbliebenenbezüge sind mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß Witwen- und Waisengeld zusammen 
die Höchstgrenze nach Absatz 2 nicht überschreiten dürfen.

(4) § 7 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 gilt entsprechend.

§13
Zusammentreffen von Waisengeldansprüchen

(1) Wird für eine Waise nach beamtenrechtlichen Vorschriften von 
anderer Seite ein niedrigeres Waisengeld gezahlt, weil der Dienst­
herr eine beamtenrechtliche Regelung über das Zusammentreffen 
mehrerer Ansprüche für diesen Fall nicht anwendet, so wird das 
Waisengeld nach diesem Kirchengesetz unter Abzug der von ande­
rer Seite gewährten Leistungen gezahlt.

(2) Ergeben sich für eine Vollwaise Waisengeldansprüche nach 
diesem Kirchengesetz aus den Anstellungsverhältnissen beider 
Elternteile, so ist neben dem zu zahlenden höheren Waisengeld 
auch das andere Waisengeld bis zum Erreichen der in den Satz 2 be­
zeichneten Höchstgrenze zu zahlen, wenn bei beiden Elternteilen 
das Ruhegehalt wegen Freistellung vom Dienst vermindert ist. 
Höchstgrenze ist das nach dem Höchstsatz aus der Endstufe der 
Besoldungsgruppe A 14 berechnete Waisengeld. Die Gesamtbezü­
ge mehrerer Vollwaisen dürfen zusammen das dem Waisengeld 
nach Satz 2 zugrunde zu legende Ruhegehalt nicht übersteigen.

§14
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge

Ist der Pfarrer wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand ge­
treten, so ist den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen dasjenige 
Grundgehalt nach § 4 zugrunde zu legen, das der Pfarrer bis zum 
Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze hätte 
erreichen können. Satz 1 gilt bei Gewährung von Unfallfürsorge 
und Kriegsunfallversorgung entsprechend.

§15
Berücksichtigung früherer höherer Dienstbezüge

(1) hat ein Pfarrer früher ein mit höheren Dienstbezügen ver­
bundenes Amt bekleidet und diese Bezüge mindestens zehn Jahre 
lang erhalten, so sind bei der Berechnung des Ruhegehaltes die ru­
hegehaltfähigen Dienstbezüge zugrunde zu legen, die bei Verblei­
ben in dem früheren Amt zugrunde zu legen gewesen wären.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Pfarrer das mit höheren Dienst­
bezügen verbundene Amt auf Grund eines Disziplinarurteils 
(Amtszuchturteils) verloren hat.

§16
Geltendmachung von Rentenansprüchen

(1) Der Pfarrer ist verpflichtet, Ansprüche auf Renten, die nach 
den Vorschriften über das Zusammentreffen von Versorgungsbe­
zügen mit Renten auf die Versorgungsbezüge anzurechnen sind, in 
vollem Umfang geltend zu machen. Kommt der Pfarrer dieser Ver­
pflichtung schuldhaft nicht nach, so ist die ruhegehaltfähige Dienst­
zeit in der Weise neu festzusetzen, daß Zeiten, für die Ver­
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sicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung bestan­
den hat oder die nachversichert worden sind, nicht berücksichtigt 
werden. Sätze 1 und 2 gelten für die Hinterbliebenen des Pfarrers 
entsprechend.

(2) Die ruhegehaltfähige Dienstzeit ist von dem Zeitpunkt an 
nach Absatz 1 neu festzusetzen, zu dem die Voraussetzungen für 
die Gewährung von Renten erfüllt waren; Versorgungsbezüge, die 
wegen der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs weiterge­
zahlt werden, stehen insoweit unter dem Vorbehalt der Rückfor­
derung.

§17
Zusage von Unfallfürsorge

(1) Unfallfürsorge in entsprechender Anwendung der allgemei­
nen Vorschriften kann für Unfälle zugesagt werden, die ein Pfarrer 
in Ausübung oder infolge außerdienstlicher im kirchlichen Interes­
se liegender Tätigkeiten, auch im Falle einer Beurlaubung nach den 
Vorschriften des Pfarrerdienstrechts, erleidet. Die Zusage kann all­
gemein oder für einzelne Tätigkeitsarten gegeben werden.

(2) Die Zusage begründet einen Anspruch auf Unfallfürsorge 
bei Unfällen, die nach Erteilung der Zusage eintreten. Neben Lei­
stungen, die der Pfarrer oder seine Hinterbliebenen auf Grund des 
Unfalls von anderer Seite erhalten, wird Unfallfürsorge nur bis zur 
Höhe der gesetzlichen Unfallfürsorge gewährt. Leistungen einer 
Versicherung sind insoweit nicht zu berücksichtigen, als sie auf ei­
gene Beiträge zurückgehen.

§ 18
Übergangsgeld

Als Grund für die Nichtgewährung von Übergangsgeld gilt auch 
das Ausscheiden aus dem Dienst nach den Vorschriften des Pfar­
rergesetzes der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands oder entsprechenden kirchlichen Rechtsvorschrif­
ten.

§19
Erlöschen der Versorgungsbezüge

Die für die Beamten des Landes Niedersachsen geltenden Vor­
schriften über das Erlöschen der Versorgungsbezüge wegen Verur­
teilung durch ein staatliches Gericht sind nicht anzuwenden.

4. Gemeinsame Vorschriften zur Besoldung und Versorgung

§20
Militärpfarrer

Pfarrer, die sich als Militärpfarrer in einem Beamtenverhältnis 
auf Zeit befinden, sowie ihre Hinterbliebenen behalten den An­
spruch auf Besoldung und Versorgung nach kirchlichem Recht. Für 
die Berechnung der Besoldung und Versorgung ist das Grundge­
halt maßgebend, das zugrunde zu legen wäre, wenn der Pfarrer in 
dem Amt verblieben wäre, das er vor der Beurlaubung innegehabt 
hat. Die Ansprüche nach den Sätzen 1 und 2 ruhen in der Höhe, in 
der Pfarrer und ihre Hinterbliebenen Ansprüche auf Besoldung, 
Vergütung, Zulagen oder Versorgung aus der Tätigkeit während 
der Beurlaubung gegenüber dem neuen Dienstherrn haben. Die §§ 
5 und 15 sind entsprechend anzuwenden.

§21
Berücksichtigung von Ausbildungszeiten

Bei der entsprechenden Anwendung der für die Beamten des 
Landes Niedersachsen geltenden Vorschriften über die Berück­
sichtigung von Zeiten der außer der allgemeinen Schulbildung vor­
geschriebenen Ausbildung ist beim Hochschulstudium von einer 
Mindestzeit von vier Jahren zuzüglich einer Prüfungszeit von ei­
nem halben Jahr auszugehen.

§22
Bemessung der Beihilfen

Werden beide Ehegatten als Pfarrer in einem Dienstverhältnis 
mit einem eingeschränkten Auftrag, der jeweils der Hälfte des vol­
len Dienstes eines Pfarrers entspricht, verwendet, so sind bei der 
Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfäl­
len (§2 Abs. 2) die Bemessungssätze zugrunde zu legen, die maßge­
bend wären, wenn nur ein Ehegatte beihilfeberechtigt wäre. Die 
Ehegatten bestimmen, wer von ihnen im Rahmen des Satzes 1 als 
Beihilfeberechtigter und als berücksichtigungsfähiger Ehegatte 
gelten soll. Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Zeit, in der
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wegen eines Erziehungsurlaubs des einen Ehegatten das Dienst­
verhältnis des anderen Ehegatten befristet in ein Dienstverhältnis 
mit nicht eingeschränktem Auftrag umgewandelt wird.

§23
Zusammentreffen von Bezügen mit Leistungen 

nach dem Abgeordnetenrecht
Erhält ein Pfarrer Leistungen wegen einer Mitgliedschaft im Eu­

ropäischen Parlament, im Deutschen Bundestag oder in der gesetz­
gebenden Körperschaft eines Landes und werden von anderer Sei­
te Vorschriften über das Zusammentreffen mehrerer Ansprüche 
nicht angewandt, weil der kirchliche Dienst auf Grund geltenden 
Rechts nicht als öffentlicher Dienst behandelt wird, so werden Be­
züge nach diesem Kirchengesetz nur insoweit gewährt, als sie zu­
sammen mit den anderen Leistungen den Gesamtbetrag nicht 
überschreiten, der sich bei einem vergleichbaren Beamten des Lan­
des Niedersachsens ergeben würde. Satz 1 gilt für versorgungsbe­
rechtigte Hinterbliebene des Pfarrers entsprechend.

§24
Abtretung von Schadensersatzansprüchen

(1) Wird ein Pfarrer oder Versorgungsberechtigter oder einer ih­
rer Angehörigen körperlich verletzt oder getötet, so ist ein gesetzli­
cher Schadensersatzanspruch, der diesen Personen infolge der 
Körperverletzung oder der Tötung gegen einen Dritten zusteht, in­
soweit abzutreten, als während einer auf der Körperverletzung be­
ruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder infolge der Körper­
verletzung oder der Tötung Leistungen zu gewähren sind. Der 
Schadensersatzanspruch ist an die Körperschaft abzutreten, die 
nach diesem Kirchengesetz die in Satz 1 genannten Leistungen zu 
erbringen hat.

(2) Der abgetretene Anspruch darf nicht zum Nachteil des Ver­
letzten oder der Hinterbliebenen geltend gemacht werden. Wird 
der Schadensersatzanspruch nicht oder nicht in voller Höhe abge­
treten, so kann die Gewährung von Besoldung oder Versorgung 
oder anderer Leistungen bis zur Höhe des Schadensersatzan­
spruchs verweigert werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Abtretung 
eines Anspruches aus einem Versicherungsvertrag, wenn die Bei­
träge aus einer kirchlichen Kasse gezahlt werden. Werden die Bei­
träge nur teilweise aus einer kirchlichen Kasse gezahlt, so ist ein 
entsprechender Teilbetrag abzutreten.

§25
Leistungsbescheid

(1) Vermögensrechtliche Ansprüche aus dem Pfarrerdienstver­
hältnis können gegenüber einem Pfarrer durch Leistungsbescheid 
geltend gemacht werden. Die Möglichkeit, einen Anspruch durch 
Erhebung einer Klage zu verfolgen, bleibt unberührt.

(2) Der Leistungsbescheid wird von der zuständigen kirchlichen 
Stelle auf Antrag der forderungsberechtigten Körperschaft oder 
von Amts wegen erlassen. Er soll nur erlassen werden, wenn ein 
Pfarrer nicht zur Zahlung bereit oder nicht mit der Einbehaltung 
von den Dienst- oder Versorgungsbezügen einverstanden ist.

(3) Ein Leistungsbescheid über die Kosten eines Verfahrens vor 
einem kirchlichen Gericht kann nur auf Grund eines Kostenfestset­
zungsbeschlusses des kirchlichen Gerichtes und erst dann erlassen 
werden, wenn der Festsetzungsbeschluß nicht mehr anfechtbar ist.

(4) Der Leistungsbescheid wird mit der Zustellung an den Pfar­
rer sofort vollziehbar.

(5) Der Leistungsbescheid wird durch Einbehaltung des festge­
setzten Betrages von den Dienst- oder Versorgungsbezügen voll­
zogen. Zur Vollziehung ist die kirchliche Kassenstelle verpflichtet, 
durch die die Bezüge gezahlt werden, sobald ihr eine Ausfertigung 
des Leistungsbescheides zugestellt worden ist; die Ausfertigung 
wird der Kassenstelle unmittelbar zugestellt. Die Kassenstelle führt 
die einbehaltenen Beträge an die zuständige kirchliche Stelle ab.

(6) Für die Vollziehung des Leistungsbescheides gelten die Vor­
schriften der Zivilprozeßordnung über die Unpfändbarkeit von 
Forderungen entsprechend.

(7) Die zuständige kirchliche Stelle bestimmt die Höhe des mo­
natlich einzubehaltenden Betrages und entscheidet über Anträge 
auf Aussetzung der Vollziehung.

(8) Für die Geltendmachung von vermögensrechtlichen Ansprü­
chen gegenüber versorgungsberechtigten Angehörigen des Pfar­
rers gelten die Vorschriften der Absätze 1 bis 7 entsprechend.
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§26
Zustellung

(1) Verfügungen, die dem Pfarrer oder einem versorgungsbe­
rechtigten Hinterbliebenen bekanntzugeben sind, sind zuzustellen, 
wenn durch sie eine Frist in Lauf gesetzt wird oder Rechte des Pfar­
rers oder des versorgungsberechtigten Hinterbliebenen durch sie 
berührt werden.

(2) Verfügungen können zugestellt werden
1. durch Übergabe an den Empfänger gegen Empfangsschein; ver­

weigert der Empfänger die Annahme des Schriftstückes oder 
das Ausstellen des Empfangsscheines, so gilt das Schriftstück 
mit der Weigerung als zugestellt, wenn darüber eine Nieder­
schrift gefertigt und zu den Akten genommen ist,

2. durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein,
3. durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde,
4. durch Bekanntmachung im Verkündungsblatt der zuständigen 

Kirche, wenn der Aufenthalt des Empfängers nicht zu ermitteln 
ist,

5. an Behörden und sonstige kirchliche Amtsstellen auch durch 
Vorlegen der Akten mit der Urschrift des zuzustellenden 
Schriftstückes; der Empfänger hat den Tag, an dem ihm die Ak­
ten vorgelegt werden, darin zu vermerken.

(3) Wer nicht im Inland wohnt, hat auf Verlangen einen Zustel­
lungsbevollmächtigten zu bestellen.

5. Erweiterter Geltungsbereich 

§27
Pfarrer im Probedienst

(1) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes und die auf Grund 
dieses Kirchengesetzes getroffenen Regelungen gelten entspre­
chend für die Pfarrer auf Probe, Hilfsprediger und Kandidaten des 
Pfarramtes und ihre Hinterbliebenen nach Maßgabe des Absatzes 
2.

(2) Pfarrer auf Probe, Hilfsprediger und Kandidaten des Pfar­
ramtes erhalten Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 13 zu­
züglich der Zulage nach § 4 Abs. 2 Satz 1. Im übrigen sind die für die 
Beamten auf Probe des Landes Niedersachsen geltenden Bestim­
mungen entsprechend anzuwenden; soweit Versorgung zu gewäh­
ren ist, gilt § 14 entsprechend.

§28
Pfarrverwalter, Pfarrdiakone

(1) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes und die auf Grund 
dieses Kirchengesetzes getroffenen Regelungen gelten entspre­
chend für die Pfarrverwalter (Pfarrdiakone) im Kirchenbeamten­
verhältnis nach Maßgabe des Absatzes 2.

(2) Pfarrverwalter (Pfarrdiakone) im Kirchenbeamtenverhältnis 
erhalten Grundgehalt
1. nach der Besoldungsgruppe A 12 während der Probezeit,
2. nach der Besoldungsgruppe A 13 nach Abschluß der Probe­

zeit,
3. nach der Besoldungsgruppe A 14 fünfzehn Jahre nach Errei­

chen der Besoldungsgruppe A 13.
Zu dem Grundgehalt nach Satz 1 wird eine Zulage nach § 4 Abs.

2 Satz 1 gewährt.

II. Abschnitt
Besondere Vorschriften für die Kirchen

1. Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 
§29

Andere Grundgehälter, Zulagen
(1) Superintendenten erhalten Grundgehalt nach der Besol­

dungsgruppe A 15.
(2) Pfarrer der Landeskirche, denen eine allgemeinkirchliche 

Aufgabe übertragen worden ist, erhalten für die Dauer der Wahr­
nehmung eine ruhegehaltfähige Zulage nach Maßgabe der Absätze
3 und 4, wenn Umfang und besondere Schwierigkeiten der Aufgabe 
dies gerechtfertigen. Die Entscheidung trifft das Landeskirchen­
amt im Einvernehmen mit dem Landessynodalausschuß. Pfarrer, 
denen als Pfarrer der Landeskirche die Aufgabe des Studiendirek­

tors eines Predigerseminars übertragen worden ist, erhalten für die 
Dauer der Wahrnehmung dieses Amtes eine ruhegehaltfähige Zu­
lage nach Maßgabe des Absatzes 3 Nr. 2.

(3) Die ruhegehaltfähige Zulage wird gewährt in Höhe des Un­
terschiedes zwischen dem jeweiligen Grundgehalt (§ 4) und dem je­
weiligen Grundgehalt
1. nach der Besoldungsgruppe A 14, erhöht um den Unterschieds­

betrag zwischen zwei aufeinanderfolgenden Dienstaltersstufen 
des Grundgehaltes der Besoldungsgruppe A 14, oder

2. nach der Besoldungsgruppe A 15 oder
3. nach der Besoldungsgruppe A 16.

(4) Die Gewährung der ruhegehaltfähigen Zulage ist bei Ände­
rung der Voraussetzungen zu überprüfen. Eine Zulage nach Absatz 
3 Nr. 1 oder 2 wird Pfarrern der Landeskirche frühestens nach einer 
Dienstzeit als Pfarrer und Pfarrer auf Probe von drei Jahren ge­
währt; der Kirchensenat kann Ausnahmen zulassen. Eine Zulage 
nach Absatz 3 Nr. 3 kann nur für die Wahrnehmung einer allge­
meinkirchlichen Aufgabe mit besonderer Verantwortung für die 
gesamte Landeskirche gewährt werden.

(5) Durch Rechtsverordnung kann in Anlehnung an die für die 
Beamten des Landes Niedersachsen geltenden Vorschriften be­
stimmt werden, daß Pfarrer der Landeskirche, die hauptberuflich 
als Dozenten an kirchlichen Ausbildungs-, Fortbildungs- und Wei­
terbildungsstätten tätig sind, Dienstbezüge bis zur Höhe der 
Dienstbezüge vergleichbarer Dozenten im Kirchenbeamtenver­
hältnis erhalten.

§30
Inselzulage

(1) Pfarrer, die im pfarramtlichen Dienst auf einer Nordseeinsel 
tätig sind, erhalten mit Rücksicht auf die erhöhten Lebenshaltungs­
kosten eine nichtruhegehaltfähige Zulage (Inselzulage). Die Insel­
zulage wird nur für die Zeit, in der ein eigener Haushalt auf der In­
sel geführt wird, gezahlt.

(2) Die Höhe der Inselzulage bestimmt das Landeskirchenamt 
mit Zustimmung des Landessynodalausschusses.

§31
Gewährung und Zahlung der Besoldung und Versorgung

(1) Zur Gewährung der Besoldung sowie der Sterbemonatsbezü­
ge und des Sterbegeldes ist bei einem Pfarrer, der im pfarramtli­
chen Dienst in einer Kirchengemeinde tätig ist, die Kirchengemein- 
de verpflichtet; im übrigen ist zur Gewährung der Besoldung und 
Versorgung die Landeskirche verpflichtet.

(2) Alle Bezüge nach Absatz 1 werden von der Landeskirche 
gezahlt. Soweit die Kirchengemeinden zur Gewährung von Bezü­
gen verpflichtet sind, leistet die Landeskirche die Zahlungen für die 
Kirchengemeinden, die insoweit von ihrer Verpflichtung nach Ab­
satz 1 frei werden. Sätze 1 und 2 gelten nicht in Gebieten der Lan­
deskirche, in denen die Landeskirchensteuer nicht erhoben wird.

(3) Die Aufbringung der Mittel für die Besoldung und Versor­
gung sowie die Zahlung von Versorgungsbezügen durch eine Ver­
sorgungskasse richten sich nach dem Recht der Landeskirche.

§32
Gestellung der Dienstwohnung

(1) Die Dienstwohnung für den Pfarrer, der im pfarramtlichen 
Dienst in einer Kirchengemeinde tätig ist, ist durch die Kirchenge- 
meinde in dem zur Pfarrstelle gehörenden Pfarrhaus, in einem an­
deren geeigneten kirchlichen Gebäude oder, wenn ein solches nicht 
vorhanden ist, durch Anmietung bereitzustellen.

(2) Wird einem Pfarrer der Landeskirche eine Dienstwohnung 
zugewiesen, so ist diese, wenn der Pfarrer außerhalb einer Kirchen­
gemeinde für eine oder mehrere kirchliche Körperschaften tätig ist, 
durch eine vom Landeskirchenamt zu bestimmende kirchliche 
Körperschaft bereitzustellen; eine Dienstwohnung für andere Pfar­
rer der Landeskirche ist durch die Landeskirche bereitzustellen.

(3) Die Festsetzung der Dienstwohnung und jede Änderung ih­
res Umfangs und der Größe eines dazugehörenden Hausgartens 
bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamtes. Das Landes­
kirchenamt kann diese Befugnis auf die Kirchenkreisvorstände 
übertragen.

(4) Die Überlassung von Teilen der Dienstwohnung durch den 
Pfarrer an Dritte und die Ausübung eines Gewerbes oder Berufes 
durch Dritte innerhalb der Dienstwohnung bedürfen des Einver­
ständnisses des Kirchenvorstandes und der Genehmigung des 
Landeskirchenamtes.
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(5) Der Anrechnungsbetrag (Dienstwohnungsvergütung) wird 
von den Dienstbezügen einbehalten und verbleibt der Landeskir­
che. Die kirchlichen Körperschaften werden zur Gestellung der 
Dienstwohnung im Rahmen der Bestimmungen über ihre Beteili­
gung am Aufkommen aus der Landeskirchensteuer in den Stand 
gesetzt. Sätze 1 und 2 gelten nicht in Gebieten der Landeskirche, in 
denen die Landeskirchensteuer nicht erhoben wird.

§33
Zuständigkeitsregelung

Für die nach diesem Kirchengesetz erforderlichen Maßnahmen 
sowie für die Entgegennahme von Erklärungen ist das Landeskir­
chenamt zuständig, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

§34
Erweiterter Geltungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes und die auf Grund 
dieses Kirchengesetzes getroffenen Regelungen gelten entspre­
chend für die Pfarrvikare nach Maßgabe des Absatzes 2.

(2) Festangestellte Pfarrvikare erhalten Grundgehalt
1. in der ersten bis zwölften Dienstaltersstufe nach der Besol­

dungsgruppe A 13,
2. von der dreizehnten Dienstaltersstufe an nach der Besoldungs­

gruppe A 14.
Pfarrvikare im Hilfsdienst erhalten Grundgehalt nach der Besol­

dungsgruppe A 13. Zu dem Grundgehalt nach den Sätzen 1 und 2 
wird die Zulage nach § 4 Abs. 2 Satz 1 gewährt.

2. Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig 

§35
Andere Grundgehälter, Zulagen

(1) Pröpste sowie Landespfarrer für Diakonie als Direktor des 
Diatonischen Werkes erhalten Grundgehalt nach der Besoldungs­
gruppe A 15. Der Direktor des Diakonischen Werkes kann nach 
Ablauf von acht Jahren in diesem Amt durch Beschluß der Kir­
chenregierung Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 16 er­
halten.

(2) Die Senioren der Propstei Braunschweig sowie der Dompre­
diger am Dom St. Blasii zu Braunschweig erhalten für die Dauer 
der Wahrnehmung dieser Ämter eine ruhegehaltfähige Zulage 
nach Maßgabe des Absatzes 5 Nr. 2, der Domprediger jedoch frü­
hestens zwei Jahre nach Erreichen der Besoldungsgruppe A 14. Die 
Kirchenregierung kann bestimmen, daß die Senioren und der 
Domprediger Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 15 oder 
eine ruhegehaltfähige Zulage nach Maßgabe des Absatzes 5 Nr. 3 
erhalten.

(3) Der Direktor des Predigerseminars erhält für die Dauer der 
Wahrnehmung dieses Amtes eine ruhegehaltfähige Zulage nach 
Maßgabe des Absatzes 5 Nr. 3.

(4) Pfarrer der Landeskirche, denen eine allgemeinkirchliche 
Aufgabe übertragen worden ist, erhalten für die Dauer der Wahr­
nehmung eine ruhegehaltfähige Zulage nach Maßgabe des Absat­
zes 5, wenn Umfang und besondere Schwierigkeiten der Aufgabe 
dies rechtfertigen. Die Entscheidung trifft die Kirchenregierung.

(5) Die ruhegehaltfähige Zulage wird gewährt in Höhe des Un­
terschiedes zwischen dem jeweiligen Grundgehalt (§ 4) und dem je­
weiligen Grundgehalt
1. nach der Besoldungsgruppe A 14, erhöht um den Unterschieds­

betrag zwischen zwei aufeinanderfolgenden Dienstaltersstufen 
des Grundgehaltes der Besoldungsgruppe A 14, oder

2. nach der Besoldungsgruppe A 14, erhöht um das Zweifache des 
Unterschiedsbetrages zwischen zwei aufeinanderfolgenden 
Dienstaltersstufen des Grundgehaltes der Besoldungsgruppe 
A 14, oder

3. nach der Besoldungsgruppe A 15.
(6) Die Gewährung der ruhegehaltfähigen Zulage ist bei Ände­

rung der Voraussetzungen zu überprüfen.

§36
Aufwandsentschädigung

(1) Pfarrer, die eine vakante Pfarrstelle als Spezialvikar zusätz­
lich zu ihrer eigenen Stelle mitverwalten, können eine nichtruhege­
haltfähige Dienstaufwandsentschädigung erhalten.
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(2) Eine Aufwandsentschädigung kann auch an Pfarrer gezahlt 
werden, die die Vertretung eines durch Krankheit, Beurlaubung 
oder aus anderen Gründen in der Ausübung seines Dienstes ver­
hinderten Pfarrers übernommen haben.

(3) Pröpste und ihre Stellvertreter sowie die Senioren der Prop­
stei Braunschweig können für die Dauer ihres Amtes zur Abgel­
tung des mit diesem Amt verbundenen Aufwands eine nichtruhe­
gehaltfähige Dienstaufwandsentschädigung erhalten.

(4) Das Nähere zu den Absätzen 1 bis 3 wird durch Kirchenver- 
ordnung geregelt.

§37
Aufbringung der Besoldung und Versorgung

(1) Zur Gewährung der Besoldung und Versorgung ist die Lan­
deskirche verpflichtet.

(2) Die Mittel für die Besoldung und Versorgung werden aus den 
Erträgen der Pfarren (Pfarrpfründen) und Pfarrwitwentümer so­
wie aus allgemeinen Haushaltsmitteln der Landeskirche aufge­
bracht.

(3) Die Pfarren und Pfarrwitwentümer sind selbständige 
Rechtsträger; ihre Vermögen sind in ihrem Bestand zu erhalten. 
Das Landeskirchenamt verwaltet die Vermögen und vertritt die 
Pfarren und Pfarrwitwentümer im Rechtsverkehr. Zur Veräuße­
rung und zur dinglichen Belastung von Grundstücken und Berech­
tigungen der Pfarren und Pfarrwitwentümer ist die Genehmigung 
der Kirchenregierung erforderlich, wenn der Wert 100000 Deut­
sche Mark übersteigt.

(4) Die Erträge der Pfarren und Pfarrwitwentümer fließen in die 
Landeskirchenkasse. Von den Erträgen sind die Kosten der Ver­
waltung, Erhaltung und Verbesserung der Vermögen sowie die Ab­
gaben und Lasten zu bestreiten, soweit sie nicht Dritten obliegen. 
Im übrigen dienen die Erträge ausschließlich der Besoldung und 
Versorgung.

(5) Die auf besonderen Rechtstiteln des privaten oder öffentli­
chen Rechts beruhenden Verpflichtungen Dritter gegenüber der 
Landeskirche, den Pfarren, den Pfarrwitwentümern oder den Kir­
chengemeinden bleiben unberührt.

(6) Die Zahlung von Versorgungsbezügen durch eine Versor­
gungskasse richtet sich nach dem Recht der Landeskirche.

§38
Gestellung der Dienstwohnung

(1) Die Dienstwohnung für einen Pfarrer, der im pfarramtlichen 
Dienst in einer Kirchengemeinde tätig ist, ist durch die Kirchenge­
meinde in dem zur Pfarrstelle gehörenden Pfarrhaus, in einem an­
deren geeigneten kirchlichen Gebäude oder, wenn ein solches nicht 
vorhanden ist, durch Anmietung bereitzustellen.

(2) Wird einem Pfarrer, dem eine Stelle mit allgemeinkirchlicher 
Aufgabe übertragen ist, gemäß § 9 Abs. 1 Satz 2 eine Dienstwoh­
nung zugewiesen, so ist diese von der Landeskirche, bei einem 
Pfarrer, dem eine Stelle mit besonderem Auftrag übertragen ist, 
von dem Rechtsträger, für den der Auftrag erfüllt wird, bereitzu­
stellen. Wird der Dienst eines Pfarrers nach dem Dienstumfang sei­
ner Stelle für mehrere Rechtsträger erfüllt, so obliegt die Gestel­
lung der Dienstwohnung nach Satz 1 den beteiligten Rechtsträgern 
anteilig. Können sich mehrere Rechtsträger über ihren Anteil nicht 
einig werden, so entscheidet das Landeskirchenamt endgültig.

(3) Für die Festsetzung der Dienstwohnung und jede Änderung 
ihres Umfangs und der Größe eines dazugehörenden Hausgartens 
ist das Landeskirchenamt zuständig.

(4) Die Überlassung von Teilen der Dienstwohnung durch den 
Pfarrer an Dritte und die Ausübung eines Gewerbes oder Berufes 
durch Dritte innerhalb der Dienstwohnung bedürfen des Einver­
ständnisses des Kirchenvorstandes und der Genehmigung des 
Landeskirchenamtes.

(5) Der Anrechnungsbetrag (Dienstwohnungsvergütung) wird 
von den Dienstbezügen einbehalten und verbleibt der Landeskir­
che. Die kirchlichen Körperschaften werden zur Gestellung der 
Dienstwohnung im Rahmen der Bestimmungen über ihre Beteili­
gung am Aufkommen aus der Landeskirchensteuer in den Stand 
gesetzt.

§39
Berücksichtigung früherer höherer Dienstbezüge 

bei der Versorgung
Die Vorschriften des § 15 sind bei einem Pfarrer, der Bezüge als 

Pfarrer mit allgemeinkirchlichen Aufgaben erhalten hat, mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß er die höheren Bezüge mindestens fünf 
Jahre lang erhalten haben muß.
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§40
Zuständigkeitsregelung

(1) Für die nach diesem Kirchengesetz erforderlichen Maßnah­
men sowie für die Entgegennahme von Erklärungen ist das Lan­
deskirchenamt zuständig, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

(2) Oberste Dienstbehörde im Sinne der entsprechend anzuwen­
denden Rechtsvorschriften für die Beamten des Landes Nieder­
sachsen ist die Kirchenregierung.

3. Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

§41
Zulagen

(1) Eine Stellenzulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi­
schen zwei aufeinanderfolgenden Dienstaltersstufen des Grundge­
haltes der Besoldungsgruppe A 14 erhalten für die Dauer ihres 
Amtes
1. Pfarrer, die die Verwaltung führen in Kirchengemeinden mit 

mehr als 9000 Gemeindegliedern oder mit mindestens drei 
Pfarrstellen,

2. Kreispfarrer,
3. der Pfarrer für Erwachsenenbildung, wenn er die Pfarrstelle für 

die Evangelische Akademie mitverwaltet.
(2) Der Pfarrer für Diakonie erhält für die Dauer der Wahrneh­

mung dieses Amtes eine Stellenzulage in Höhe des Unterschieds­
betrages zwischen dem jeweiligen Grundgehalt (§ 4) und dem je­
weiligen Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 16.

(3) Die Stellenzulagen werden ruhegehaltfähig, wenn sie acht 
Jahre lang bezogen worden sind.

(4) Mehrere Stellenzulagen können nicht nebeneinander bezo­
gen werden.

§42
Aufbringung der Besoldung und Versorgung

(1) Zur Gewährung der Besoldung und Versorgung ist die Ev.- 
Luth. Kirche in Oldenburg verpflichtet. Die Mittel für die Besol­
dung und Versorgung werden im Haushaltsplan bereitgestellt.

(2) Die Stelleneinkommen aller Pfarrstellen sind zur anteiligen 
Deckung der Pfarrbesoldung an die Landeskirchenkasse abzufüh­
ren.

(3) Die notwendigen Kosten der Vertretung eines beurlaubten 
oder durch Krankheit oder sonstigen Umstand an der Wahrneh­
mung seines Dienstes zeitweise verhinderten Pfarrers werden von 
der Landeskirchenkasse gezahlt. Hierunter fallen nicht die Kosten 
der gegenseitigen Vertretung innerhalb einer Kirchengemeinde.

(4) Die auf besonderen Rechtstiteln des privaten oder öffentli­
chen Rechts beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben unbe­
rührt.

(5) Die Zahlung von Versorgungsbezügen durch eine Versor­
gungskasse richtet sich nach dem Recht der Ev.-Luth. Kirche in 
Oldenburg.

§43
Gestellung der Dienstwohnung

(1) Die Dienstwohnung für einen im pfarramtlichen Dienst in ei­
ner Kirchengemeinde tätigen Pfarrer ist durch die Kirchengemein­
de in dem zur Pfarrstelle gehörenden Pfarrhaus, in einem anderen 
geeigneten kirchlichen Gebäude oder, wenn ein solches nicht vor­
handen ist, durch Anmietung bereitzustellen.

(2) Für die Gestellung einer Dienstwohnung für Pfarrer mit all­
gemeinkirchlichen Aufgaben ist der Oberkirchenrat zuständig.

(3) Die Zweckentfremdung einer Dienstwohnung oder von Tei­
len einer solchen oder eines Hausgartens ist nur mit der Zustim­
mung des Oberkirchenrates zulässig.

(4) Gibt der Pfarrer ohne Zustimmung des Oberkirchenrates 
Raum anderweitig ab, so fließt der Erlös in die zuständige kirchli­
che Kasse.

(5) Die Dienstwohnungsvergütung wird vom Oberkirchenrat 
nach Maßgabe der nach § 9 erlassenen Verwaltungsvorschriften 
festgesetzt und von den Dienstbezügen einbehalten.

§44
Berücksichtigung früherer höherer Dienstbezüge 

bei der Versorgung
Die Vorschriften des § 15 sind bei einem Pfarrer, der Bezüge 

nach § 41 erhalten hat, mit der Maßgabe anzuwenden, daß er die 
höheren Bezüge mindestens acht Jahre lang erhalten haben muß.

§45
Zuständigkeitsregelung

Für die nach diesem Kirchengesetz erforderlichen Maßnahmen 
sowie für die Entgegennahme von Erklärungen ist der Oberkir­
chenrat zuständig, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

4. Ev-ref. Kirche in Nordwestdeutschland

§46
Zulagen

Die Zulagen und Aufwandsentschädigungen für Träger überge­
meindlicher Dienste (insbesondere Bezirksvorsitzende und Mit­
glieder des Landeskirchenvorstandes) und die Behandlung dieser 
Zulagen im Versorgungsfall werden vom Landeskirchentag gere­
gelt.

§47
Aufbringung und Zahlung der Besoldung und Versorgung

(1) Zur Gewährung der Besoldung sowie der Sterbemonatsbezü­
ge und des Sterbegeldes ist bei einem im pfarramtlichen Dienst in 
einer Kirchengemeinde tätigen Pfarrer die Kirchengemeinde ver­
pflichtet; im übrigen ist zur Gewährung der Besoldung und Versor­
gung die Ev.-ref. Kirche in Nordwestdeutschland verpflichtet.

(2) Die Dienstbezüge, die Sterbemonatsbezüge und das Sterbe­
geld werden für alle Pfarrer durch die Gesamtpfarrkasse gezahlt; 
mit der Zahlung durch die Gesamtpfarrkasse wird die Kirchenge­
meinde insoweit von ihrer Verpflichtung nach Absatz 1 frei.

(3) Die Kirchengemeinden führen die Erträge des Pfarrkassen- 
vermögens nach der Verordnung über das Pfarrvermögen an die 
Gesamtpfarrkasse ab. Im übrigen werden die für die Besoldung er­
forderlichen Mittel von der Ev.-ref. Kirche in Nordwestdeutschland 
bereitgestellt und der Gesamtpfarrkasse zugeführt.

(4) In der Ev.-ref. Kirche in Nordwestdeutschland wird dieses 
Kirchengesetz nur auf die Besoldung der Pfarrer angewandt; die 
Versorgung der Pfarrer und ihrer Hinterbliebenen sind weiterhin 
durch besonderes Kirchengesetz der Ev.-ref. Kirche in Nordwest­
deutschland geregelt.

(5) Die für die Versorgung der Pfarrer erforderlichen Mittel wer­
den im Haushaltsplan der Ev.-ref. Küche in Nordwestdeutschland 
bereitgestellt. Die Beteiligung der Kirchengemeinden richtet sich 
nach dem Kirchengesetz über die Anteile der Kirchengemeinden 
und Bezükskirchenverbände an der Landeskirchensteuer (Zu­
weisungsordnung) .

(6) Die auf besonderen Rechtstiteln des privaten oder öffentli­
chen Rechts beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben unbe­
rührt.

§48
Gestellung der Dienstwohnung

(1) Die Dienstwohnung für einen im pfarramtlichen Dienst in ei­
ner Kirchengemeinde tätigen Pfarrer ist durch die Kirchengemein­
de in dem zur Pfarrstelle gehörenden Pfarrhaus, in einem anderen 
geeigneten kirchlichen Gebäude oder, wenn ein solches nicht vor­
handen ist, durch Anmietung bereitzustellen.

(2) Die von dem Pfarrer zu entrichtende Dienstwohnungsvergü­
tung wird vom Landeskirchenrat festgesetzt und von den Dienstbe­
zügen einbehalten.

§49
Zuständigkeitsregelung

Für die nach diesem Kirchengesetz erforderlichen Maßnahmen 
sowie für die Entgegennahme von Erklärungen ist der Landeskir­
chenrat zuständig, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

5. Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe
§50

Andere Grundgehälter, Zulagen
(1) Superintendenten, der Oberprediger in Stadthagen sowie der 

dem Landesbischof zugeordnete theologische Referent (Landeskü­
chenrat) erhalten Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 15.
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(2) Ein vom Landeskirchenrat zum Kirchenrat ernannter Pfarrer 
erhält Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 14, erhöht um 
eine mhegehaltfähige Zulage in Höhe des Ünterschiedsbetrages 
zwischen zwei aufeinanderfolgenden Dienstaltersstufen des 
Grundgehaltes der Besoldungsgruppe A 14.

(3) Superintendenten erhalten eine nichtruhegehaltfähige 
Dienstaufwandsentschädigung. Die Höhe der Dienstaufwandsent­
schädigung und das Nähere über die Gewährung richten sich nach 
dem Recht der Landeskirche.

§51
Vermietung, Verpachtung

Der Pfarrer darf Teile des Pfarrhauses oder der Pfarrgrundstük- 
ke an Dritte nur mit vorheriger Zustimmung des Landeskirchen­
amtes überlassen. Die Einnahmen aus der Überlassung von Räu­
men sind von ihm zur Hälfte, die von Grundstücken in voller Höhe 
an die örtliche Pfarrkasse abzuführen.

§52
Aufbringung der Mittel

(1) Die für die Besoldung und Versorgung erforderlichen Mittel 
werden von der Ev.-Luth Landeskirche Schaumburg-Lippe (Lan- 
despfarrkasse) aufgebracht.

(2) Die auf besonderen Rechtstiteln des privaten oder öffentli­
chen Rechts beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben unbe­
rührt.

(3) Die Zahlung von Versorgungsbezügen durch eine Versor­
gungskasse richtet sich nach dem Recht der Landeskirche.

§56
Besondere Rechtsverhältnisse 

(gegenstandslos)

§57
Überleitungsregelungen für die Ev.-luth. Landeskirche in 

Braunschweig aus Anlaß der Wiedereingliederung der 
ehemaligen Propstei Blankenburg

Die Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig kann bei der Wie­
dereingliederung der Kirchengemeinden, die bis zum 31. Dezem­
ber 1972 der ehemaligen Propstei Blankenburg der Ev.-luth. Lan­
deskirche in Braunschweig angehört haben, für die Besoldung und 
Versorgung der übernommenen Pfarrer, Pfarrerinnen und Pasto­
rinnen durch Kirchengesetz und zwischenkirchlichen Vertrag An­
passungsregelungen treffen, die bis längstens zum 31. Dezember 
1994 von den Bestimmungen des Kirchengesetzes abweichen; da­
bei kann geregelt werden, daß die Bezüge hinter den nach diesem 
Kirchengesetz zu gewährenden Bezügen Zurückbleiben.

§58
Beteiligung der Pfarrerschaft

Vor einer Änderung dieses Kirchengesetzes und vor Erlaß allge­
meiner Regelungen auf Grund dieses Kirchengesetzes durch die 
Ausführungsverordnungen des Rates sind bis zur Bildung einer 
Vertretung der Pfarrerschaft in der Konföderation die Vertretun­
gen der Pfarrerschaften der Kirchen zu hören.

2. Schlußvorschriften

§53
Zuständigkeitsregelung

Für die nach diesem Kirchengesetz erforderlichen Maßnahmen 
sowie für die Entgegennahme von Erklärungen ist das Landeskir­
chenamt zuständig, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

III. Abschnitt
Übergangs- und Schlußvorschriften

1. Übergangsvorschriften 
§54

Wahrung des Besitzstandes
(1) (gegenstandslos)
(2) (gegenstandslos)
(3) Einem Besoldungsempfänger, dessen Grundgehalt sich nach 

den vor Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes maßgebenden Vor­
schriften bis zum Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes bereits zu­
sätzlich um eine, zwei oder drei weitere Dienstalterszulagen der 
Besoldungsgruppe A 14 oder der Besoldungsgruppe A 15 erhöht 
hatte, ist eine weitere Dienstalterszulage zu belassen. Neben einer 
solchen Dienstalterszulage der Besoldungsgruppe A 14 werden an­
dere Zulagen nach diesem Kirchengesetz nur insoweit gewährt, als 
die Zulagen zusammen den Unterschied zwischen den Besoldungs­
gruppen A 14 und A 15 nicht übersteigen; die Dienstalterszulage 
der Besoldungsgruppe A 14 wird so lange nicht gewährt, als sich die 
Besoldung nach diesem Kirchengesetz nach einer höheren Besol­
dungsgruppe als A 14 bemißt. Ein Besoldungsempfänger, dessen 
Grundgehalt sich nach Satz 1 verringert, erhält eine ruhegehaltfähi­
ge Ausgleichszulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen 
dem bisherigen Grundgehalt und dem Grundgehalt nach diesem 
Kirchengesetz. Die Ausgleichszulage verringert sich um jeweils die 
Hälfte des Betrages, um den sich die Dienstbezüge auf Grund einer 
allgemeinen Besoldungsverbesserung erhöhen. Sie verringert sich 
ferner um jede sonstige Erhöhung der Dienstbezüge mit Ausnah­
me einer Erhöhung durch eine Änderung der Stufe des Ortszu­
schlages. Soweit die Ausgleichszulage bei Versorgungsbezügen zu­
grunde zu legen ist, sind bei einer Erhöhung der Versorgungsbezü­
ge die Sätze 4 und 5 entsprechend anzuwenden.

(4) Für die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes vorhande­
nen Versorgungsempfänger gilt der Absatz 3 entsprechend.

§55
Verwendung im Wartestand oder Ruhestand 

(gegenstandslos)

§59
Gesetzesvorbehalt

Die durch dieses Kirchengesetz geregelten Bezüge können 
durch Kirchengesetz geändert werden.

§60
Durchführung

Bestimmungen zur Durchführung dieses Kirchengesetzes trifft 
jede Kirche für ihren Bereich, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist.

§61
(Inkrafttreten)

§62
(Außerkrafttreten von Vorschriften)

Nr. 104
Bekanntmachung des Beschlusses der Arbeits­

und Dienstrechtlichen Kommission über die 13. Änderung 
der Dienstvertragsordnung

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat den Beschluß der Arbeits­
und Dienstrechtlichen Kommission vom 6. September 1991 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 10/1991, Seite 172) über die 13. Än­
derung der Dienstvertragsordnung bekannt.
Oldenburg, den 27. März 1992

D er O berkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Ristow
Oberkirchenrat

13. Änderung der Dienstvertragsordnung
Vom 6. September 1991

Auf Grund des § 20 Abs. 2 des Gemeinsamen Mitarbeitergeset­
zes vom 14. März 1978 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 33), geändert 
durch Kirchengesetz vom 10. Oktober 1979 (Kirchl. Amtsbl. Han­
nover S. 143), hat die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission 
die Dienstvertragsordnung vom 16. Mai 1983 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 65), zuletzt geändert durch die 12. Änderung der 
Dienstvertragsordnung vom 14. Juni 1991 (Kirchl. Amtsbl. Hanno­
ver S. 91), wie folgt geändert:
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§1
Änderung der Dienstvertragsordnung 

Die Anlage 1, Sparte D, wird in Abschnitt I wie folgt geändert:
1. Nach den Fallgruppen 4 und 6 wird jeweils der Fußnotenhinweis 

„2)“ angebracht.
2. Nach der Fallgruppe 7 wird der bisherige Fußnotenhinweis „2)“ 

durch den Fußnotenhinweis „3)“ ersetzt.
3. Die Fußnote 1 erhält folgende Fassung:

„1) Herausgehobene Aufgaben können z.B. vorliegen, wenn ei­
ne Tätigkeit als Kreis-(Propstei-)kantor wahrgenommen 
wird.“

4. Nach der Fußnote 1 wird folgende neue Fußnote 2 eingefügt:
„2) Nehmen Kantoren Aufgaben eines Kreis-(Propstei-)kan-

tors wahr, erhalten sie für die Dauer dieser Funktion eine 
versorgungsfähige Zulage in Höhe von 25 v.H. des jeweili­
gen Unterschiedsbetrages zwischen den Endgrundvergü­
tungen der Vergütungsgruppe II a und der Vergütungsgrup­
pe I b.“

5. Die bisherige Fußnote 2 wird Fußnote 3.

§2
Inkrafttreten

Diese Änderung tritt mit Wirkung vom 1. Februar 1991 in 
Kraft.
Hannover, den 6. September 1991

Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission
Garrels

Vorsitzender

Nr. 105
Bekanntmachung des Beschlusses der Arbeits­

und Dienstrechtlichen Kommission über die 14. Änderung 
der Dienstvertragsordnung

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat den Beschluß der Arbeits­
und Dienstrechtlichen Kommission vom 4. November 1991 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover Nr. 10/1991, Seite 173) über die 14. Änderung 
der Dienstvertragsordnung bekannt.
Oldenburg, den 27. März 1992

D er O berkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Ristow
Oberkirchenrat

14. Änderung der Dienstvertragsordnung
Vom 4. November 1991

Auf Grund des § 20 Abs. 2 des Gemeinsamen Mitarbeitergeset­
zes vom 14. März 1978 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 33), geändert 
durch Kirchengesetz vom 10. Oktober 1979 (Kirchl. Amtsbl. Han­
nover S. 143), hat die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission 
die Dienstvertragsordnung vom 16. Mai 1983 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 65), zuletzt geändert durch die 13. Änderung der 
Dienstvertragsordnung vom 6. September 1991 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 172), wie folgt geändert:

§1
Änderung der Dienstvertragsordnung 

1. § 2 erhält einen neuen Absatz 4 mit folgendem Wortlaut:
„Anstelle der nach Absatz 1 bis 3 anzuwendenden Vergütung­
starifverträge zum BAT, der Monatslohntarifverträge zum MTL 
II und der Anlagen 1 bis 4 a zur Dienstvertragsordnung sind auf 
die Dienstverhältnisse der Mitarbeiter der kirchlichen Körper­
schaften in der ehemaligen Propstei Blankenburg der Ev.-luth. 
Landeskirche in Braunschweig während des Zeitraumes vom 1. 
Januar 1992 bis zum 3l. Dezember 1994 die Vergütungsordnung 
zur Arbeitsvertragsordnung der Evangelischen Kirche der Kir­
chenprovinz Sachsen oder die an ihre Stelle tretenden Bestim­
mungen anzuwenden.“

2. Der bisherige § 2 Abs. 4 wird Abs. 5, der bisherige Abs. 5 wird 
Abs. 6, der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7.

§2
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten am 1. Januar 1992 in Kraft. 
Hannover, den 25. November 1991

Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission
Garrels

Vorsitzender

Nr. 106
Bekanntmachung des Beschlusses der Arbeits­

und Dienstrechtlichen Kommission über die 15. Änderung 
der Dienstvertragsordnung

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat den Beschluß der Arbeits­
und Dienstrechtlichen Kommission vom 25. November 1991 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 2/1992, Seite 13) über die 15. Ände­
rung der Dienstvertragsordnung bekannt.
Oldenburg, den 27. März 1992

D er O berkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Ristow
Oberkirchenrat

15. Änderung der Dienstvertragsordnung
Vom 25. November 1991

Auf Grund des § 20 Abs. 2 des Gemeinsamen Mitarbeitergeset­
zes vom 14. März 1978 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 33), geändert 
durch Kirchengesetz vom 10. Oktober 1979 (Kirchl. Amtsbl. Han­
nover S. 143), hat die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission 
die Dienstvertragsordnung vom 16. Mai 1983 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 65), zuletzt geändert durch die 14. Änderung der 
Dienstvertragsordnung vom 4. November 1991 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 173), wie folgt geändert:

§1
Änderung der Dienstvertragsordnung

1. § 1 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „haupt- und nebenbe­

ruflichen“ gestrichen.
b) Absatz 2 wird gestrichen.

2. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In den Absätzen 1 und 2 wird jeweils das Wort „hauptberuf­

lichen“ gestrichen.
b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Soweit Mitarbeiter nach den Bestimmungen des Bun- 
des-Angestelltentarifvertrages oder des Manteltarifvertra­
ges für Arbeiter der Länder nebenberuflich tätig sind, sind 
auf die Dienstverhältnisse der nebenberuflichen Angestell­
ten die Bestimmungen des Bundes-Angestelltentarifvertra- 
ges nach Maßgabe des II. Abschnitts, auf die Dienstverhält­
nisse der nebenberuflichen Arbeiter die Bestimmungen des 
Manteltarifvertrages der Länder nach Maßgabe des III. Ab­
schnitts sinngemäß anzuwenden, soweit im IV. Abschnitt 
nicht etwas anderes geregelt ist.“

c) Es wird folgender Absatz 3 a eingefügt:
„(3 a) Absatz 3 gilt entsprechend für Mitarbeiter, die im Sin­
ne des § 8 SGB IV -  ohne Berücksichtigung des § 8 Abs. 2 
Satz 1 SGB IV -  geringfügig beschäftigt oder als Studieren­
de nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V versicherungsfrei sind.“

3. In der Überschrift des II. Abschnitts wird das Wort „Hauptbe­
rufliche“ gestrichen.

4. In § 10 wird folgende Nummer 5 angefügt:
„5. Für die Feststellung der regelmäßigen Arbeitszeit der Rech­

nungsführer in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig 
ist Anlage 4 a und für die Feststellung der regelmäßigen Ar­
beitszeit der Rechnungsführer in der Ev.-Luth. Kirche in Ol­
denburg ist Anlage 4 b zugrunde zu legen.“
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5. In der Überschrift des III. Abschnitts wird das Wort „Haupt­
berufliche“ gestrichen.

6. § 40 wird gestrichen.
7. § 41 erhält folgende Fassung:

„§ 41
Arbeitsunfähigkeit

Der nebenberufliche Mitarbeiter hat eine Arbeitsunfähig­
keit unverzüglich anzuzeigen und sie auf Verlangen durch eine 
ärztliche Bescheinigung nachzuweisen.“

8. Die §§ 42,42 a und 43 werden gestrichen.
9. § 44 erhält folgende Fassung:

„§ 44
Vergütung

Der nebenberufliche Angestellte erhält die entsprechende 
zeitanteilige Vergütung vergleichbarer vollbeschäftigter An­
gestellter. Die Vereinbarung einer Pauschalvergütung ist zu­
lässig. Die Bestimmungen über den Bewährungsaufstieg und 
den Fallgruppenaufstieg sind nicht anzuwenden. Bei der Be­
messung des Ortszuschlages ist die Stufe 1 zugrunde zu legen. 
Die Pauschalvergütung soll angemessen sein und darf den Be­
trag nicht übersteigen, der sich bei Anwendung des Satzes 1 er­
geben würde. Sie soll den Veränderungen der Vergütung der 
hauptberuflichen Angestellten Rechnung tragen.“

10. § 44 a wird gestrichen.
11. In § 46 Abs. 1 werden die Worte „Abs. 2“ gestrichen.
12. § 52 erhält folgende Fassung:

„§ 52
Jubiläumszuwendung

Die Jubiläumszuwendung beträgt mindestens 50 DM.“
13. Nach § 53 wird folgender § 53 a eingefügt:

„§ 53 a
Nichtanwendung tariflicher Bestimmungen

Die Tarifverträge über ein Urlaubsgeld und über vermögeris­
wirksame Leistungen sind nicht anzuwenden.“

14. Die §§54 und 55 a werden gestrichen.

§2
Übergangsregelung

(1) § 52 in der bis zum Inkrafttreten der in § 1 Nr. 12 genannten 
Regelung gültigen Fassung ist weiter auf Jubiläen, die in den Zeit­
raum bis einschließlich 31. Dezember 1994 fallen, anzuwenden, 
wenn dies für den Mitarbeiter günstiger ist.

(2) Bis zu einer endgültigen Regelung der Dienstumfänge und 
der Vergütungen der Kirchenmusiker mit C- oder D-Prüfung oder 
ohne Prüfung sollen die Dienstumfänge und Vergütungen entspre­
chend den Grundsätzen und Verfahren festgelegt werden, die bis 
zum Inkrafttreten dieser Änderung für nebenberufliche Kirchen­
musiker gegolten haben.

§3
Inkrafttreten

Diese Änderung tritt mit Wirkung vom 1. April 1991 in Kraft. 
Hannover, den 3. Dezember 1991

Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission
Garrels

Vorsitzender

Nr. 107
Prüfungsordnung

für den Abschluß der Ergänzungsausbildung gemäß § 9 
des Kirchengesetzes über Ausbildung und Dienst der Diakone 

(Diakonengesetz) vom 29.11.1989 (GVBl. XXII. Band, Seite 16 f.) 
in Verbindung mit der Rechtsverordnung 

betr. Ergänzungsausbildung (Ergänzungsausbildung RVO) 
vom 11.12.1990 (GVBl. XXII. Band, Seite 92f.)

1. Der Anmeldung zum Kolloquium sind beizulegen:
a) Zeugnisse der bisherigen Ausbildungsgänge;
b) Nachweis der Teilnahme an den vier Kursabschnitten der 

Ergänzungsausbildung;
c) handgeschriebener Lebenslauf.

2. Die schriftliche Hausarbeit wird in der Regel in Zusammenhang 
mit einem praktischen Arbeitsvorhaben angefertigt (Umfang 
ca. 20 -  30 Seiten). Bei Gemeinschaftsarbeiten muß die eigen­
ständige Leistung der Beteiligten erkennbar sein.

3. Die mündliche Prüfung soll insgesamt 45 Minuten dauern. Sie 
umfaßt folgende Teile:
a) die schriftliche Hausarbeit;
b) Bibel;
c) Glaubenslehre.
Zu (b) und (c) können Spezialthemen vorgeschlagen werden.

4. Das Kolloquium gilt als bestanden, wenn die schriftliche Haus­
arbeit und die drei Teile der mündlichen Prüfung jeweils als be­
standen gewertet wurden. Die nicht bestandenen Einzelleistun­
gen können auf Antrag einmal wiederholt werden.

5. Über die Prüfungsvorgänge sind Niederschriften anzufertigen 
und zu den Prüfungsakten zu nehmen.

6. Jeder Teilnehmer oder jede Teilnehmerin hat das Recht, inner­
halb von 3 Monaten nach der Prüfung die Prüfungsakte einzu­
sehen.

7. Der Oberkirchenrat stellt über die bestandene Prüfung ein Zer­
tifikat aus.

8. Die Prüfungsordnung tritt am 1. Februar 1992 in Kraft.
D er O berkirchenrat 

der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg
Dr. Schäfer 

Oberkirchenrat

Nr. 108
Tarifvertrag zur Änderung der Anlage 1 a 

zum BAT vom 28. Dezember 1990
Nachstehend wird als Anlage -  auszugsweise -  der Tarifvertrag 

zur Änderung der Anlage 1 a zum BAT vom 28. Dezember 1990 
abgedruckt.

Der Tarifvertrag ist gemäß § 2 Abs. 1 der Dienstvertragsordnung 
vom 16. Mai 1983 (GVBl. XX Bd., S. 121, S. 181), zuletzt geändert 
durch die 12. Änderung der Dienstvertragsordnung vom 14. Juni 
1991 (GVBl. XXII. Bd., S. 114), und in Verbindung mit § 21 des Ge­
meinsamen Mitarbeitergesetzes vom 14. März 1978 (GVBl. XIX. 
Bd., S. 55), geändert durch das Kirchengesetz vom 10. Oktober 
1979 (GVBl. XIX. Bd., S. 169), auf die Dienstverhältnisse der 
hauptberuflichen Angestellten anzuwenden.
Oldenburg, den 30. März 1992

D er O berk irchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Ristow
Oberkirchenrat

Anlage
Tarifvertrag zur Änderung der Anlage 1 a 

zum BAT vom 28. Dezember 1990

§1
Wiederinkraftsetzung der Anlage la  zum BAT 

für den Bereich des Bundes und für den Bereich 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder

Die zum 31. Dezember 1983 für den Bereich des Bundes und für 
den Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder gekündigte 
Anlage 1 a zum BAT wird mit Ausnahme des Teils II Abschn. N 
wieder in Kraft gesetzt.

§2

Änderung der Anlage la  zum BAT für den Bereich 
des Bundes und für den Bereich der Tarifgemeinschaft 

deutscher Länder
Die nach § 1 wieder in Kraft gesetzte Anlage la  zum BAT für den 

Bereich des Bundes und für den Bereich der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder, zuletzt geändert durch den Tarifvertrag zur Än­
derung der Anlage la  zum BAT (Angestellte in der Datenverar­
beitung) vom 4. November 1983, wird wie folgt geändert:
I . ...
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II. Die Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen werden 
wie folgt geändert:
1. Nr. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält die folgende Fassung:
„Für Angestellte, deren Tätigkeit außerhalb der Tätig­
keitsmerkmale der Fallgruppen 1 und 1 a bis 1 e des 
Allgemeinen Teils in besonderen Tätigkeitsmerkma­
len aufgeführt ist, gelten die Tätigkeitsmerkmale die­
ser Fallgruppen weder in der Vergütungsgruppe, in der 
sie aufgeführt sind, noch in einer höheren Vergü­
tungsgruppe“,

b) Der folgende Unterabsatz wird angefügt:
„Ist in einem Tätigkeitsmerkmal eine Vorbildung oder 
Ausbildung als Anforderung bestimmt, ohne daß son­
stige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähig­
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkei­
ten ausüben, von ihm miterfaßt werden, sind Ange­
stellte, die die geforderte Vorbildung oder Ausbildung 
nicht besitzen, bei Erfüllung der sonstigen Anforde­
rungen des Tätigkeitsmerkmals in der nächstniedrige­
ren Vergütungsgruppe eingruppiert. Dies gilt entspre­
chend für Tätigkeitsmerkmale, die nach Zeitablauf, 
nach Bewährung oder bei Erfüllung qualifizierter An­
forderungen eine höhere Eingruppierung vorsehen. 
Gegenüber den Vergütungsgruppen II a bzw. II b, V a, 
VI a und VIII gelten hierbei die Vergütungsgruppen 
III, V c, VII und IX b als nächstniedrigere Vergü­
tungsgruppe.“

2. In Nr. 5 werden die Worte „SR 21“ durch die Worte „SR 2 
11“ ersetzt.

III. Teil I (Allgemeiner Teil) wird wie folgt geändert:
1.-3....
4. Die Protokollnotizen zum Teil I werden wie folgt geän­

dert:
a) In der Protokollnotiz Nr. 1 erhält der letzte Absatz die 

folgende Fassung:
„Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbil­
dung setzt voraus, daß die Abschlußprüfung in einem 
Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens 
das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hoch­
schulreife oder einschlägige fachgebundene Hoch­
schulreife) als Zugangsvoraussetzung erfordert, und 
für den Abschluß eine Mindeststudienzeit von mehr 
als sechs Semestern -  ohne etwaige Praxissemester, 
Prüfungssemester o.ä. -  vorgeschrieben ist.“

Übergangsvorschrift zu Teil IV Abschn. A Unterabschn. III 
der Anlage la  zum BAT (Bund/TdL)

§4
Übergangsvorschrift für die unter das Gesetz über 
den Beruf der Orthoptistin und des Orthoptisten 

fallenden Angestellten

§5
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1991 in Kraft.

Nr. 109
Änderungstarifverträge für Angestellte und Arbeiter 

vom 24. April 1991

A
Nachstehend werden als Anlagen -  z.T. auszugsweise -  abge­

druckt:
Tarifvertrag zu Änderung der Anlage 1 a zum BAT vom 24. April 
1991 (Anlage A),
Änderungstarifvertrag Nr. 7 vom 24. April 1991 zum Tarifvertrag 
über Zulagen an Angestellte (Anlage B),

Änderungstarifvertrag Nr. 5 vom 24. April 1991 zum Tarifvertrag 
über eine Zuwendung für Angestellte (Anlage C), 
Änderungstarifvertrag Nr. 6 vom 24. April 1991 zum Tarifvertrag 
über ein Urlaubsgeld für Angestellte (Anlage D), 
Änderungstarifvertrag Nr. 5 vom 24. April 1991 zum Tarifvertrag 
über vermögenswirksame Leistungen an Angestellte (Anlage E), 
Änderungstarifvertrag Nr. 12 vom 24. April 1991 zum Tarifvertrag 
über das Lohngruppenverzeichnis zum Manteltarifvertrag für Ar­
beiter der Länder (Anlage F),
Änderungstarifvertrag Nr. 5 vom 24. April 1991 zum Tarifvertrag 
über eine Zuwendung für Arbeiter des Bundes und der Länder 
(Anlage G),
Änderungstarifvertrag Nr. 8 vom 24. April 1991 zum Tarifvertrag 
über ein Urlaubsgeld für Arbeiter (Anlage H), 
Änderungstarifvertrag Nr. 6 vom 24. April 1991 zum Tarifvertrag 
über vermögenswirksame Leistungen an Arbeiter (Anlage I),
Die Tarifverträge sind gemäß § 2 Abs. 1 und 2 der Dienstvertrags­
ordnung vom 16. Mai 1983 (GVBl. XX. Bd„ S. 121, S. 181), zuletzt 
geändert durch die 12. Änderung der Dienstvertragsordnung vom 
14. Juni 1991 (GVBl. XXII. Bd., S. 114), und in Verbindung mit § 21 
des Gemeinsamen Mitarbeitergesetzes vom 14. März 1978 (GVBl. 
XIV. Bd., S. 55), geändert durch das Kirchengesetz vom 10. Okto­
ber 1979 (GVBl. XIX. Bd., S. 169), auf die Dienstverhältnisse der 
hauptberuflichen Angestellten und der hauptberuflichen Arbeiter 
anzuwenden.

B
Zur Durchführung des Tarifvertrages zur Änderung der Anlage 

1 a zum BAT vom 24. April 1991 wird auf folgendes hingewiesen:
I. Allgemeines

1. Die Änderungen der Anlage 1 a zum BAT treten mit Wirkung 
vom 1. Januar 1991 in Kraft und beziehen sich auf folgende Berei­
che:
a) Teill

Technische Angestellte,
b) Teil II

-  Abschn. G (Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst),
-  Abschn. L Ünterabschn. I und VII (Techniker...) und
-  Abschn. Q (Meister...).

Ihr wesentlicher Inhalt sind günstigere Eingruppierungs- bzw. Auf­
stiegsregelungen sowie die Neueinführung bzw. Verbesserung von 
Vergütungsgruppenzulagen.

2. Besonders wird auf folgendes hingewiesen:
Nach bestimmten Tätigkeitsmerkmalen ist die Eingruppierung von 
der Zeit der Bewährung in einer bestimmten Vergütungsgruppe 
und Fallgruppe abhängig. Wie sich jeweils aus der Bezugnahme auf 
eine bestimmte Vergütungsgruppe und Fallgruppe ergibt, muß die 
Zeit der Bewährung im Geltungsbereich des BAT zurückgelegt 
sein. Die in den Bewährungsaufstiegsmerkmalen geforderte Be­
währung ist dann erfüllt, wenn sich die oder der Angestellte den 
Aufgaben, auf die die Bewährung tariflich bezogen ist, gewachsen 
gezeigt hat. Es ist also nicht etwa die bloße Tätigkeit, sondern viel­
mehr der Nachweis der persönlichen Eignung gefordert. Die Zeit 
der Bewährung braucht nicht ununterbrochen abgeleistet zu sein.
Bei der Prüfung der Frage, ob und ggf. welche Auswirkungen sich 
aus den am 1. Januar 1991 in Kraft getretenen neuen Tätigkeits­
merkmalen i.V.m. der Übergangsvorschrift des § 5 dieses Ände­
rungstarifvertrages ergeben, ist zu beachten, daß die bisherige Ver­
gütung nach einer bestimmten Vergütungsgruppe weder den Be­
weis noch die Vermutung begründet, daß die auszuübende Tätig­
keit die Tätigkeitsmerkmale der betreffenden Vergütungsgruppe 
erfüllt. Das gilt auch für Fälle, in denen der Anstellungsträger im 
Zusammenhang mit einer Höhergruppierung oder aus sonstigem 
Anlaß die bisherige Eingruppierung überprüft und nicht beanstan­
det und auch nicht zum Ausdruck gebracht hat, der Angestellte er­
halte seine Vergütung übertariflich. In solchen Fällen verstößt es 
auch nicht gegen Treu und Glauben, wenn der Anstellungsträger 
sich darauf beruft, die Tätigkeitsmerkmale der Vergütungsgruppe, 
aus der der Angestellte seine Vergütung erhält, seien nicht erfüllt. 
Auch die Tatsache, daß die Vergütungsgruppe im Dienstvertrag 
ausdrücklich vereinbart ist, verpflichtet den Anstellungsträger 
nicht zur Zahlung aus einer höheren Vergütungsgruppe, wenn die 
Tätigkeitsmerkmale der dienstvertraglich vereinbarten Vergü­
tungsgruppe durch tarifliche Neuregelungen (wörtlich oder mate­
riell gleich) in eine höhere Vergütungsgruppe übernommen, aber 
durch die auszuübende Tätigkeit nicht erfüllt werden.
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II. Einzelhinweise
1. Zu § 1 Nr. 1 (Teil I der Anlage 1 a zum BAT):
1.1 Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 
der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen sowie „sonstige 
Angestellte“ sind wie bisher in den ersten sechs Monaten der Be­
rufsausübung in Vergütungsgruppe V a (Fallgruppe 1), anschlie­
ßend in Vergütungsgruppe IV b (Fallgruppe 21) eingruppiert. Neu 
ist hier der Bewährungsaufstieg nach acht Jahren in die Vergü­
tungsgruppe IV a (Fallgruppe 10 c).
Soweit sich deren Tätigkeit aber mindestens zu einem Drittel durch 
besondere Feistungen aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 
21 heraushebt, sind sie nunmehr nach dem neuen Tätigkeitsmerk­
mal der Fallgruppe 21 a in Vergütungsgruppe IV b eingruppiert und 
steigen nach sechsjähriger Bewährung in dieser Vergütungs- und 
Fallgruppe in die Vergütungsgruppe IV a (Fallgruppe 10 b) auf.
1.2 Technische Angestellte, deren Tätigkeit sich zu mindestens der 
Hälfte durch besondere Leistungen aus der Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 21 heraushebt, sind wie bisher in Vergütungsgruppe IV a 
(Fallgruppe 10) eingruppiert. Neu ist hier der Bewährungsaufstieg 
nach acht Jahren in die Vergütungsgruppe III (Fallgruppe 2 c).
Soweit sich deren Tätigkeit aber zu mindestens einem Drittel durch 
besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch künstlerische 
oder Spezialaufgaben aus der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 
10 heraushebt, sind sie nunmehr nach dem neuen Tätigkeitsmerk­
mal der Fallgruppe 10 a in Vergütungsgruppe IV a eingruppiert und 
steigen schon nach sechsjähriger Bewährung in dieser Vergütungs­
und Fallgruppe in die Vergütungsgruppe III (Fallgruppe 2 b) auf.
1.3 Technische Angestellte, deren Tätigkeit sich zu mindestens der 
Hälfte durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch 
künstlerische oder Spezialaufgaben aus der Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 10 heraushebt, sind wie bisher in Vergütungsgruppe III 
(Fallgruppe 2) eingruppiert. Neu ist hier der Bewährungsaufstieg 
nach zehn Jahren in die Vergütungsgruppe II a (Fallgruppe 8 b).
Soweit sich deren Tätigkeit aber zu mindestens einem Drittel durch 
das Maß der Verantwortung erheblich aus der Vergütungsgruppe 
III Fallgruppe 2 heraushebt, sind sie nunmehr nach dem neuen Tä­
tigkeitsmerkmal der Fallgruppe 2 a in Vergütungsgruppe III ein­
gruppiert und steigen nach achtjähriger Bewährung in dieser Ver­
gütungs- und Fallgruppe in die Vergütungsgruppe II a (Fallgruppe 8 
a) auf.
1.4 Technische Angestellte, deren Tätigkeit sich zu mindestens der 
Hälfte durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Vergü­
tungsgruppe III Fallgruppe 2 heraushebt, sind wie bisher in Vergü­
tungsgruppe II a (Fallgruppe 8) eingruppiert. Neu ist hier eine mo­
natliche Vergütungsgruppenzulage in Höhe von 8 v.H. der An­
fangsvergütung der Vergütungsgruppe II a nach zehnjähriger Be­
währung in Vergütungsgruppe II a Fallgruppe 8 (vgl. Fußnote 1 zur 
Vergütungsgruppe II a).
1.5 Soweit Bewährungsaufstiegsmerkmale neu eingeführt worden 
sind, werden Zeiten vor dem Inkrafttreten des Tarifvertrages nach 
§ 5 Nr. 2 des Änderungstarifvertrages grundsätzlich so berücksich­
tigt, wie sie zu berücksichtigen wären, wenn diese Regelung bereits 
seit dem Beginn des Arbeitsverhältnisses gegolten hätte (der An­
gestellte kann jedoch frühestens ab 1. Januar 1991 in der höheren 
Vergütungsgruppe eingruppiert sein); das gleiche gilt für die Zah­
lung der Vergütungsgruppenzulage gemäß Fußnote 1 zur Vergü­
tungsgruppe II a.
Abweichend hiervon werden bei den sogenannten „Drittel- 
Merkmalen“ -  Vergütungsgruppen II a (Fallgruppe 8 a), III (Fall­
gruppe 2 b), IV a (Fallgruppe 10 b) -  die vor dem 1. Januar 1991 zu­
rückgelegten Zeiten einer Tätigkeit in der Vergütungsgruppe aus 
der der Bewährungsaufstieg erfolgt, zur Hälfte angerechnet (vgl. § 
5 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages).

2. Zu § 1 Nr. 3 (Teil II Abschn. G der Anlage 1 a zum BAT):
2.1 Allgemeines
2.1.1 Für die Angestellten im Sozial- und Erziehungsdienst wurden 
die Tätigkeitsmerkmale und Protokollnotizen neu gefaßt. Die bis­
herige Unterteilung in zwei Unterabschnitte (Unterabschnitt I: 
Angestellte im Sozialdienst und Unterabschnitt II: Angestellte im 
Erziehungsdienst) wurde aufgegeben.
2.1.2 Bestimmte Tätigkeitsmerkmale wurden in Anlehnung an die 
ersten Fallgruppen genereller als bisher gefaßt. Dabei wurden ei­
genständige Tätigkeitsmerkmale für „Angestellte in der Tätigkeit 
von ..." aufgenommen und in die Tätigkeitsmerkmale für „Kin­
derpflegerinnen“, „Erzieherinnen“ und „Sozialarbeiter/Sozial­

pädagogen“ wurden „sonstige Angestellte, die auf Grund gleich­
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätig­
keiten ausüben“, einbezogen.
a) Nach Vergütungsgruppe IX b, Vergütungsgruppe VII Fallgrup­

pe 3 und Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 9 sind Angestellte in 
der Tätigkeit von „Kinderpflegerinnen“, „Erzieherinnen“ bzw. 
„Sozialarbeitern/Sozialpädagogen“ eingruppiert.
Das Merkmal „Angestellte in der Tätigkeit von ...“ bedeutet 
nicht, daß nach den genannten Fallgruppen ohne weiteres alle 
Angestellten eingruppiert sind, die irgendwelche Tätigkeiten im 
Bereich des Sozial- und des Erziehungsdienstes ausüben. Zwar 
ist nach der Rechtsprechung nicht erforderlich, daß „Angestell­
te in der Tätigkeit von...“ in der ganzen Bandbreite Aufgaben zu 
erfüllen haben, zu deren Lösung ein ausgebildeter Angestellter 
auf Grund seiner Kenntnisse und Fähigkeiten befähigt ist. Den­
noch kann von solchen Angestellten nur ausgegegangen wer­
den, wenn sie Tätigkeiten ausüben, bei deren Verrichtung die 
Vorbildung eines entsprechend ausgebildeten Angestellten er­
forderlich ist.

b) Von den „Angestellten in der Tätigkeit...“ abzugrenzen sind die 
„sonstigen Angestellten, die auf Grund gleichwertiger Fähigkei­
ten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausü­
ben“, die in alle für „Kinderpflegerinnen“, „Erzieherinnen“ und 
„Sozialarbeiter/Sozialpädagogen“ geltenden Tätigkeitsmerk­
male einbezogen wurden.
Sonstige Angestellte sind diejenigen, die nicht über die in dem 
jeweiligen Tätigkeitsmerkmal genannte Berufsausbildung ver­
fügen. Sie müssen alle in dem Tätigkeitsmerkmal genannten 
Anforderungen erfüllen, d.h., sie müssen kumulativ über die Fä­
higkeiten und Erfahrungen verfügen, die denen der in den Tä­
tigkeitsmerkmalen genannten ausgebildeten Angestellten ent­
sprechen und außerdem muß die auszuübende Tätigkeit derar­
tige Fähigkeiten und Erfahrungen fordern und damit den Zu­
schnitt der Tätigkeit der in den Tätigkeitsmerkmalen genannten 
ausgebildeten Ängestellten haben.
aa) Die persönliche Anforderung der „gleichwertigen Fähig­

keiten“ setzt voraus, daß der sonstige Angestellte über Fä­
higkeiten verfügt, die denen, die in der jeweiligen Ausbil­
dung vermittelt werden, gleichwertig sind. Dabei wird nicht 
das gleiche Wissen und Können, aber eine ähnlich gründli­
che Beherrschung eines entsprechend umfangreichen Wis­
sensgebietes vorausgesetzt, wobei die Begrenzung auf ein 
enges Teilgebiet nicht ausreicht.
Die weiter geforderte „Erfahrung“ muß ebenfalls in der 
Person des sonstigen Angestellten vorliegen, auch wenn die­
se Anforderung eine objektive Voraussetzung für die Ausü­
bung der „entsprechenden Tätigkeit“ ist. Die Erfahrung 
kann von Natur aus nur nach einer langen Zeit der Ausü­
bung einer Tätigkeit, auch außerhalb des öffentlichen 
Dienstes, erworben werden.
Die geforderten Fähigkeiten und Erfahrungen können auch 
in einer Zeit erworben werden, in der der Angestellte nach 
einem Tätigkeitsmerkmal „Angestellte in der Tätigkeit von 
...“ eingruppiert ist (vgl. Buchst, a).

bb) Auf Grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrun­
gen müssen die sonstigen Angestellten „entsprechende Tä­
tigkeiten“ ausüben. Dies bedeutet, daß sich die auszuüben­
de Tätigkeit auf die konkrete Fachrichtung der jeweiligen 
Ausbildung (zur „Kinderpflegerin“, zur „Erzieherin“, zum 
„Sozialarbeiter/Sozialpädagogen“) beziehen muß. Sie ist 
demnach nur dann gegeben, wenn sie objektiv ein Wissen 
und Können erfordert, das sich im Vergleich zu den in den 
Tätigkeitsmerkmalen geforderten Ausbildungen als ähnlich 
gründliche Beherrschung eines Wissensgebietes darstellt.

2.1.3 Bestimmte Angestellte erhalten eine Vergütungsgruppenzu­
lage. Sie bemißt sich jeweils nach der Anfangsgrundvergütung der 
Vergütungsgruppe, in der der Angestellte eingruppiert ist. Dabei 
sind in den Fußnoten, in denen die Vergütungsgruppenzulagen aus­
gebracht sind, unterschiedliche Vomhundertsätze ausgewiesen. 
Der Anspruch auf die Vergütungsgruppenzulage ist abhängig von 
einer bestimmten Zeit einer Tätigkeit bzw. Bewährung in einer 
Fallgruppe einer Vergütungsgruppe bzw. von einer bestimmten 
Eingruppierung.
2.1.4 Für Leiterinnen und Leiter von Einrichtungen waren in be­
stimmten, bis zum 31. Dezember 1990 geltenden Tätigkeitsmerk­
malen Fachausbildungen (z.B. als „Erzieher“ oder „Sozialarbei- 
ter/Sozialpädagoge“) gefordert. Die neu gefaßten Tätigkeitsmerk­
male verzichten generell auf derartige Ausbildungen.
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Es ist jedoch davon auszugehen, daß die „Leiterstellen“ grundsätz­
lich auch künftig mit ausgebildeten Angestellten besetzt werden. 
Entsprechendes dürfte für ständige Vertreterinnen und Vertreter 
der Leiterinnen und Leiter gelten.
2.1.5 Die Eingruppierung der vorgannten Leiterinnen und Leiter 
und ihrer ständigen Vertreterinnen und Vertreter ist wie bisher an 
die Durchschnittsbelegung der Einrichtungen geknüpft. Teilweise 
wurde jedoch die Zahl der belegten Plätze modifiziert.
Die Durchschnittsbelegung ist nach der Protokollnotiz Nr. 2 zu 
ermitteln. Für das jeweilige Kalenderjahr ist grundsätzlich die Zahl 
der vom 1. Oktober bis zum 31. Dezember des vorangegangenen 
Kalenderjahres vergebenen, je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze 
zugrunde zu legen. Gleichzeitig belegbar sind z.B. nicht Plätze, die 
vormittags und nachmittags jeweils an andere Kinder vergeben 
werden. Durch die Formulierung „grundsätzlich“ in der Protokoll­
notiz Nr. 2 ist sichergestellt, daß in Ausnahmefällen auch andere 
Zeiträume gewählt werden können. Dies kann z.B. erforderlich 
sein, wenn Einrichtungen zusammengelegt oder neu errichtet 
werden.
2.1.6 In bestimmten Tätigkeitsmerkmalen werden Kindertages­
stätten, Kindertagesstätten für Behinderte i.S. des § 39 BSHG oder 
für Kinder oder Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwie­
rigkeiten sowie Erziehungsheime genannt.
a) Kindertagesstätten sind nach der Protokollnotiz Nr. 4 Krippen, 

Kindergärten, Horte, Kinderbetreuungsstuben, Kinderhäuser 
und Tageseinrichtungen der örtlichen Kindererholungsfür­
sorge.

b) Von den vorgannten Einrichtungen sind Kindertagesstätten für 
Behinderte i.S. des § 39 BSHG oder für Kinder und Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten zu unterscheiden. 
Behinderte i.S. des § 39 BSHG sind, unabhängig von ihrem Al­
ter, Personen, die nicht nur vorübergehend körperlich, geistig 
oder seelisch wesentlich behindert sind, sowie Personen mit an­
deren körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderungen. 
Ihnen stehen die von einer Behinderung Bedrohten gleich. 
Durch das Merkmal „wesentlich“ wird klargestellt, daß die Er­
ziehungsschwierigkeiten einen bestimmten Umfang und eine 
bestimmte Bedeutung haben, also über das Normalmaß an Er­
ziehungsschwierigkeiten hinausgehen müssen.

c) Erziehungsheime sind nach der Protokollnotiz Nr. 3 Heime, in 
denen überwiegend, also mehr als zur Hälfte, behinderte Kinder 
oder Jugendliche i.S. des § 39 BSHG (vgl. Buchst, b) oder Kin­
der oder Jugendliche mit wesentlichen (vgl. Buchst, b) Erzie­
hungsschwierigkeiten ständig untergebracht sind.
Das Merkmal „ständig“ ist als dauernd oder fast ausschließlich 
zu verstehen. Dies bedeutet, daß z.B. Tagesstätten oder Ein­
richtungen, in denen nur eine Unterbringung während der 
Nacht oder während bestimmter Zeiträume erfolgt, nicht zu den 
Erziehungsheimen gezählt werden können.
2.1.7 In den Tätigkeitsmerkmalen für „Erzieherinnen“ werden 
die nach altem Recht ausgebildeten „Kindergärtnerinnen“ und 
„Hortnerinnen“ mit staatlicher Anerkennung oder staatlicher 
Prüfung nicht mehr genannt. Die Protokollnotiz Nr. 7 stellt je­
doch sicher, daß auch diese Personen nach den Tätigkeitsmerk­
malen für Erzieherinnen und Erzieher eingruppiert sind.
2.1.8 Bestimmte für den handwerklichen Erziehungsdienst gel­
tende Tätigkeitsmerkmale regeln die Eingruppierung der Leite­
rinnen und Leiter von Ausbildungs- oder Berufsförderungs­
werkstätten oder Werkstätten für Behinderte. Die Leiterinnen 
und Leiter müssen über eine abgeschlossene Berufsausbildung 
verfügen oder (ab Vergütungsgruppe V c) Handwerksmeisterin, 
Handwerksmeister, Industriemeisterin, Industriemeister, Gärt­
nermeisterin oder Gärtnermeister sein.
Unter den Leiterinnen und Leiter sind nicht die Werkstattleite­
rinnen und Werkstattleiter i.S. des § 9 Abs. 2 der Werkstätten­
verordnung Schwerbehindertengesetz (SchwbWV) vom 13. Au­
gust 1980 (BGBl. I S. 1365) zu verstehen, die in der Regel über 
einen Fachhochschulabschluß im kaufmännischen oder techni­
schen Bereich und eine sonderpädagogische Zusatzqualifika­
tion verfügen sollen. Leiterinnen und Leiter im tarifrechtlichen 
Sinne sind vielmehr die in § 9 Abs. 3 SchwbWV angesprochene 
Fachkräfte (Facharbeiterinnen, Facharbeiter, Gesellinnen, Ge­
sellen, Meisterinnen und Meister mit Berufserfahrung und son­
derpädagogischer Zusatzqualifikation).

2.2 Zu den Tätigkeitsmerkmalen:
2.2.1 Kinderpflegerinnen

a) Nach den alten Tätigkeitsmerkmalen waren Kinderpflegerin­
nen in den Vergütungsgruppen IX b, VIII und VII eingrup­
piert.

b) Nach den neuen Tätigkeitsmerkmalen ergibt sich folgende 
Eingruppierung:
aa) Angestellte in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen sind in 

Vergütungsgruppe IX b eingruppiert.
bb) Kinderpflegerinnen sind in Vergütungsgruppe VIII und 

nach zweijähriger Bewährung in dieser Vergütungsgruppe 
in der Vergütungsgruppe VII (Fallgruppe 2) eingruppiert.

cc) Üben Kinderpflegerinnen mindestens zeitlich zur Hälfte 
schwierige fachliche Tätigkeiten aus, erfolgt eine Eingrup­
pierung in Vergütungsgruppe VII (Fallgruppe 1) mit Be­
währungsaufstieg nach fünf Jahren in Vergütungsgruppe VI 
b (Fallgruppe 1).
„Schwierige fachliche Tätigkeiten“ liegen vor, wenn -  bezo­
gen auf die Tätitgkeit einer Kinderpflegerin -  sich die Auf­
gaben aus der Normal- bzw. Grundtätigkeit herausheben. 
Beispiele für „schwierige fachliche Tätigkeiten“ enthält die 
Protokollnotiz Nr. 11. Übt eine Kinderpflegerin andere als 
die in der Protokollnotiz Nr. 11 aufgezählten Tätigkeiten 
aus, können dies ebenfalls „schwierige fachliche Tätigkei­
ten“ sein, wenn sie sich ebenso wie die Beispiele aus der 
Grundtätigkeit herausheben.

2.2.2 Erzieherinnen
a) Nach den alten Tätigkeitsmerkmalen waren Erzieherinnen in 

den Vergütungsgruppen VII, VI b, V c und V b eingruppiert.
b) Nach den neuen Tätigkeitsmerkmalen ergibt sich folgende 

Eingruppierung:
aa) Angestellte in der Tätigkeit von Erzieherinnen sind in Ver­

gütungsgruppe VII (Fallgruppe 3) eingruppiert.
bb) Erzieherinnen sind in Vergütungsgruppe VT b (Fallgruppe 5) 

und nach dreijähriger Bewährung in dieser Vergütungsgruppe 
und Fallgruppe in Vergütungsgruppe V c (Fallgruppe 7) ein­
gruppiert und erhalten nach vierjähriger Tätigkeit in der letzt­
genannten Fallgruppe eine Vergütungsgruppenzulage (6 v.H.) 
nach der Fußnote 2 zu Vergütungsgruppe V c.

cc) Üben Erzieherinnen mindestens zeitlich zur Hälfte beson­
ders schwierige fachliche Tätigkeiten aus, erfolgt eine Ein­
gruppierung in Vergütungsgruppe V c (Fallgruppe 5) mit 
Bewährungsaufstieg nach vier Jahren in Vergütungsgruppe
V b (Fallgruppe 5).
„Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten liegen vor, 
wenn -  bezogen auf die Tätigkeiten einer Erzieherin -  sich 
die Aufgaben aus der Normal- bzw. Grundtätigkeit sehr 
deutlich herausheben. Beispiele für „besonders schwierige 
fachliche Tätigkeiten“ enthält die Protokollnotiz Nr. 8. Übt 
eine Erzieherin andere als die in der Protokollnotiz Nr. 8 
aufgezählten Tätigkeiten aus, können diese ebenfalls „be­
sonders schwierige fachliche Tätigkeiten“ sein, wenn sie sich 
ebenso wie die Beispiele aus der Grundtätigkeit sehr deut­
lich herausheben.

2.2.3 Sozialarbeiter und Sozialpädagogen
a) Nach den alten Tätigkeitsmerkmalen waren Sozialarbeiter/So- 

zialpädagogen in den Vergütungsgruppen V b, IV b, IV a und III 
eingruppiert.

b) Nach den neuen Tätigkeitsmerkmalen ergibt sich folgende 
Eingruppierung:
aa) Angestellte in der Tätigkeit von Sozialarbeitern/Sozialpä- 

dagogen sind in Vergütungsgruppe V c (Fallgruppe 9) ein­
gruppiert.

bb)Sozialarbeiter/Sozialpädagogen sind in Vergütungsgruppe
V b (Fallgruppe 10) und nach zweijähriger Bewährung in 
dieser Vergütungs- und Fallgruppe in Vergütungsgruppe IV 
b (Fallgruppe 17) eingruppiert und erhalten nach sechsjähri­
ger Tätigkeit in der letztgenannten Fallgruppe eine Vergü­
tungsgruppenzulage (6 v.H.) nach der Fußnote 2 zu Vergü­
tungsgruppe IV b.

cc) Üben die genannten Angestellten mindestens zeitlich zur 
Hälfte schwierige Tätigkeiten aus, erfolgt eine Eingruppie­
rung in Vergütungsgruppe IV b (Fallgruppe 16). Sie erhalten 
nach vieljähriger Bewährung eine Vergütungsgruppenzulage 
(7,5 v.H.) nach der Fußnote 1 zu Vergütungsgruppe IV b. 
„Schwierige Tätigkeiten“ liegen vor, wenn sich die Aufga­
ben aus der Normal- bzw. Grundtätigkeit herausheben. Bei­
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spiele für „schwierige Tätigkeiten“ enthält die Protokollno­
tiz Nr. 5. Üben die genannten Angestellten andere als die in 
der Protokollnotiz Nr. 5 aufgezählten Tätigkeiten aus, kön­
nen diese ebenfalls „schwierige Tätigkeiten“ sein, wenn sie 
sich ebenso wie die Beispiele aus der Grundtätigkeit her­
ausheben.

dd) Üben die genannten Angestellten zeitlich mindestens zur 
Hälfte Tätigkeiten aus, die sich durch besondere Schwierig­
keit und Bedeutung aus der Vergütungsgruppe IV b Fall­
gruppe 16 (vgl. Doppelbuchst, cc) herausheben, erfolgt eine 
Eingruppierung in Vergütungsgruppe IV a (Fallgruppe 15) 
und nach vierjähriger Bewährung in dieser Vergütungs- und 
Fallgruppe in Vergütungsgruppe III (Fallgruppe 7).
Das Tätigkeitsmerkmal erfordert gegenüber dem der Ver­
gütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 (dort: schwierige Tätig­
keiten) eine weitere, und zwar zweifache Qualifizierung 
durch die „besondere Schwierigkeit und Bedeutung“. Diese 
kann sich z.B. aus der Bedeutung oder der Größe des Aufga­
benkreises der außerordentlichen Bedeutung der zu bear­
beitenden Materie sowie den Auswirkungen der Tätigkeit 
für den innerdienstlichen Bereich und die Allgemeinheit 
ergeben. Dabei wird jeweils eine beträchtliche, gewichtige 
Heraushebung verlangt.
Für eine Eingruppierung in Vergütungsgruppe IV a (Fall­
gruppe 15) muß zunächst festgestellt werden, ob die Anfor­
derungen des Tätigkeitsmerkmals der Vergütungsgruppe 
IV b Fallgruppe 16 erfüllt sind. Anschließend ist zu prüfen, 
wodurch sich die Tätigkeiten des Angestellten aus den 
Merkmalen der niedrigeren Vergütungsgruppe heraushe­
ben und ob dadurch die tariflichen Anforderungen der hö­
heren Vergütungsgruppe erfüllt sind. Bei der Prüfung ist zu 
berücksichtigen, daß schon in dem Tätigkeitsmerkmal der 
Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 „besondere Schwie­
rigkeiten“ verlangt werden und für die höhere Eingruppie­
rung „besondere Schwierigkeit und Bedeutung" erforder­
lich sind. Deshalb müssen der Schwierigkeitsgrad und die 
Bedeutung über das schon in Vergütungsgruppe IV b Fall­
gruppe 16 verlangte Maß beträchtlich hinausgehen.

ee) Üben die genannten Angestellten zeitlich mindestens zu ei­
nem Drittel Tätigkeiten aus, die sich durch besondere 
Schwierigkeit und Bedeutung (vgl. Doppelbuchst, dd) aus 
Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 (vgl. Doppelbuchst, 
cc) herausheben, erfolgt eine Eingruppierung in Vergü­
tungsgruppe IV a (Fallgruppe 16). Ein Bewährungsaufstieg 
ist für diese Angestellten nicht vorgesehen.

ff) Üben die genannten Angestellten zeitlich mindestens zur 
Hälfte Tätigkeiten aus, die sich durch das Maß der damit 
verbundenen Verantwortung erheblich aus der Vergütungs­
gruppe IV a Fallgruppe 15 (vgl. Doppelbuchst, dd) heraus­
heben, erfolgt eine Eingruppierung in Vergütungsgruppe III 
(Fallgruppe 6) und nach fünfjähriger Bewährung in dieser 
Vergütung- und Fallgruppe in Vergütungsgruppe II a (Fall­
gruppe 2).
Das Maß der damit verbundenen Verantwortung ist auf die 
Auswirkung der Tätigkeit gerichtet und betrifft weniger die 
Art des Handelns. Ein auf die ordnungsgemäße Ausübung 
der Aufgaben bezogenes Maß an Verantwortung ist ebenso 
wie eine entsprechende Verantwortlichkeit zu fordern. Be­
stimmend sind die Auswirkungen und nicht die für die Tä­
tigkeit vorausgesetzte Breite und Tiefe des Fachwissens. Es 
können deshalb keine Schlüsse daraus gezogen werden, in 
welchem Umfang Kenntnisse vorliegen bzw. eingesetzt wer­
den müssen. Die Verantwortung erfaßt zudem, daß im über­
tragenen Bereich zu erledigende Aufgaben sachgerecht, 
pünktlich und vorschriftsgemäß ausgeübt werden.
Die Tätigkeiten müssen sich durch das Maß der Verantwor­
tung erheblich aus den in Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 
15 geforderten Tätigkeiten herausheben. Deshalb ist eine 
besonders weitreichende, hohe Verantwortung erforderlich, 
die diejenige beträchtlich übersteigt, die begriffsnotwendig 
auch schon in dem Tätigkeitsmerkmal der Vergütungsgrup­
pe IV a Fallgruppe 15 gefordert wird.

2.2.4 Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten/ Psychagogen
a) Psychagogen waren bisher in Vergütungsgruppe IV a (Fallgrup­

pe 8) eingruppiert.
b) Nach den neuen Tätigkeitsmerkmalen sind die vorstehend ge­

nannten Angestellten in Vergütungsgruppe III (Fallgruppe 8)
eingruppiert.

2.2.5 Angestellte, Meister im handwerklichen Erziehungsdienst
a) Nach den bisherigen Tätigkeitsmerkmalen waren diese Ange­

stellten nach Vergütungsgruppe VIII, VII, VI b, V c, V b oder IV
b eingruppiert.

b) Nach den neuen Tätigkeitsmerkmalen gilt folgendes:
aa) Angestellte mit abgeschlossener Berufsausbildung sind als 

Handwerker in Vergütungsgruppe VII (Fallgruppe 4) und 
nach vierjähriger Bewährung in dieser Vergütungs- und 
Fallgruppe in Vergütungsgruppe VI b (Fallgruppe 4) ein­
gruppiert.

bb) Angestellte mit abgeschlossener Berufsausbildung sind als 
Leiter von Ausbildungs- und Berufsförerungswerkstätten 
oder Werkstätten für Behinderte (folgend: Werkstätten) in 
Vergütungsgruppe VI b (Fallgruppe 2) und nach vierjähri­
ger Bewährung in dieser Vergütungsgruppe und Fallgruppe 
in Vergütungsgruppe V c (Fallgruppe 3) eingruppiert.

cc) Handwerksmeister, Industriemeister, Gärtnermeister (fol­
gend: Meister) als Leiter von Werkstätten sind in Vergü­
tungsgruppe V c (Fallgruppe 1) und nach vierjähriger Be­
währung in dieser Vergütungs- und Fallgruppe in Vergü­
tungsgruppe V b (Fallgruppe 2) eingruppiert.

dd) Meister als Leiter von großen Werkstätten sind in Vergü­
tungsgruppe V b (Fallgruppe 1) und nach vierjähriger Be­
währung in dieser Vergütungs- und Fallgruppe in Vergü­
tungsgruppe IV b (Fallgruppe 2) eingruppiert.
Die ständigen Vertreter dieser Meister (Angestellte mit ab­
geschlossener Berufsausbildung) sind in Vergütungsgruppe 
VI b (Fallgruppe 3) und nach vierjähriger Bewährung in die­
ser Vergütungs- und Fallgruppe in Vergütungsgruppe V c 
(Fallgruppe 4) eingruppiert.

ee) Meister als Leiter von Werkstätten, die sich durch den Um­
fang und die Bedeutung ihres Aufgabengebietes wesentlich 
aus der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 (= große Werk­
stätten) herausheben, sind in Vergütungsgruppe IV b (Fall­
gruppe 1) eingruppiert und erhalten nach vierjähriger Be­
währung eine Vergütungsgruppenzulage (7,5 v.H.) nach der 
Fußnote 1 zu Vergütungsgruppe IV b.
Die ständigen Vertreter dieser Meister sind in Vergütungs­
gruppe V c (Fallgruppe 2) und nach vierjähriger Bewährung 
in dieser Vergütungs- und Fallgruppe in Vergütungsgruppe 
V b (Fallgruppe 3) eingruppiert.
Das Merkmal „durch den Ümfang und die Bedeutung ihres 
Aufgabengebietes wesentlich aus der Vergütungsgruppe V 
b Fallgrüppe 1 herausheben“ bedeutet zunächst, daß das 
Aufgabengebiet den Umfang und die Bedeutung des bereits 
qualifizierten Leiters einer großen Werkstätte nochmals er­
heblich überschreiten und als solches qualitativ besonders 
breit sein muß. Es muß außergewöhnlich umfangreich und 
vielfältig sein und notwendigerweise zugleich eine Vielzahl 
von Aufgaben umfassen. Entscheidend ist hierbei der objek­
tive Umfang des Aufgabengebietes bzw. die damit verbun­
dene besonders große Zahl der dem Meister übertragenen 
fachlichen Aufgaben. Die ferner geforderte wesentliche 
Heraushebung durch die Bedeutung kann sich z.B. aus der 
außergewöhnlichen Bedeutung der konkreten Aufgaben­
stellung, aber auch aus den Auswirkungen der Tätigkeit für 
den innerdienstlichen Bereich und die Lebensverhältnisse 
Dritter (etwa der Auszubildenden) ergeben. Dagegen kann 
hierfür die Größe des Aufgabenkreises nicht herangezogen 
werden, weil der „Umfang“ ein selbständiges Merkmal ist.

2.2.6 Leiterinnen von Einrichtungen
Die Eingruppierung der Leiterinnen von Einrichtungen und ihrer 
ständigen Vertreterinnen ist weiterhin an die Durchschnittsbele­
gung (vgl. Nr. 2.1.5) geknüpft. Die neuen Tätigkeitsmerkmale ver­
zichten jedoch auf eine bestimmte Fachausbildung (z.B. als „Kin­
derpflegerin“, „Erzieherin“ oder „Sozialarbeiter/Sozialpädago- 
ge“). Die Eingruppierung der Leiterinnen von Kindertagesstätten 
und der Leiterinnen von Kindertagesstätten für Behinderte i.S. des 
§ 39 BSHG oder für Kinder oder Jugendliche mit wesentlichen Er­
ziehungsschwierigkeiten ergibt sich aus den folgenden Übersich­
ten:
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a) Leiterinnen von Kindertagesstätten

Plätze
-  Leiterin
-  Vertreterin

Grundeingruppierung
VergGr.

Bewährungsaufstieg 
nach vier Jahren 
VergGr. Vergütungsgruppenzulage

bis 39 Plätze 
-Leiterin VcFg.10 nach Fußnote 3 (7 v.H.)

mindestens 
40 Plätze
-  Leiterin
-  Vertreterin

VbFg.7
V cF g .ll

IVbFg. 7
nach Fußnote 3 (7 v.H.)

mindestens 
70 Plätze 
-Leiterin

-Vertreterin

IVbFg.3

VbFg.8 IV b Fg. 8

nach Fußnote 1 (7,5 v.H. 
nach vier Jahren Bewährung)

mindestens 
100 Plätze 
-  Leiterin 
-Vertreterin

IVbFg.4
IVbFg.5

IVaFg. 4
nach Fußnote 1 (7,5 v.H. 
nach vier Jahren Bewährung)

mindestens 
130 Plätze
-  Leiterin

-  Vertreterin

IVaFg. 1 

IVbFg.6 IVaFg. 5

nach Fußnote 1 (7,5 v.H. 
nach vier Jahren Bewährung)

mindestens 
180 Plätze 
-Leiterin 
-Vertreterin

IVaFg. 2 
IVaFg. 3

III Fg. 1
nach Fußnote 1 (7,5 v.H. 
nach vier Jahren Bewährung)

b) Leiterinnen von Kindertagesstätten für Behinderte i. 
Erziehungsschwierigkeiten

S. des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugendliche mit wesentlichen

Plätze 
-  Leiterin 
-Vertreterin

Grundeingruppierung
VergGr.

Bewährungsaufstieg 
nach vier Jahren 
VergGr.

Vergütungsgruppenzulage 
nach vier Jahren Bewährung

bis 39 Plätze 
-Leiterin 
-  Vertreterin

IV b Fg. 9 
VbFg.9

nach Fußnote 1 (7,5 v.H.) 
nach Fußnote 1 (7,5 v.H.)

mindestens 
40 Plätze 
-  Leiterin 
-Vertreterin

IVbFg.10 
IVbFg. 12

IVaFg. 8
nachFußnote 1 (7,5 v.H.)

mindestens 
70 Plätze 
-Leiterin 
-  Vertreterin

IVaFg. 6 
IVbFg. 11 IVaFg. 10

nach Fußnote 1 (7,5 v. H.)

mindestens 
90 Plätze 
-  Leiterin 
-Vertreterin

IVaFg. 7 
IVaFg. 9

III Fg. 2
nach Fußnotel (7,5 v.H.)
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2.2.7 Zu den Protokollnotizen
Die Höhe der Zulage nach der Protokollnotiz Nr. 1 richtet sich da­
nach, ob in einem Erziehungsheim, einem Kinder- oder einem Ju­
gendwohnheim oder einer vergleichbaren Einrichtung (Heim) 
überwiegend Behinderte i. S. des § 39 BSHG oder Kinder oder Ju­
gendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten zum Zwek- 
ke der Erziehung, Ausbildung oder Pflege ständig untergebracht 
sind. Zu dem Begriff der Behinderten i. S. des § 39 BSHG wird auf 
Nr. 2.1.6 Buchst, b verwiesen.
Teilzeitbeschäftigte erhalten gemäß § 34 BAT die Zulage anteilig.

3. Zu § 1 Nr. 4 (Teil II Abschn. L Unterabschn. I der Anlage 1 a zum 
BAT):
3.1 Für die unter Teil II Abschn. L Unterabschn. I fallenden Techni­
ker ist die Vergütungsgruppe VII gestrichen worden, so daß diese 
Angestellten bereits in den ersten sechs Monaten der Berufsausü­
bung in Vergütungsgruppe VI b (Fallgruppe 1) eingruppiert sind.
Sie steigen nunmehr nach fünfjähriger Tätigkeit in dieser Vergü- 
tungs- und Fallgruppe in die Vergütungsgruppe V c (Fallgruppe 1 a) 
auf.
3.2 Aus der Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 1 ist nach sechsjähri­
ger Bewährung in dieser Vergütungs- und Fallgruppe ein Tätig­
keitsaufstieg nach Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 2 eröffnet 
worden.
3.3 Die bisher in Vergütungsgruppe V b eingruppierten Techniker 
erhalten nach sechsjähriger Bewährung eine Vergütungsgruppen­
zulage in Höhe von 7,5 v.H. der Anfangsgrundvergütung der Ver­
gütungsgruppe V b.
3.4 Hinsichtlich der Anrechnung von Zeiten vor dem 1. Januar 1991 
auf die Bewährungszeit wird auf § 5 Nr. 2 dieses Änderungstarifver­
trages verwiesen.
Oldenburg, den 30. März 1992

D er O berkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Ristow
Oberkirchenrat

Anlage A
Tarifvertrag zur Änderung der Anlage 1 a 

zum BAT vom 24. April 1991

§1
Änderung der Anlage 1 a zum BAT für den Bereich des Bundes 

und für den Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder
Die Anlage 1 a zum BAT, zuletzt geändert durch den Tarifvertrag 

zur Änderung der Anlage 1 a zum BAT vom 28. Dezember 1990, 
wird wie folgt geändert:
1. Teil I wird wie folgt geändert:

a) Die Vergütungsgruppe II a wird wie folgt geändert:
aa) Die Fallgruppen 8 und 9 werden durch die folgenden 

Fallgruppen 8,8 a und 8 b sowie 9,9 a und 9 b ersetzt:
„8. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung 

nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergü­
tungsgruppen sowie sonstige Angestellte, die auf­
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfah­
rungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich durch das Maß der Verant­
wortung erheblich aus der Vergütungsgruppe III 
Fallgruppe 2 heraushebt. -  Fußnote 1 -  

8 a. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergü­
tungsgruppen Sowie sonstige Angestellte, die auf­
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfah­
rungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel 
durch das Maß der Verantwortung erheblich aus 
der Vergütungsgruppe III Fallgruppe 2 heraus­
hebt,

nach achtjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 
III Fallgruppe 2 a.

8 b. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergü­
tungsgruppen und langjähriger praktischer Erfah­
rung sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleich­

wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre­
chende Tätigkeiten ausüben, mit langjähriger prakti­
scher Erfahrung,

deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierig­
keit und Bedeutung oder durch künstlerische oder 
Spezialaufgaben aus der Vergütungsgruppe IV a 

Fallgruppe 10 heraushebt,
nach zehnjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 
III Fallgruppe 2.

9.- 9 b . ...
bb) Es wird die folgende Fußnote 1 angefügt:

„Fußnote 1:
Diese Angestellten erhalten nach zehnjähriger Bewäh­
rung in dieser Fallgruppe eine monatliche Vergütungs­
gruppenzulage in Höhe von 8 v.H. der Anfangsgrundver­
gütung (§ 27 Abschn. A Abs. 1) der Vergütungsgruppe 11 
a. Bei der Berechnung sich ergebende Bruchteile eines 
Pfennigs unter 0,5 sind abzurunden, Bruchteile von 0,5 
und mehr sind aufzurunden. Die Vergütungsgruppenzu­
lage gilt bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 41) und 
des Ubergangsgeldes (§ 63) als Bestandteil der Grund­
vergütung.“

b) In Vergütungsgruppe III werden die Fallgruppen 2 und 3 
durch die folgenden Fallgruppen 2,2 a, 2 b und 2 c sowie 3, 3 
a, 3 b und 3 c ersetzt:
„2. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach 

Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
und langjähriger praktischer Erfahrung sowie sonstige 
Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten aus­
üben, mit langjähriger praktischer Erfahrung,

deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit 
und Bedeutung oder durch künstlerische oder Spe­
zialaufgaben aus der Vergütungsgruppe IV a Fall­
gruppe 10 heraushebt.

2 a. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach 
Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechenden Tä­
tigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel durch 
das Maß der Verantwortung erheblich aus der Fall­
gruppe 2 heraushebt.

2 b. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach 
Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
und langjähriger praktischer Erfahrung sowie sonstige 
Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten aus­
üben, mit langjähriger praktischer Erfahrung,

deren Tätigkeiten sich zu mindestens einem Drittel 
durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 
durch künstlerische oder Spezialaufgaben aus der Ver­
gütungsgruppe IV a Fallgruppe 10 heraushebt, 

nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 10 a.

2 c. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach 
Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tä­
tigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich durch besondere Leistungen aus 
der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 21 heraushebt, 

nach achtjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 10.

3.-3  c ....
c) In Vergütungsgruppe IV a werden die Fallgruppen 10 und 11 

durch die Fallgruppen 10, 10 a, 10 b und 10 c sowie 11, 11a, 
11b und 11c ersetzt:
„10. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung 

nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungs­
gruppen sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent­
sprechende Tätigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich durch besondere Leistungen aus 
der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 21 heraus­
hebt.

(Besondere Leistungen sind z.B.: Aufstellung oder Prü­
fung von Entwürfen, deren Bearbeitung besondere
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Fachkenntnisse und besondere praktische Erfahrung 
oder künstlerische Begabung voraussetzt, sowie örtliche 
Leitung bzw. Mitwirkung bei der Leitung von schwieri­
gen Bauten und Bauabschnitten, sowie deren Abrech­
nung.)

10 a. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungs­
gruppen und langjähriger praktischer Erfahrung sowie 
sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähig­
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkei­
ten ausüben, mit langjähriger praktischer Erfahrung, 

deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel 
durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 
durch künstlerische oder Spezialaufgaben aus der 
Fallgruppe 10 heraushebt.

> 10 b. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungs­
gruppen sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 

k gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent­
sprechende Tätigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel 
durch besondere Leistungen aus der Vergütungs­
gruppe IV b Fallgruppe 21 heraushebt, 

nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV 
b Fallgruppe 21 a.
(Besondere Leistungen sind z.B. die Aufstellung oder 
Prüfung von Entwürfen, deren Bearbeitung besondere 
Fachkenntnisse und besondere praktische Erfahrung 
oder künstlerische Begabung voraussetzt, sowie örtliche 
Leitung bzw. Mitwirkung bei der Leitung von schwieri­
gen Bauten und Bauabschnitten sowie deren Abrech­
nung.)

10 c. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungs­
gruppen und entsprechender Tätigkeit nach sechsmona­
tiger Berufsausübung nach Ablegung der Prüfung sowie 
sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähig­
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkei­
ten ausüben, nach sechsmonatiger Ausübung dieser Tä­
tigkeit,

nach achtjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 
IV b Fallgruppe 21.

11.-11c....
d) In Vergütungsgruppe IV b werden die folgenden Fallgrup­

pen 21 a und 22 a eingefügt:
„21 a. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung 

nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungs­
gruppen sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel 
durch besondere Leistungen aus der Fallgruppe 21 

t heraushebt.
(Besondere Leistungen sind z.B.: Aufstellung oder 
Prüfung von Entwürfen, deren Bearbeitung besonde­
re Fachkenntnisse und besondere praktische Erfah- 

f  rung oder künstlerische Begabung voraussetzt, sowie
örtliche Leitung bzw. Mitwirkung bei der Leitung von 
schwierigen Bauten und Bauabschnitten sowie deren 
Abrechnung.)

22 a....
e) In der Protokollnotiz Nr. 8 werden die Worte „§ 405 RVO“ 

durch die Worte „§ 257 SGB V“ ersetzt.
2. Teil II Abschn. E Unterabschn. I wird wie folgt geändert: 

a ) ...

3. Teil II Abschn. G erhält die folgende Fassung:
„G. Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst“ 
Vergütungsgruppe II a
1. Angestellte als Leiter von Erziehungsheimen mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen
nach fünfjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe III 
Fallgruppe 3.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1,2 und 3)
2. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­

nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Er­

fahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,
deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbun­
denen Verantwortung erheblich aus der Vergütungs­
gruppe IV a Fallgruppe 15 heraushebt, 

nach fünfjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe III Fall­
gruppe 6.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

Vergütungsgrupppe III
1. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 2.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)
2. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten für Behinderte 

im Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 7.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)
3. Angestellte als Leiter von Erziehungsheimen mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1,2 und 3)

4. Angestellte als Leiter von Erziehungsheimen mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 11.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1,2 und 3)
5. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 

Vertreter von Leitern von Erziehungsheimen mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen bestellt 
sind,

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 12.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1,2 und 3)
6. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­

nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Er­
fahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbun­
denen Verantwortung erheblich aus der Vergütungs­
gruppe IV a Fallgruppe 15 heraushebt.

(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)
7. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­

nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Er­
fahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.

deren Tätigkeiten sich durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 
heraushebt,

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a Fall­
gruppe 15.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

8. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten/Psychagogen 
mit staatlicher Anerkennung oder staatlich anerkannter Prü­
fung und entsprechender Tätigkeit.

Vergütungsgruppe IV a
1. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 130 Plätzen. -  Fuß­
note 1 -
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

2. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

3. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen bestellt 
sind. -  Fußnote 1 -
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

4. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 4.

(Hierzu Protokollnotiz Nrn. 2 und 4)
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5. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchnschnittsbelegung von mindestens 130 Plätzen be­
stellt sind,

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 6.

(Hierzu Protokollnotiz Nrn. 2 und 4)
6. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten für Behinder­

te im Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer
Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen. -  Fuß­
note 1 -
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

7. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten für Behinder­
te im Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer
Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

8. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten für behinder­
te im Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 10.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)
9. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­

ge Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten für Behin­
derte im Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugend­
liche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen bestellt 
sind. -  Fußnote 1 -
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

10. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten für Behin­
derte im Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugend­
liche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt 
sind,

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 11.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)
11. Angestellte als Leiter von Erziehungsheimen mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1,2 und 3)

12. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Erziehungsheimen mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen bestellt 
sind.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1,2 und 3)

13. Angestellte als Leiter von Erziehungsheimen
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 13.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 3)
14. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­

ge Vertreter von Leitern von Erziehungsheimen mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen bestellt 
sind,

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 15.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1,2 und 3)
15. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­

nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 
heraushebt.

(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)
16. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­

nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel 
durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der 
Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 16 heraushebt.

(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

17. Bewährungshelfer
nach vierjähriger Berufstätigkeit in der Bewährungshilfe. 

Fußnote 1:
Diese Angestellten erhalten nach vierjähriger Bewährung in dieser 
Fallgruppe eine monatliche Vergütungsgruppenzulage in Höhe von
7,5 v.H. der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A Abs. 1) der 
Vergütungsgruppe IV a. Bei der Berechnung sich ergebende 
Bruchteile eines Pfennigs unter 0,5 sind abzurunden, Bruchteile 
von 0,5 und mehr sind aufzurunden. Die Vergütungsgruppenzulage 
gilt bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 41) und des Ubergangs­
geldes (§ 63) als Bestandteil der Grundvergütung.

Vergütungsgruppe IV b
1. Handwerksmeister, Industriemeister oder Gärtnermeister 

kn handwerklichen Erziehungsdienst als Leiter von Aus- 
bildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder Werk­
stätten für Behinderte, die sich durch den Umfang und die 
Bedeutung ihres Aufgabengebietes wesentlich aus der Ver­
gütungsgruppe V b Fallgruppe 1 herausheben.
-  Fußnote 1 -
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

2. Handwerksmeister, Industriemeister oder Gärtnermeister 
im handwerklichen Erziehungsdienst als Leiter von großen 
Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder 
Werkstätten für Behinderte

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b 
Fallgruppe 1.

(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)
3. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen. -  Fuß­
note 1 -
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

4. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

5. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen bestellt 
sind. -  Fußnote 1 -
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

6. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 130 Plätzen bestellt 
sind.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

7. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b 
Fallgruppe 7.

(Hierzu Protokollnotizen Nm. 2 und 4)
8. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­

ge Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt 
sind,

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b 
Fallgruppe 8.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)
9. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten für Behinder­

te im Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten. -  Fußnote 1 -  
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 4)

10. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten für Behinder­
te im Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

11. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten für Behin­
derte im Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugend­
liche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt 
sind.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

12. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten für Behin­
derte im Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugend­
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liehe mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen bestellt 
sind. -  Fußnote 1 -  
(Hierzu Protokollnotiz Nrn. 2 und 4)

13. Angestellte als Leiter von Erziehungsheimen.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 3)

14. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Erziehungsheimen bestellt 
sind. -  Fußnote 1 -
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 3)

15. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Erziehungsheimen mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen bestellt 
sind.
(Hierzu Prötokollnotizen Nrn. 1,2 und 3)

16. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­
nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,

mit schwierigen Tätigkeiten. -  Fußnote 1 -  
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 Und 5)

17. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­
nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,

nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b
Fallgruppe 10. -  Fußnote 2 -  

(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)
18. Bewährungshelfer 

Fußnote 1:
Diese Angestellten erhalten nach vierjähriger Bewährung in dieser 
Fallgruppe eine monatliche Vergütungsgruppenzulage in Höhe von
7,5 v.H. der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A Abs. 1) der 
Vergütungsgruppe IV b. Bei der Berechnung sich ergebende 
Bruchteile eines Pfennigs unter 0,5 sind abzurunden. Bruchteile 
von 0,5 und mehr sind aufzurunden. Die Vergütungsgruppenzuläge 
gilt bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 41) und des Ubergangs­
geldes (§ 63) als Bestandteil der Grundvergütung.

Fußnote 2:
Diese Angestellten erhalten nach sechsjähriger Tätigkeit in dieser 
Fallgruppe eine monatliche Vergütungsgruppenzulage in Höhe von 
6 v.H. der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A Abs. 1) der 
Vergütungsgruppe IV b. Bei der Berechnung sich ergebende 
Bruchteile eines Pfennigs unter 0,5 sind abzurunden, Bruchteile 
von 0,5 und mehr sind aufzurunden. Die Vergütungsgruppenzulage 
gilt bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 41) und des Ubergangs­
geldes (§ 63) als Bestandteil der Grundvergütung.

Vergütungsgruppe V b
1. Handwerksmeister, Industriemeister oder Gärtnermeister 

im handwerklichen Erziehungsdienst als Leiter von großen 
Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder 
Werkstätten für Behinderte.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

2. Handwerksmeister, Industriemeister oder Gärtnermeister 
im handwerklichen Erziehungsdienst als Leiter von Aus­
bildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder Werk­
stätten für Behinderte,

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V c 
Fallgruppe 1.

(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)
3. Handwerksmeister, Industriemeister oder Gärtnermeister 

im handwerklichen Erziehungsdienst, die durch ausdrückli­
che Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder 
Werkstätten für Behinderte der Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 1 bestellt sind,

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V c 
Fallgruppe 2.

(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)
4. Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und entspre­

chender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre­
chende Tätigkeiten ausüben,

mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens 
drei Angestellte mindestens der. Vergütungsgruppe V c 
Fallgruppe 5. -  Fußnote 1 -  

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1,6 und 7)
5. Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und entspre­

chender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre­
chende Tätigkeiten ausüben,

mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkeiten, 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V c Fall­
gruppe 5.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1,6,7 und 8)

6. Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entspre­
chender Tätigkeit

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V c 
Fallgruppe 8.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 9)
7. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 

Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

8. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt 
sind.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

9. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten für Behin­
derte im Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder oder Jugend­
liche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten bestellt 
sind. -  Fußnote 1 -
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 4)

10. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­
nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

Fußnote 1:
Diese Angestellten erhalten nach vierjähriger Bewährung in 
dieser Fallgruppe eine monatliche Vergütungsgruppenzulage in 
Höhe von 7,5 v.H. der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A 
Abs. 1) der Vergütungsgruppe V b. Bei der Berechnung sich er­
gebende Bruchteile eines Pfennigs unter 0,5 sind abzurunden, 
Bruchteile von 0,5 und mehr sind aufzurunden. Die Vergütungs­
gruppenzulage gilt bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 41) 
und des Übergangsgeldes (§ 63) als Bestandteil der Grundver­
gütung.

Vergütungsgruppe V c
1. Handwerksmeister, Industriemeister oder Gärtnermeister 

im handwerklichen Erziehungsdienst als Leiter von Aus­
bildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder Werk­
stätten für Behinderte.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

2. Handwerksmeister, Industriemeister oder Gärtnermeister 
im handwerklichen Erziehungsdienst, die durch ausdrückli­
che Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder 
Werkstätten für Behinderte der Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 1 bestellt sind.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

3. Angestellte im handwerklichen Erziehungsdienst mit abge­
schlossener Berufsausbildung als Leiter von Ausbildungs­
oder Berufsförderungswerkstätten oder Werkstätten für 
Behinderte,

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VI b 
Fallgruppe 2.

(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)
4. Angestellte im handwerklichen Erziehungsdienst, die durch 

ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Lei­
tern von Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten 
oder Werkstätten für Behinderte der Vergütungsgruppe V b 
Fallgruppe 1 bestellt sind,

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VI b 
Fallgruppe 3.

(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)
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5. Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und entspre­
chender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre­
chende Tätigkeiten ausüben,

mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkeiten. 
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1, 6,7 und 8)

6. Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und entspre­
chender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre­
chende Tätigkeiten ausüben,

in Schulkindergärten, Vorklassen oder Vermittlungsgrup­
pen für nicht schulpflichtige Kinder. -  Fußnote 1 -  

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 7 und 10)
7. Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und entspre­

chender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre­
chende Tätigkeiten ausüben,

nach dreijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VI b 
Fallgruppe 5. -  Fußnote 2 -  

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1,6 und 7)
8. Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entspre­

chender Tätigkeit.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 9)

9. Angestellte in der Tätigkeit von Sozialarbeitern/Sozialpä- 
dagogen mit staatlicher Anerkennung.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

10. Angestellte als Leiter von Kindertagesstätten.
-  Fußnote 3 -
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 4)

11. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständi­
ge Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen bestellt 
sind. -  Fußnote 3 -
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 2 und 4)

Fußnote 1:
Diese Angestellten erhalten nach vierjähriger Tätigkeit in die­
ser Fallgruppe, frühestens jedoch nach insgesamt siebenjähriger 
Berufstätigkeit als Erzieherin in Vergütungsgruppe VI b oder V 
c, eine monatliche Vergütungsgruppenzulage in Höhe von 6 v.H. 
der Anfangsgrundvergütung (§27 Abschn. A Abs. 1) der Vergü­
tungsgruppe V c. Bei der Berechnung sich ergebende Bruchteile 
eines Pfennigs unter 0,5 sind abzurunden, Bruchteile von 0,5 
und mehr sind aufzurunden. Die Vergütungsgruppenzulage gilt 
bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 41) und des Übergangs­
geldes (§ 63) als Bestandteil der Grundvergütung.

Fußnote 2:
Diese Angestellten erhalten nach vierjähriger Tätigkeit in die­
ser Fallgruppe eine monatliche Vergütungsgruppenzulage in 
Höhe von 6 v.H. der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A 
Abs. 1) der Vergütungsgruppe V c. Bei der Berechnung sich er­
gebende Bruchteile eines Pfennigs unter 0,5 sind abzurunden, 
Bruchteile von 0,5 und mehr sind aufzurunden. Die Vergütungs­
gruppenzulage gilt bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 41) 
und des Übergangsgeldes (§ 63) als Bestandteil der Grundver­
gütung.

Fußnote 3:
Diese Angestellten erhalten eine monatliche Vergütungsgrup­
penzulage in Höhe von 7 v.H. der Anfangsgrundvergütung (§ 27 
Abschn. A Abs. 1) der Vergütungsgruppe V c. Bei der Berech­
nung sich ergebende Bruchteile eines Pfennigs unter 0,5 sind 
abzurunden, Bruchteile von 0,5 und mehr sind aufzurunden. Die 
Vergütungsgruppenzulage gilt bei der Bemessung des Sterbe­
geldes (§ 41) und des Übergangsgeldes (§ 63) als Bestandteil der 
Grundvergütung.

Vergütungsgruppe VI b
1. Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung oder mit 

staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkei­
ten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten aus­
üben,

mit schwierigen fachlichen Tätigkeiten, 
nach fünfjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VII Fall­
gruppe 1.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 11)

2. Angestellte im handwerklichen Erziehungsdienst mit abge­
schlossener Berufsausbildung als Leiter von Ausbildungs­
oder Berufsförderungswerkstätten oder Werkstätten für 
Behinderte.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

3. Angestellte im handwerklichen Erziehungsdienst mit abge­
schlossener Berufsausbildung, die durch ausdrückliche An­
ordnung als ständige Vertreter von Leitern von Ausbil- 
dungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder Werkstätten 
für Behinderte der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 be­
stellt sind.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

4. Angestellte im handwerklichen Erziehungsdienst mit abge­
schlossener Berufsausbildung

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VII »
Fallgruppe 4.

(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)
5. Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und entspre- ^

ehender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre­
chende Tätigkeiten ausüben.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1,6 und 7)

Vergütungsgruppe VII
1. Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung oder mit 

staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkei­
ten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten aus­
üben,

mit schwierigen fachlichen Tätigkeiten.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 11)

2. Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung oder mit 
staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkei­
ten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten aus­
üben,

nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VIII.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

3. Angestellte in der Tätigkeit von Erzieherinnen mit staatli­
cher Anerkennung.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 6)

4. Angestellte im handwerklichen Erziehungsdienst mit abge­
schlossener Berufsbildung.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

Vergütungsgruppe VIII
Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung oder mit 
staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie sonsti­
ge Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ih­
rer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

i

Vergütungsgruppe IX b
Angestellte in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen mit staatli­
cher Anerkennung.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

Protokollnotizen:
1. Der Angestellte -  ausgenommen der Angestellte bzw. Mei­

ster im handwerklichen Erziehungsdienst -  erhält für die 
Dauer der Tätigkeit in einem Erziehungsheim, einem Kin­
der- oder einem Jugendwohnheim oder einer vergleichba­
ren Einrichtung (Heim) eine Zulage in Höhe von 120 DM 
monatlich, wenn in dem Heim überwiegend Behinderte im 
Sinne des § 39 BSHG oder Kinder oder Jugendliche mit we­
sentlichen Erziehungsschwierigkeiten zum Zwecke der Er­
ziehung, Ausbildung oder Pflege ständig untergebracht sind; 
sind nicht überwiegend solche Personen ständig unterge­
bracht, beträgt die Zulage 60 DM monatlich. Für den Ange­
stellten bzw. Meister im handwerklichen Erziehungsdienst 
in einem Heim im Sinne des Unterabsatzes 1 erster Halbsatz 
beträgt die Zulage 80 DM monatlich.
Die Zulage wird nur für die Zeiträume gezahlt, für die Bezü­
ge (Vergütung, Urlaubs Vergütung, Krankenbezüge) zuste­
hen. Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 41) und 
des Übergangsgeldes (§ 63) zu berücksichtigen.
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2. Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jewei­
lige Kalenderjahr grundsätzlich die Zahl der vom 1. Okto­
ber bis 31. Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres 
vergebenen, je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde 
zu legen.

3. Erziehungsheime sind Heime, in denen überwiegend behin­
derte Kinder oder Jugendliche im Sinne des § 39 BSHG oder 
Kinder oder Jugendliche mit wesentlichen Erziehungs­
schwierigkeiten ständig untergebracht sind.

4. Kindertagesstätten im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals 
sind Krippen, Kindergärten, Horte, Kinderbetreuungsstu­
ben, Kinderhäuser und Tageseinrichtungen der örtlichen 
Kindererholungsfürsorge.

5. Schwierige Tätigkeiten sind z. B. die
a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen,
b) Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS erkrankten 

Personen,
c) begleitende Fürsorge für Heimbewohner und nachge­

hende Fürsorge für ehemalige Heimbewohner,
d) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachge­

hende Fürsorge für ehemalige Strafgefangene,
e) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Angestellter min­

destens der Vergütungsgruppe V b.
6. Als entsprechende Tätigkeit von Erzieherinnen gilt auch die 

Betreuung von über 18jährigen Personen (z.B. in Einrich­
tungen für Behinderte im Sinne des § 39 BSHG oder für 
Obdachlose).

7. Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind auch
a) Kindergärtnerinnen und Hortnerinnen mit staatlicher 

Anerkennung oder staatlicher Prüfung
b) Kinderkrankenschwestern, die in Kinderkrippen tätig 

sind,
eingruppiert.

8. Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind z.B. die
a) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgrup­

pen, denen besondere Aufgaben in der gemeinsamen 
Förderung behinderter und nicht behinderter Kinder zu­
gewiesen sind) mit einem Anteil von mindestens einem 
Drittel von Behinderten im Sinne des § 39 BSHG in Ein­
richtungen der Kindertagesbetreuung,

b) Tätigkeiten in Gruppen von Behinderten im Sinne des § 
39 BSHG oder von Kindern oder Jugendlichen mit we­
sentlichen Erziehungssehwierigkeiten,

c) Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür,
d) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen,
e) fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens 

vier Angestellte mindestens der Vergütungsgruppe VI 
b,

f) Tätigkeiten eines Facherziehers mit einrichtungsüber- 
greifenden Aufgaben.

9. Unter Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung sind 
Angestellte zu verstehen, die einen nach Maßgabe der Rah­
menvereinbarung über die Ausbildung und Prüfung an 
Fachschulen für Heilpädagogik (Beschluß der Kultusmini­
sterkonferenz vom 12. September 1986) gestalteten Ausbil­
dungsgang mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich 
abgeschlossen und die Berechtigung zur Führung der Be­
rufsbezeichnung „staatlich anerkannter Heilpädagoge/ 
staatlich anerkannte Heilpädagogin“ erworben haben.

10. Die Tätigkeit setzt voraus, daß überwiegend Kinder, die im 
nächsten Schuljahr schulpflichtig werden, nach einem spe­
ziellen pädagogischen Konzept gezielt auf die Schule vorbe­
reitet werden.

11. Schwierige fachliche Tätigkeiten sind z.B.
a) Tätigkeiten in Einrichtungen für Behinderte im Sinne 

des § 39 BSHG und in psychiatrischen Kliniken,
b) alleinverantwortliche Betreuung von Gruppen z.B. in 

Randzeiten,
c) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgrup­

pen, denen besondere Aufgaben in der gemeinsamen 
Förderung behinderter und nicht behinderter Kinder zu­
gewiesen sind) mit einem Anteil von mindetens einem 
Drittel von Behinderten im Sinne des § 39 BSHG in Ein­
richtungen der Kindertagesbetreuung,

d) Tätigkeiten in Gruppen von Behinderten im Sinne des § 
39 BSHG oder in Gruppen von Kindern oder Jugendli­
chen mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten,

e) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen.

4. Teil II Abschn. L Unterabschn. I wird wie folgt geändert:
a) Die Vergütungsgruppe V b wird wie folgt geändert:

aa) Die bisher einzige Fallgruppe erhält die Fallgrup­
penbezeichnung „1.“ und es werden nach dem Wort 
„ausüben“ die Worte Fußnote 1 -  “ angefügt, 

bb) Es wird die folgende Fallgruppe 2 eingefügt:
„2. Staatlich geprüfte Techniker bzw. Techniker mit 

staatlicher Abschlußprüfung nach Nr. 3 der Vor­
bemerkungen zu allen Vergütungsgruppen (z.B. 
Bautechniker, Betriebstechniker, Elektrotech­
niker, Feinwerktechniker, Heizungstechniker, 
Kältetechniker, Lüftungstechniker und Ma- 
schinenbautechniker) in einer Tätigkeit der Ver­
gütungsgruppe V c Fallgruppe 1 sowie sonstige 
Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähig­
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben,

nach sechsjähriger Tätigkeit in dieser Ver- 
gütungs- und Fallgruppe.

(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 2)“ 
cc) Es wird die folgende Fußnote 1 angefügt:

„Fußnote 1:
Diese Angestellten erhalten nach sechsjähriger Be­
währung in dieser Fallgruppe eine monatliche Ver­
gütungsgruppenzulage in Hohe von 7,5 v.H. der An­
fangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A Abs. 1) der 
Vergütungsgruppe V b. Bei der Berechnung sich er­
gebende Bruchteile eines Pfennigs unter 0,5 sind 
abzurunden, Bruchteile von 0,5 und mehr sind auf­
zurunden. Die Vergütungsgruppenzulage gilt bei 
der Bemessung des Sterbegeldes (§ 41) und des 
Übergangsgeldes (§ 63) als Bestandteil der Grund­
vergütung.“

b) In Vergütungsgruppe V c wird die folgende Fallgruppe 1 
a eingefügt:

„1 a. Staatlich geprüfter Techniker bzw. Techniker mit 
staatlicher Abschlußprüfung nach Nr. 3 der Vorbe­
merkungen zu allen Vergütungsgruppen (z.B. Bau­
techniker, Betriebstechniker, Elektrotechniker, 
Feinwerktechniker, Heizungstechniker, Kältetech­
niker, Lüftungstechniker und Maschinenbautech­
niker) und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkei­
ten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkei­
ten ausüben,

nach fünfjähriger Tätigkeit in Vergütungsgruppe 
VI b Fallgruppe 1.

(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)“
c) In Vergütungsgruppe VI b Fallgruppe 1 werden die Wor­

te „nach sechsmonatiger Berufsausübung nach Able­
gung der Prüfung“ und „nach sechsmonatiger Ausübung 
dieser Tätigkeiten“ gestrichen.

d) Die Vergütungsgruppe VII wird gestrichen.
5. ...

6. Teil II Abschn. Q wird wie folgt geändert:
a) ...
b) Die Vergütungsgruppe V b wird wie folgt geändert:

aa) In den Fallgruppen 1, 2, 5,7, 8,10 bis 12 und 16 wird 
jeweils der Fußnotenhinweis „1)“ durch die Worte 

Fußnote 1 ersetzt.
bb) In den Fallgruppen 3, 4,13 und 14 wird jeweils das 

Wort „achtjähriger“ durch das Wort „vierjähriger“ 
ersetzt.

cc) In den Fallgruppen 6,9 und 15 wird jeweils das Wort 
„achtjähriger“ durch das Wort „sechsjähriger“ er­
setzt, 

dd) ...
ee) Der jeweilige Klammerzusatz zu den Fallgruppen 6 

und 9 erhält die folgende Fasssung:
„(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 3 und 8)“ 

ff) Der jeweilige Klammerzusatz zu den Fallgruppen 13 
und 15 erhält die folgende Fassung:
„(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 5,6,7 und 8)“ 

gg) Der Klammerzusatz zu der Fallgruppe 14 erhält die 
folgende Fassung:
„(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 5,6 und 8)“ 

hh) Die Fußnote 1 erhält die folgende Fassung:
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„Fußnote 1:
Angestellte der Fallgruppen 1,2,10,11 und 12 erhal­
ten nach vierjähriger, Angestellte der Fallgruppen 5, 
7, 8 und 16 nach sechsjähriger Bewährung in ihrer 
Fallgruppe eine monatliche Vergütungsgruppenzu­
lage in Höhe von 10 v.H. der Anfangsgrundvergü­
tung (§ 27 Abschn. A Abs. 1) der Vergütungsgruppe 
V b. Bei der Berechnung sich ergebende Bruchteile 
eines Pfennigs unter 0,5 sind abzurunden, Bruchtei­
le von 0,5 und mehr sind aufzurunden. Die Vergü­
tungsgruppenzulage gilt bei der Bemessung des 
Sterbegeldes (§ 41) und des Übergangsgeldes (§ 63) 
als Bestandteil der Grundvergütung.“

c) Die Vergütungsgruppe V c wird wie folgt geändert:
aa) In den Fallgruppen 3 und 10 wird jeweils das Wort 

„achtjähriger“ durch das Wort „vierjähriger“ er­
setzt.

bb) In den Fallgruppen 5,7 und 12 wird jeweils das Wort 
„achtjähriger“ durch das Wort „sechsjähriger“ er­
setzt, 

cc) ...
dd) Der jeweilige Klammerzusatz zu den Fallgruppen 5 

und 7 erhält die folgende Fassung:
„(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 3 und 8)“ 

ee) Der jeweilige Klammerzusatz zu den Fallgruppen 10 
und 12 erhält die folgende Fassung:
„(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 5 und 8)“

d) Die Vergütungsgruppe VI b wird wie folgt geändert:
aa) In den Fallgruppen 1 und 7 werden die Worte „so­

weit nicht andersweitig eingruppiert“ gestrichen, 
bb) Die Fallgruppen 2 und 8 werden unter Beibehaltung 

der Fallgruppenbezeichnungen gestrichen, 
cc) In den Fallgruppen 4,6 und 10 wird jeweils das Wort 

„neunjähriger“ durch das Wort „sechsjähriger“ er­
setzt.

dd) Der jeweilige Klammerzusatz zu den Fallgruppen 4 
und 6 erhält die folgende Fassung:
„(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 3 und 8)“ 

ee) Der Klammerzusatz zu der Fallgruppe 10 erhält die 
folgende Fassung:
„(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 5 und 8)“

e) In Vergütungsgruppe VII werden die Fallgruppen 1 und 
4 unter Beibehaltung der Fallgruppenbezeichnungen 
gestrichen.

f) Die Protokollnotizen werden wie folgt geändert:
aa) Der Nr. 3 wird der folgende Unterabsatz angefügt: 

„Unter den Voraussetzungen des Unterabschnittes 
1 Buchst, a werden Wasserbauwerkmeister mit ent­
sprechender Tätigkeit nach den Tätigkeitsmerkma­
len für Handwerksmeister eingruppiert.“ 

bb) Es wird die folgende Nr. 8 angefügt:
„Nr. 8 Für den erstmaligen Bewährungsaufstieg 

nach einem Tätigkeitsmerkmal dieses Ab­
schnitts können Zeiten der Bewährung, die 
bei demselben Arbeitgeber in einem unmit­
telbar vorangegangenen Arbeiterverhält­
nis als Vorhandwerker i. S. des § 3 Abs. 2 
Unterabs. 2 des Tarifvertrages über das 
Lohngruppenverzeichnis zum MTB II bzw. 
als Vorarbeiter i. S. des § 3 Abs. 1 Unterabs. 
2 i.V.m. Abs. 2 des Tarifvertrages über das 
Lohngruppenverzeichnis zum MTL II zu­
rückgelegt worden sind, zur Hälfte auf die 
geforderte Bewährungszeit angerechnet 
werden. Für das Land Berlin gilt Satz 1 ent­
sprechend bei der Übernahme eines Arbei­
ters des Landes aus dem Geltungsbereich 
des BMT-G.“

Änderung der Anlage 1 a zum BAT für den Bereich 
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände

§3
Wechselschicht- und Schichtzulage für Angestellte 

im Sozial- und im Erziehungsdienst 
In der Zeit vom 1. Januar 1991 bis 31. März 1991 gilt für die unter 

§ 1 Nr. 3 (Bund/TdL) bzw. unter § 2 Abschn. B Ziff. II (VKA) dieses 
Tarifvertrages fallenden Angestellten Nr. 8 SR 2 a BAT entspre­
chend.

§4
Änderung der Anlage 1 b zum BAT

Die jeweilige Protokollerklärung Nr. 4 zu Abschnitt A und Ab­
schnitt B der zuletzt durch den Tarifvertrag zur Änderung der An­
lage 1 b zum BAT vom 22. März 1991 geänderten Anlage 1 b zum 
BAT erhält die folgende Fassung:
„Nr. 4 Zeiten einer Tätigkeit im Sinne des § 3 Buchst, n werden 

nicht als Zeiten der Berufstätigkeit berücksichtigt.“

§5
Übergangsvorschriften für den Bereich des Bundes 

und für den Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder
Für die Angestellten, die am 31. Dezember 1990 in einem Ar­

beitsverhältnis gestanden haben, das am 1. Januar 1991 zu demsel­
ben Arbeitgeber fortbestanden hat, gilt für die Dauer dieses Ar­
beitsverhältnisses folgendes:
1. Hat der Angestellte am 31. Dezember 1990 Vergütung (§ 26 
BAT) aus einer höheren Vergütungsgruppe erhalten, als aus der 
Vergütungsgruppe, in der er nach diesem Tarifvertrag eingruppiert 
ist, wird diese Vergütung durch das Inkrafttreten dieses Tarifvertra­
ges nicht berührt.
2. Hängt die Eingruppierung oder der Anspruch auf eine Vergü­
tungsgruppenzulage nach diesem Tarifvertrag von der Zeit einer 
Tätigkeit oder von der Zeit einer Bewährung in einer bestimmten 
Vergütungs- und Fallgruppe oder von der Zeit einer Berufstätigkeit 
ab, wird die vor dem 1. Januar 1991 zurückgelegte Zeit vorbehalt­
lich der nachstehenden Nr. 3 so berücksichtigt, wie sie zu berück­
sichtigen wäre, wenn dieser Tarifvertrag bereits seit dem Beginn 
des Arbeitsverhältnisses gegolten hätte.
3. Auf die in den nachstehenden 
Tätigkeitsmerkmale des

-  Teils I der Anlage la zum 
BAT in der Fassung dieses 
Tarifvertrages geforderten 
Zeiten der Bewährung 
Vergütungsgruppe II a 
Fallgruppe 8 a und 9 a 
Vergütungsgruppe III 
Fallgruppe 2 b und 3 b 
Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 10 b und 11b

zur Hälfte angerechnet.
4. Bei Angestellten der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 5, 7, 8 
und 16 des Teils II Abschn. Q der Anlage 1 a zum BAT in der Fas­
sung dieses Tarifvertrages gilt im Kalenderjahr 1991 für die Anwen­
dung der Fußnote 1 zur Vergütungsgruppe V b statt der sechsjähri­
gen eine fünfjährige Bewährungszeit.

§6
Übergangsvorschriften für den Bereich der Vereinigung 

der kommunalen Arbeitgeberverbände

§7
Übergangsvorschrift für den Bereich der VKA für die 
unter das Gesetz über den Beruf der Orthoptistin und 

des Orthoptisten fallenden Angestellten

§8
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1991 in Kraft; 
abweichend hiervon tritt § 4 mit Wirkung vom 1. April 1991 in 
Kraft.

werden die vor dem 1. Januar 
1991 in einer Tätigkeit der 
nachstehenden Vergütungs­
gruppen des
-  Teils I der Anlage 1 a zum 

BAT in der vor dem 1. Januar 
1991 geltenden Fassung zu­
rückgelegten Zeiten 
Vergütungsgruppe III 
Vergütungsgruppe IV a 
Vergütungsgruppe IV b

Anlage B
Änderungstarifvertrag Nr. 7 

vom 24. April 1991
zum Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte

§1
Änderung des Tarifvertrages

Der Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte vom 17. Mai 1982, 
zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 6 vom 26. 
Juni 1990, wird wie folgt geändert:
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1. Die Protokollnotiz Nr. 2 Abschn. 1 Nr. 2 zu § 2 wird wie folgt 
geändert:
a) Nach der Nr. 2.2 wird die folgende Nr. 2.3 eingefügt:

„2.3 Abschnitt G Fallgruppen 2,3,5 und 6,“
b) Die bisherigen Nrn. 2.3 bis 2.7 werden Nrn. 2.4 bis 2.8.
c) In der (neuen) Nr. 2.6 werden nach dem Wort „Unterab­

schnitt I“ die Worte „einzige Fallgruppe“ durch die Worte 
„alle Fallgruppen'' ersetzt.

2. ...
3. ...
4. Nach § 6 a wird der folgende § 6 b eingefügt:

„§ 6 b
Zulage für Meister

Angestellte, die nach den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungs­
gruppen IV b Fallgruppen 1 und 2, V b Fallgruppen 1 bis 3, V c Fall­
gruppen 1 und 2 des Teils II Abschn. G und nach den Tätigkeits­
merkmalen des Teils II Abschn. Q der Anlage 1 a zum BAT ein­
gruppiert sind, erhalten eine Meisterzulage von monatlich 75,- 
DM.“
5. ...

§2
Inkrafttreten

§ 1 Nr. 1, 2 und 4 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1991, § 1 Nr. 3 
und 5 mit Wirkung vom 1. April 1991 in Kraft.

Anlage C

Änderungstarifvertrag Nr. 5 
vom 24. April 1991

zum Tarifvertrag über eine Zuwendung 
für Angestellte

§1
Änderung des Tarifvertrages

Der Tarifvertrag über eine Zuwendung für Angestellte vom 12. 
Oktober 1973, zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag 
Nr. 4 vom 12. November 1987, wird wie folgt geändert:
1. In § 1 Abs. 1 Nr. 2 werden nach dem Wort „Berufssoldat,“ die 

Worte „Arzt im Praktikum,“ eingefügt.
2. § 2 Abs. 3 Unterabs. 2 erhält die folgende Fassung:

„Hat die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige wö­
chentliche Arbeitszeit des Angestellten in dem maßgebenden 
Kalendermonat weniger als die regelmäßige wöchentliche Ar­
beitszeit eines entsprechenden vollbeschäftigten Angestellten 
betragen, erhöht sich die Zuwendung statt um den Betrag nach 
Unterabsatz 1 um den Anteil dieses Betrages, der dem Maß der 
mit ihm vereinbarten Arbeitszeit entspricht.“

§2
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. April 1991 in Kraft.

Anlage D

Änderungstarifvertrag Nr. 6 
vom 24. April 1991

zum Tarifvertrag über ein Urlaubsgeid 
für Angestellte

§1
Änderung des Tarifvertrages

§ 1 des Tarifvertrages über ein Urlaubsgeld für Angestellte vom
16. März 1977, zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag 
Nr. 5 vom 9. Januar 1987, wird wie folgt geändert:
1. In Absatz 1 Unterabs. 1 Nr. 2 werden nach dem Wort „Berufs­

soldat,“ die Worte „Arzt im Praktikum,“ eingefügt.
2. In Absatz 2 werden das Wort „vollbeschäftigte“ gestrichen und 

das Wort „vollbeschäftigt“ durch das Wort „beschäftigt“ er­
setzt.

§2
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. April 1991 in Kraft.

Anlage E

Änderungstarifvertrag Nr. 5 
vom 24. April 1991

zum Tarifvertrag über vermögenswirksame 
Leistungen an Angestellte

§1
Änderung des Tarifvertrages

Der Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Ange­
stellte vom 17. Dezember 1970, zuletzt geändert durch den Ände­
rungstarifvertrag vom 3. April 1987, wird wie folgt geändert:
1. § 1 Abs. 3 Unterabs. 2 erhält die folgende Fassung:

„Der nicht vollbeschäftigte Angestellte erhält von dem Be­
trag nach Unterabsatz 1 der ihm zustehen würde, wenn er voll- 
beschäftigt wäre, den Teil, der dem Maß der mit ihm vereinbar­
ten regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit entspricht.“

2. In § 3 Abs. 2 Satz 2 werden in dem durch Bindestriche abge­
grenzten Satzteil die Worte „und Unterabs. 2 Satz 2“ gestri­
chen.

3. In § 5 wird in der Überschrift und im einzigen Satz jeweils die 
Zahl „6“ durch die Zahl „5“ ersetzt.

§2
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. April 1991 in Kraft.

Anlage F

Änderungstarifvertrag Nr. 12 
vom 24. April 1991

zum Tarifvertrag über das Lohngruppenverzeichnis 
zum Manteltarifvertrag für Arbeiter der Länder

§1
Änderung des Tarifvertrages über das 

Lohngruppenverzeichnis
Die Vorbemerkungen zum Lohngruppenverzeichnis (Anlage 1) 

des Tarifvertrages über das Lohngruppenverzeichnis zum Mantel­
tarifvertrag für Arbeiter der Länder vom 11. Juli 1966, zuletzt geän­
dert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 11 vom 22. März 1991, 
werden wie folgt geändert:
1. Nr. 5 Abschn. B Unterabs. 1 Satz 3 Buchst, e erhält die folgende 

Fassung:
,,e) wegen Erziehungsurlaubs nach dem Bundeserziehungs­

geldgesetz und sonstiger Beurlaubung zur Kinderbetreuung 
bis zu insgesamt fünf Jahren.“

2. In Nr. 5 Abschn. C Buchst, b Satz 1 werden die Worte „nach dem
31. Dezember 1987“ durch die Worte „in der Zeit vom 1. Januar 
1988 bis zum 31. März 1991“ und die Worte „nach dem 30. Sep­
tember 1990“ durch die Worte „in der Zeit vom 1. Oktober 1990 
bis zum 31. März 1991“ ersetzt.

3. Der Nr. 5 Abschn. C wird der folgende Buchstabe c angefügt:
,,c) Für Bewährungszeiten bzw. Zeiten einer Tätigkeit nach

dem 31. März 1991 gilt § 6 Abs. 1 Unterabschn. 2 MTL II 
entsprechend.“

§2
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. April 1991 in Kraft.

Anlage G

Änderungstarifvertrag Nr. 5 
vom 24. April 1991

zum Tarifvertrag über eine Zuwendung 
für Arbeiter des Bundes und der Länder

§1
Änderung des Tarifvertrages

§ 2 Abs. 3 Unterabs. 2 des Tarifvertrages über eine Zuwendung 
für Arbeiter des Bundes und der Länder vom 12. Oktober 1973, zu­
letzt geändert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 4 vom 12. No­
vember 1987, erhält die folgende Fassung:
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„Hat die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige wöchentli­
che Arbeitszeit des Arbeiters in dem maßgebenden Kalendermo­
nat weniger als die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit eines ent­
sprechenden vollbeschäftigten Arbeiters betragen, erhöht sich die 
Zuwendung statt um den Betrag nach Unterabsatz 1 um den Anteil 
dieses Betrages, der dem Maß der mit ihm vereinbarten Arbeitszeit 
entspricht.“

§2
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. April 1991 in Kraft.

Anlage H

Änderungstarifvertrag Nr. 8 
vom 24. April 1991

zum Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Arbeiter

§1
Änderung des Tarifvertrages

Der Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Arbeiter vom 16. März 
1977, zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 7 vom
5. Juli 1988, wird wie folgt geändert:
1. In Buchstabe a des Einleitungssatzes werden die Worte „deren 

arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnittliche regelmäßige 
Arbeitszeit mindestens 18 Stunden1) beträgt“, sowie die Fußno­
te hierzu gestrichen.

2. In § 1 Abs. 2 werden das Wort „vollbeschäftigte“ gestrichen und 
das Wort „vollbeschäftigt“ durch das Wort „beschäftigt“ er­
setzt.

§2
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. April 1991 in Kraft.

Anlage I

Änderungstarifvertrag Nr. 6 
vom 24. April 1991

zum Tarifvertrag über vermögenswirksame 
Leistungen an Arbeiter

§1
Änderungen des Tarifvertrages

Der Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Arbei­
ter vom 17. Dezember 1970, zuletzt geändert durch den 
Änderungstarifvertrag vom 12. November 1987, wird wie folgt ge­
ändert:
1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Worte „dessen arbeitsvertraglich 

vereinbarte durchschnittliche regelmäßige wöchentli­
che Arbeitszeit mindestens 18 Stunden beträgt“, gestri­
chen.

bb) Satz 2 wird gestrichen.
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Unterabsatz 1 Satz 2 werden nach den Worten „Er­
reicht der“ die Worte „um den im Monatslohntarifver­
trag vereinbarten Betrag verminderte“ und nach den 
Worten „aus dem“ die Worte „um den im Monatslohn­
tarifvertrag vereinbarten Betrag verminderten“ einge­
fügt.

bb) Unterabsatz 2 erhält die folgende Fassung:
„Der nicht vollbeschäftigte Arbeiter erhält von dem 

Betrag nach Unterabsatz 1, der ihm zustehen würde, 
wenn er vollbeschäftigt wäre, den Teil, der dem Maß der 
mit ihm vereinbarten regelmäßigen wöchentlichen Ar­
beitszeit entspricht.“

2. In § 3 Abs. 2 Satz 2 werden in dem durch Bindestriche abge­
grenzten Satzteil die Worte „und Unterabs. 2 Satz 2“ gestri­
chen.

3. In § 5 wird in der Überschrift und im einzigen Satz jeweils die 
Zahl „6“ durch die Zahl „5“ ersetzt.

§2
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. April 1991 in Kraft.

Nr. 110
66. Tarifvertrag zur Änderung des Bundes- 

Angestelltentarifvertrages vom 24. April 1991 
und Änderungstarifvertrag Nr. 51 zum MTLII vom 24. April 1991

Der 66. Tarifvertrag zur Änderung des Bundes-Angestelltenta- 
rifvertrages vom 24. April 1991 und der Änderungstarifvertrag zum 
MTL II vom 24. April 1991 sind gemäß § 2 Abs. 2 der Dienstver­
tragsordnung vom 16. Mai 1983 (GVBl. XX. Bd. S. 121, S. 181), zu­
letzt geändert durch die 14. Änderung der Dienstvertragsordnung 
vom 4. November 1991 (GVBl. XXII. Bd., S. 139), und in Verbin­
dung mit § 21 des Gemeinsamen Mitarbeitergesetzes vom 14. März 
1978 (GVBl. XIX Bd., S. 55), geändert durch das Kirchengesetz 
vom 10. Oktober 1979 (GVBl. XIX Bd., S. 169), auf die Dienstver­
hältnisse der hauptberuflichen Angestellten und hauptberuflichen 
Arbeiter anzuwenden.

Die Tarifverträge werden als Anlagen A und B jeweils auszugs­
weise abgedruckt.
Oldenburg, den 27. März 1991

D er O berkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Ristow
Oberkirchenrat

Anlage A

66. Tarifvertrag zur Änderung des 
Bundes-Angestelltentarifvertrages 

vom 24. April 1991

§1
Änderung des BAT

Der Bundes-Angestelltentarifvertrag vom 23. Februar 1961, zu­
letzt geändert durch § 2 des Tarifvertrages zur Änderung der Anla­
ge 1 b zum BAT vom 22. März 1991, wird wie folgt geändert:

1. ...

2. §3 wird wie folgt geändert:
a) Buchstabe n erhält die folgende Fassung:

,,n) Angestellte, die im Sinne des § 8 SGB IV -  ohne Berück­
sichtigung des § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV -  geringfügig be­
schäftigt oder als Studierende nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB 
V versicherungsfrei sind, oder die nebenberuflich tätig 
sind,“

b) Buchstabe q erhält die folgende Fassung:
,,q) Angestellte in einer nach dem Bundeserziehungsgeldge­

setz erziehungsgeldunschädlichen Beschäftigung wäh­
rend des Erziehungsurlaubs,“

c) Der Wortlaut zu Buchstabe u wird gestrichen.
d) Nach der Protokollnotiz zu Buchstabe h wird die folgende 

Protokollnotiz zu Buchstabe n eingefügt:
„Protokollnotiz zu Buchstabe n:
Nebenberuflich tätig sind mit einer arbeitsvertraglich verein­
barten durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Ar­
beitszeit von weniger als 18 Stunden beschäftigte Angestell­
te, die ihre Angestelltentätigkeit neben einer hauptberufli­
chen Erwerbstätigkeit ausüben. Eine hauptberufliche Er­
werbstätigkeit liegt vor, wenn bei nicht selbständiger Be­
schäftigung die Arbeitszeit mindestens drei Viertel der regel­
mäßigen Ärbeitszeit eines vollbeschäftigten Angestellten 
beträgt, oder wenn bei selbständiger Erwerbstätigkeit diese 
einen entsprechenden Umfang hat. Einer hauptberuflichen 
Erwerbstätigkeit steht der Bezug einer Versorgung oder 
Rente aus eigener hauptberuflichen Erwerbstätigkeit 
gleich.“

e) Die Protokollnotiz zu Buchst, q wird gestrichen.
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3. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird der folgende Unterabsatz angefügt: 

„Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Arbeitgeber 
dürfen nur begründet werden, wenn jeweils übertragene Tä­
tigkeiten nicht in einem unmittelbaren Sachzusammenhang 
stehen. Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhältnis.“

b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz angefügt:
„Eine Nebenabrede kann gesondert gekündigt werden, so­
weit dies durch Tarifvertrag vorgesehen oder einzelvertrag­
lich vereinbart ist.“

4. Dem § 5 wird der folgende Satz angefügt:
„Hat der Angestellte in der Probezeit an insgesamt mehr als 
zehn Arbeitstagen nicht gearbeitet, verlängert sich die Probe­
zeit um die Zahl von Arbeitstagen, die der Zahl der über zehn 
hinausgehenden Fehltage entspricht.“

5. § 7 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 erhält die folgende Fassung:

„(3) Angestellte, die besonderen Ansteckungsgefahren aus­
gesetzt oder in gesundheitsgefährdenden Betrieben beschäf­
tigt sind, sind in regelmäßigen Zeitabständen ärztlich zu un­
tersuchen. Angestellte, die mit der Zubereitung von Speisen 
beauftragt sind, können in regelmäßigen Zeitabständen ärzt­
lich untersucht werden.“

b) Dem Absatz 4 wird der folgende Satz angefügt:
„Das Ergebnis der ärztlichen Untersuchung ist dem Ange­
stellten auf seinen Antrag bekanntzugeben.“

6. ...

7. Der Wortlaut der Protokollnotiz zu § 13 Abs. 1 erhält die folgen­
de Fassung:
„Das Recht auf Akteneinsicht schließt das Recht ein, Abschrif­
ten bzw. Ablichtungen aus den Personalakten zu fertigen.“

8. § 15 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält die folgende Fassung:
„In Verwaltungen/Verwaltungsteilen bzw. Betrieben/ 
Betriebsteilen, deren Aufgaben Sonntags-, Feiertags-, 
Wechselschicht-, Schicht- oder Nachtarbeit erfordern, 
muß dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich entsprechend 
gearbeitet werden.“

bb) Die Sätze 2 bis 4 werden Unterabsatz, 
cc) In Unterabsatz 2 (neu) Satz 1 wird das Wort „Es“ durch 

die Worte „Bei Sonntags- und Feiertagsarbeit“ ersetzt.
b) Es werden die folgenden Absätze 6 a und 6 b eingefügt:

„(6 a) Der Angestellte ist verpflichtet, sich auf Anordnung 
des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an 
einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle aufzuhalten, um 
im Bedarfsfälle die Arbeit aufzunehmen (Bereitschafts­
dienst). Der Arbeitgeber darf Bereitschaftsdienst nur an­
ordnen, wenn zu erwarten ist, daß zwar Arbeit anfällt, erfah­
rungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt.
Zum Zwecke der Vergütungsberechnung wird die Zeit des 
Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleisteten Arbeit 
entsprechend dem Anteil der erfahrungsgemäß durch­
schnittlich anfallenden Zeit der Arbeitsleistung als Arbeits­
zeit gewertet und mit der Überstundenvergütung (§ 35 Abs. 3 
Unterabs. 2) vergütet. Die Bewertung darf 15 v.H., vom 8. 
Bereitschaftsdienst im Kalendermonat an 25 v.H. nicht un­
terschreiten.
Die danach errechnete Arbeitszeit kann statt dessen bis zum 
Ende des dritten Kalendermonats auch durch entsprechende 
Freizeit abgegolten werden (Freizeitausgleich). Für den Frei­
zeitausgleich ist eine angefangene halbe Stunde, die sich bei 
der Berechnung ergeben hat, auf eine halbe Stunde aufzu­
runden. Für die Zeit des Freizeitausgleichs werden die Ver­
gütung (§ 26) und die in Monatsbeträgen festgelegten Zula­
gen fortgezahlt.
(6 b) Der Angestellte ist verpflichtet, sich auf Anordnung des 
Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an ei­
ner dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle aufzuhalten, um 
auf Abruf die Arbeit aufzunehmen (Rufbereitschaft). Der 
Arbeitgeber darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn erfah­
rungsgemäß lediglich in Ausnahmefällen Arbeit anfällt.
Zum Zwecke der Vergütungsberechnung wird die Zeit der 
Rufbereitschaft mit 12,5 v.H. als Arbeitszeit gewertet und 
mit der Überstundenvergütung (§ 35 Abs. 3 Unterabs. 2) 
vergütet.

Für angefallene Arbeit einschließlich einer etwaigen Wege­
zeit wird daneben die Überstundenvergütung gezahlt. Für 
eine Heranziehung zur Arbeit außerhalb des Aufenthaltsor­
tes werden mindestens drei Stunden angesetzt. Wird der 
Angestellte während der Rufbereitschaft mehrmals zur Ar­
beit herangezogen, wird die Stundengarantie nur einmal, 
und zwar für die kürzeste Inanspruchnahme, angesetzt.
Die Überstundenvergütung für die sich nach Unterabsatz 3 
ergebenden Stunden entfällt, soweit entsprechende Ar­
beitsbefreiung erteilt wird (Freizeitausgleich). Für den Frei­
zeitausgleich gilt Absatz 6 a Unterabs. 3 entsprechend.“

c) Satz 2 der Protokollnotiz zu Absatz 7 erhält die folgende 
Fassung:
„Er umfaßt z.B. den Verwaltungs-/Betriebsbereich in dem 
Gebäude/Gebäudeteil, in dem der Angestellte arbeitet.“

9. ...
10. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Unterabsatz 1 Satz 2 wird durch den folgenden Unterab­

satz 2 ersetzt:
„Zeiten einer Tätigkeit im Sinne des § 3 Buchst, n wer­
den nicht berücksichtigt. Im übrigen werden Zeiten als 
nichtvollbeschäftigter Arbeitnehmer vorbehaltlich des 
Satzes 3 dieses Unterabsatzes voll angerechnet. Wird ei­
ne längere Arbeitszeit vereinbart, wird die bis dahin er­
reichte Beschäftigungszeit in dem Verhältnis ange­
rechnet, in dem die bisher vereinbarte Arbeitszeit zu der 
neuen Arbeitszeit steht. Jedoch bleibt die vor der Ver­
längerung erreichte Beschäftigungszeit solange maß­
gebend, bis sich unter Berücksichtigung des Satzes 3 die­
ses Unterabsatzes eine längere Beschäftigungszeit er­
gibt.“

bb) Satz 3 des bisherigen Unterabsatzes 1 wird Unterabsatz
3.

cc) Der bisherige Unterabsatz 2 wird gestrichen.
dd) Der bisherige Unterabsatz 3 wird Absatz 2, und es wer­

den Satz 2 gestrichen und im (neuen) Satz 2 die Worte 
„Die Sätze 5 und 6 finden“ durch die Worte „Satz 1 fin­
det" ersetzt.

b) Der bisherige Absatz 2 wird gestrichen.
11. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz angefügt:
„Für die Anrechnung nach den Absätzen 2 bis 6 gilt § 19 
Abs. 1 Unterabs. 2 entsprechend.“

•b) In Absatz 2 Satz 1 werden in Buchstabe c nach dem Wort 
„anwenden“ das Komma durch einen Punkt ersetzt und die 
Buchstaben d bis g gestrichen.

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa) In Buchstabe a werden die Worte „oder in der früheren 

deutschen Wehrmacht und im Reichsarbeitsdienst (akti­
ve Dienstpflicht und Übungen)“ gestrichen.

bb) Buchstabe b wird gestrichen.
cc) Buchstabe c wird Buchstabe b und erhält folgende Fas­

sung:
,,b) die im Soldatenverhältnis in der Bundeswehr zu­

rückgelegten Zeiten, soweit sie nicht nach Buchsta­
be a anzurechnen sind; Absatz 3 Satz 1 und 2 ist sinn­
gemäß anzuwenden,“

dd) Buchstaben d und e werden gestrichen, 
ee) Buchstabe f wird Buchstabe c.

d) Die Protokollnotiz zu Absatz 6 Buchst, b und d wird gestri­
chen. .

12. § 23 a Satz 2 wird wie folgt geändert:
a) In Nr. 3 werden in Buchstabe b das Komma durch einen 

Punkt ersetzt und Buchstabe c gestrichen.
b) Nr. 4 Satz 2 Buchst, d erhält die folgende Fassung:

,,d) Erziehungsurlaubs nach dem Bundeserziehungsgeldge­
setz und sonstiger Beurlaubung zur Kinderbetreuung 
bis zu insgesamt fünf Jahren.“

c) Nr. 6 wird wie folgt geändert:
aa) In Buchstabe b Satz 1 werden die Worte „nach dem 31. 

Dezember 1987“ durch die Worte „in der Zeit vom 1. Ja­
nuar 1988 bis zum 31. März 1991“ ersetzt und nach den
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Worten „§ 3 Buchst, q“ die Worte „in der bis zum 31. 
Mätz 1991 geltenden Fassung“ eingefügt.

bb) Es wird der folgende Buchstabe c angefügt:
„c) Für Bewährungszeiten nach dem 31. März 1991 gilt § 
19 Abs. 1 Unterabs. 2 entsprechend.“

13. § 23 b wird wie folgt geändert:
a) In Abschnitt A werden nach den Worten „Buchst, b“ die 

Worte „und c“ eingefügt.
b) ...

14. § 27 wird wie folgt geändert:
a) In Abschnitt A Abs. 7 Satz 2 in der für die Bereiche des Bun­

des und der Tarifgemeinschaft deutscher Länder geltenden 
Fassung werden die Worte „des Erziehungsurlaubs nach 
dem Bundeserziehungsgeldgesetz in der Fassung vom 25. 
Juli 1989 oder in einer früheren Fassung,“ durch die Worte 
„einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind,“ 
ersetzt.

b) ...
c) In Abschnitt B Abs. 3 Unterabs. 4 Satz 2 werden die Worte 

„des Erziehungsurlaubs nach dem Bundeserziehungsgeld­
gesetz in der Fassung vom 25. Juli 1989 oder in einer frühe­
ren Fassung,“ durch die Worte „einer Kinderbetreuung bis 
zu drei Jahren für jedes Kind,“ ersetzt.

15. Nach § 33 wird der folgende § 33 a eingefügt:
„§ 33 a

Wechselschicht- und Schichtzulagen
(1) Der Angestellte, der ständig nach einem Schichtplan 
(Dienstplan) eingesetzt ist, der einen regelmäßigen Wechsel 
der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten (§ 15 Abs. 8 Un­
terabs. 6 Satz 2) vorsieht, und der dabei in je fünf Wochen 
durchschnittlich mindestens 40 Arbeitsstunden in der dienst­
planmäßigen oder betriebsüblichen Nachtschicht leistet, erhält 
eine Wechselschichtzulage von 200 DM monatlich.
(2) Der Angestellte, der ständig Schichtarbeit (§ 15 Abs. 8 Un­
terabs. 7) zu leisten hat, erhält eine Schichtzulage, wenn
a) er nur deshalb die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht er­

füllt
aa) weil nach dem Schichtplan eine Unterbrechung der Ar­

beit am Wochenende von höchstens 48 Stunden vorge­
sehen ist oder

bb) weil er durchschnittlich mindestens 40 Arbeitsstunden 
in der dienstplanmäßigen oder betriebsüblichen Nacht­
schicht nur in je sieben Wochen leistet,

b) die Schichtarbeit innerhalb einer Zeitspanne von minde­
stens
aa) 18 Stunden 
bb) 13 Stunden 

geleistet wird.
Die Schichtzulage beträgt in den Fällen des
a) Unterabsatzes 1 Buchst, a 120DM,
b) Unterabsatzes 1 Buchst, b 

aa) Doppelbuchst, aa 90 DM 
bb) Doppelbuchst, bb 70 DM

monatlich.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für
a) Pförtner, Wächter, Feuerwehrpersonal,
b) Angestellte, in deren regelmäßige Arbeitszeit regelmäßig 

eine Arbeitsbereitschaft von durchschnittlich mindestens 
drei Stunden täglich fällt,

c) Angestellte auf Schiffen und schwimmenden Geräten,
d) Angestellte, die Auslandsbezüge nach Nr. 7 SR 2 d erhal­

ten,
e) Angestellte, die unter die Tarifverträge betreffend Wech­

selschicht- und Schichtzulagen für Angestellte im Bereich 
des Landes Berlin und im Bereich der Vereinigung der kom­
munalen Arbeitgeberverbände vom 1. Juli 1981 in der je­
weils geltenden Fassung fallen.

Protokollnotiz zu Absatz 2 Satz 1 Buchst, b:
Zeitspanne ist die Zeit zwischen dem Beginn der frühesten und 
dem Ende der spätesten Schicht innerhalb von 24 Stunden. Die 
geforderte Stundenzahl muß im Durchschnitt an den im 
Schichtplan vorgesehenen Arbeitstagen erreicht werden. Sieht 
der Schichtplan mehr als fünf Arbeitstage wöchentlich vor, 
können, falls dies günstiger ist, der Berechnung des Durch­
schnitts fünf Arbeitstage wöchentlich zugrunde gelegt wer­
den.“

16. § 34 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Unterabs. 1 Satz 2 erhält die folgende Fassung: 
„Arbeitsstunden, die der Angestellte darüber hinaus leistet, 
können durch enstsprechende Arbeitsbefreiung unter Fortzah­
lung der Vergütung (§ 26) und der in Monatsbeträgen festgeleg­
ten Zulagen ausgeglichen werden. Soweit ein Ausgleich nicht 
erfolgt, erhält der Angestellte für jede zusätzliche Arbeitsstun­
de den auf eine Stunde entfallenden Anteil der Vergütung eines 
entsprechenden vollbeschäftigten Angestellten; § 17 Abs. 1 
bleibt unberührt.“
b) Es wird die folgende Protokollnotiz angefügt: 
„Protokollnotiz:
Ist mit einem früher vollbeschäftigten Angestellten auf seinen 
Wunsch aus familiären Gründen eine Teilzeitbeschäftigung 
vereinbart worden, soll der Angestellte bei späterer Besetzung 
eines Vollzeitarbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen 
der dienstlichen bzw. betrieblichen Möglichkeiten bevorzugt 
berücksichtigt werden.“

17. § 35 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
a) In Buchstabe e wird der Betrag „1,50 DM“ durch den Betrag 
„2,50 DM“ ersetzt.
b) In Buchstabe f wird der Betrag „0,75 DM“ durch den Betrag 
„1,25 DM“ ersetzt.

18. Dem § 36 Abs. 7 wird der folgende Unterabsatz angefügt:
„Dem wegen Verrentung ausgeschiedenen Angestellten kann, 
wenn sich die Rentenzahlung verzögert, gegen Abtretung des 
Rentenanspruches ein Vorschuß auf die Rente gewährt wer­
den.“

19. § 37 Abs. 2 Unterabs. 5 erhält die folgende Fassung: 
„Krankenbezüge werden nicht gezahlt
a) über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus,
b) über den Zeitpunkt hinaus, von dem an der Angestellte Be­

züge -  ausgenommen eine Hinterbliebenenrente -  aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer zusätzlichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer son­
stigen Versorgungseinrichtung erhält, zu der der Arbeitge­
ber oder ein anderer Arbeitgeber, der diesen Tarifvertrag 
oder einen Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts ange­
wendet hat, die Mittel ganz oder teilweise beigesteuert hat. 
Liegt dieser Zeitpunkt vor dem Ende der 16. Woche der 
Arbeitsunfähigkeit, werden die Krankenbezüge bis zum En­
de der 16. Woche gezahlt, längstens jedoch für zwei Monate 
vom Beginn der Bezüge im Sinne des Satzes 1 an. Beträge, 
die als Krankenbezüge über den hiernach maßgebenden 
Zeitpunkt hinaus gezahlt worden sind, gelten als Vorschüsse 
auf die zustehenden Bezüge im Sinne des Satzes 1; als Vor­
schüsse gelten auch vermögenswirksame Leistungen, Ur­
laubsgeld und Zuwendung, soweit sie überzahlt worden 
sind. Die Ansprüche des Angestellten gehen insoweit auf 
den Arbeitgeber über.“

20. § 39 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird nach Satz 2 der folgende Unterabsatz ein­

gefügt:
„Zeiten in einem Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhält­
nis mit weniger als der durchschnittlichen regelmäßigen wö­
chentlichen Arbeitszeit werden in vollem Umfang berück­
sichtigt. Nichtvollbeschäftigte erhalten von der Jubiläums­
zuwendung den Teil, der dem Maß der mit ihnen vereinbar­
ten durchschnittlichen Arbeitszeit entspricht.“

b) In Absatz 3 wird nach Satz 1 der folgende Unterabsatz ein­
gefügt:
„Zeiten in einem Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhält­
nis mit weniger als der durchschnittlichen regelmäßigen wö­
chentlichen Arbeitszeit werden in vollem Umfang berück­
sichtigt. Nichtvollbeschäftigte erhalten von der Jubiläums­
zuwendung den Teil, der dem Maß der mit ihnen vereinbar­
ten durchschnittlichen Arbeitszeit entspricht.“

21. Dem § 40 wird der folgende Satz angefügt:
„Aufwendungen im Sinne des § 9 der Beihilfevorschriften 
(Bund) sind nicht beihilfefähig.“

22. ...

23. § 44 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Nr. 3 werden die Worte „§ 2 Abs. 3 Nr. 1“ durch die Worte 

„§ 4 Abs. 1 Nr. 1“ ersetzt.
b) In Nr. 4 werden die Worte „§ 2 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 oder 

Abs. 3 Nr. 5“ durch die Worte „§ 3 Abs. 1 Nr. 1, § 4 Abs. 1
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Nr. 1 oder Abs. 2 Nrn. 3 und 4“ und die Worte „§ 2 Abs. 2 Nr. 
1“ durch die Worte „§ 3 Abs. 1 Nr. 1“ ersetzt.

c) Nr. 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Worte „§ 2 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 

Nrn. 3 und 4“ durch die Worte „§ 3 Abs. 1 Nr. 3, § 4 Abs. 
2 Nr. 2 und Abs. 3 Satz 1 Nr. 1“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte „aus einem in § 63 Abs. 5 
Satz 3 Buchst, c oder in der Protokollnotiz hierzu ge­
nannten Grund“ durch die Worte „wegen Bezugs eines 
vorgezogenen oder flexiblen Altersruhegelds oder einer 
entsprechenden Versorgungsrente aus der zusätzlichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung“ ersetzt.

24. In § 47 Abs. 2 Unterabs. 2 und der Protokollnotiz Nr. 2 Unter- 
abs. 1 Satzl werden jeweils die Worte „§34 Abs, 1 Satz 2" durch 
die Worte „§ 34 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 3" ersetzt.

25. § 53 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Worte „Innerhalb der Probezeit (§ 

5)“ durch die Worte „Bis zum Ende des sechsten Monats seit 
Beginn des Arbeitsverhältnisses und für Angestellte unter 
18 Jahren“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Worte „§ 19“ durch die Worte „§ 19 
ohne Anwendung des Absatzes 1 Unterabs. 2 Satz 4“ er­
setzt.

c) Absatz 4 wird gestrichen.
26. §59 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird unter Beibehaltung der Absatzbezeichnung 
gestrichen.

b) In Absatz 4 werden die Worte „Absätzen 1 bis 3“ durch die 
Worte „Absätzen 1 und 2“ ersetzt.

27. § 62 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Worte „mit dem die regelmäßige Ar­

beitszeit (§ 15 und die Sonderregelungen hierzu) vereinbart 
ist und“ gestrichen.

b) In Absatz 2 wird in Buchstabe h der Punkt durch ein Komma 
ersetzt, und es wird der folgende Buchstabe i angefügt:
,,i) der Angestellte aus eigener Erwerbstätigkeit eine Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder Leistungen 
aus einer Versicherung oder Versorgung erhält oder bean­
spruchen kann, zu der der Arbeitgeber oder ein anderer 
Arbeitgeber, der diesen Tarifvertrag oder einen Tarifvertrag 
wesentlich gleichen Inhalts anwendet, Mittel ganz oder teil­
weise beisteuert und beigesteuert hat.“

c) In Absatz 3 werden Nr. 1 Buchst, d, Nr. 2 Buchst, c sowie das 
Komma nach Nr. 2 Buchst, b gestrichen.

d) Absatz 4 Unterabs. 2 wird gestrichen.
e) Die Protokollnotiz zu Absatz 3 Nr. 1 Buchst, d und Nr. 2 

Buchst, c wird gestrichen.
28. § 63 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „§ 19 Abs. 1 Satz 4 bis 
6“ durch die Worte „§ 19 Abs. 2 Satz 1“ ersetzt.

b) Absatz 3 Unterabs. 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „wurden“ die Worte 

§ 19 Abs. 1 Unterabs. 2 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend“ 
eingefügt.

bb) In Satz 2 werden das Komma in Buchstabe d und Buch­
stabe e gestrichen.

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) Unterabsatz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Satz 1 erhält die folgende Fassung:
„Werden dem Angestellten laufende Versor­
gungsbezüge, laufende Unterstützungen, Arbeits­
losengeld, Arbeitslosenhilfe, sonstige laufende Be­
züge aus öffentlichen Mitteln, Renten aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung, die nicht unter § 
62 Abs. 2 Buchst, i fallen, oder Renten und ver­
gleichbare Leistungen eines ausländischen Versi­
cherungsträgers gezahlt oder hätte der Angestell­
te, der nicht unter § 62 Abs. 3 Nr. 2 fällt, bei unver­
züglicher Antragstellung nach Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses Anspruch auf Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe, so erhält er ohne Rücksicht 
darauf, ob der Arbeitgeber dazu Mittel beigesteu­
ert hat, das Ubergangsgeld nur insoweit, als die ge­
nannten Bezüge für denselben Zeitraum hinter 
dem Übergangsgeld Zurückbleiben.“

bbb) Satz 2 wird gestrichen, 
bb) Unterabsatz 2 wird gestrichen.
cc) Im neuen Unterabsatz 2 wird der Wortlaut zu Buchstabe 

g gestrichen.“
dd) Die Protokollnotiz zu Absatz 5 Satz 3 Buchst, c wird ge­

strichen.
29. § 72 wird unter Beibehaltung der Pragraphenbezeichnung ge­

strichen.
30. § 73 Abs. 1 und 2 wird unter Beibehaltung der Absatzbezeich­

nung gestrichen.
31. Die SR 2 a werden wie folgt geändert:

a) Nr. 6 wird wie folgt geändert:
aa) Die Überschrift erhält die folgende Fassung:

„Zu § 15 Abs. 6 a und 6 b und zu § 17
-  Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft
-  Überstunden

bb) Abschnitt B wird wie folgt geändert:
aaa) Absatz 1 erhält die folgende Fassung:

„(1) Für Angestellte im Pflegedienst, die unter Ab­
schnitt A der Anlage 1 b zum BAT fallen, Ange­
stellte im medizinisch-technischen Dienst (z.B. 
medizinisch-technische Laboratoriumsassisten­
ten, medizinisch-technische Radiologieassisten­
ten, Arzthelferinnen, medizinisch-technische Ge­
hilfen) und Angestellte im pharmazeutisch-techni­
schen Dienst (z.B. pharmazeutisch-technische 
Assistenten, Apothekenhelfer) gilt § 15 Abs. 6 a 
und 6 b mit den Maßgaben der Absätze 2 bis 8.“ 

bbb) Der Wortlaut der Absätze 3 und 4 wird gestri­
chen.

ccc) In Absatz 6 werden die Unterabsätze 1,4 und 5 ge­
strichen und im neuen Unterabsatz 3 Satz 1 nach 
dem Wort„Vergütung“ die Worte „für Rufbereit­
schaft“ eingefügt.

ddd) In Absatz 7 Unterabs. 5 Satz 2 werden die Worte 
„Absatzes 4“ durch die Worte „§ 15 Abs. 6 a Un­
terabs. 3“ ersetzt.

eee) Absatz 8 wird wie folgt geändert:
ai) In Unterabsatz 3 werden die Worte „Unterabs.

2“ durch die Worte „Unterabs. 1“ ersetzt, 
bi) In Unterabs. 4 Satz 2 werden die Worte „Ab­

satz 4“ durch die Worte „§ 15 Abs. 6 a Unter­
abs. 3“ ersetzt.

ci) Unterabsatz 5 wird gestrichen.
b) Die Nrn. 8 und 9 werden unter Beibehaltung der Nummern­

bezeichnungen gestrichen.
32. Die SR 2 b werden wie folgt geändert:

a) In Nr. 4 Abs. 1 Unterabs. 2 Satz 2 werden die Worte „Un­
terabs. 2“ durch die Worte „Unterabs. 3“ ersetzt.

b) Nr. 5 wird wie folgt geändert:
aa) Die Überschrift erhält die folgende Fassung:

„Zu § 15 Abs. 6 a
-  Bereitschaftsdienst

bb) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aaa) Unterabsatz 1 wird Absatz 1 und erhält die folgen­

de Fassung:
„(1) Für Angestellte, denen überwiegend die Be­
treuung oder Erziehung der untergebrachten Per­
sonen obliegt, gilt § 15 Abs. 6 a mit den Maßgaben 
der Absätze 2 und 3.“ 

bbb) Unterabsatz 2 wird Absatz 2.
cc) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält die fol­

gende Fassung:
„(3) Zum Zwecke der Vergütungsberechnung wird die 
Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der gelei­
steten Arbeit mit 25 v.H. als Arbeitszeit gewertet. 
Leistet der Angestellte in einem Kalendermonat mehr 
als acht Bereitschaftsdienste, wird die Zeit eines jeden 
über acht hinausgehenden Bereitschaftdienstes zusätz­
lich mit 15 v.H. als Arbeitszeit gewertet.“ 

dd) Der bisherige Absatz 3 wird gestrichen.
33. -43....
44. In Nr. 3 Satz 1 SR 211 werden die Worte „§ 34 Abs. 1 Satz 2 und

3“ durch die Worte „§ 34 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 3 und 
Unterabs. 2“ ersetzt.

45. -55....
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§2
Übergangsvorschriften

(1) Innerhalb des über den 31. März 1991 hinaus fortbestehenden 
Arbeitsverhältnisses
a) bleibt die vor dem 1. April 1991 erreichte Beschäftigungs- und 

Dienstzeit unberührt;
b) gilt § 39 Abs. 1 Unterabs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Unterabs. 2 Satz 2 

BAT nicht für ein vor dem 1. Januar 1992 eintretendes Jubi­
läum;

c) bleiben Aufwendungen im Sinne des § 40 Abs. 2 BAT bis zum 31. 
Dezember 1992 weiter beihilfefähig, wenn für solche Aufwen­
dungen für dieselbe Person vor dem 1. April 1991 Beihilfe zu ge­
währen war;

d) finden § 62 Abs. 2 bis 4 und § 63 BAT in der bis zum 31. März 
1991 geltenden Fassung Anwendung, wenn der Angestellte vor 
dem 1. Januar 1993 ausscheidet und am Tage des Ausscheidens 
die Voraussetzungen des § 62 Abs. 1 BAT in der bis zum 31. 
März 1991 geltenden Fassung erfüllt.
(2)

§3
Aufhebung vonTarifverträgen 

§4
Änderung sonstiger Tarifverträge 

§5
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. April 1991 in Kraft. 
Abweichend von Satz 1 tritt § 1 Nr. 32 Buchst, b Doppelbuchst, cc 
mit Wirkung vom 1. Januar 1991 in Kraft.

Anlage B

Änderungstarifvertrag Nr. 51 zum MTLII 
vom 24. April 1991

§1
Änderung des MTL II

Der Manteltarifvertrag für Arbeiter der Länder -  MTL II -  vom 
27. Februar 1964, zuletzt geändert durch den Änderungstarifver­
trag Nr. 50 zum MTL II vom 22. März 1991, wird wie folgt geän­
dert:
0.1 ...

1. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe 1 erhält die folgende Fassung:
„1) Arbeiter in einer nach dem Bundeserziehungsgeld­

gesetz erziehungsgeldunschädlichen Beschäftigung 
während des Erziehungsurlaubs,“

bb) Es wird der folgende Buchstabe m angefügt:
,,m) Arbeiter, die im Sinne des § 8 SGB IV -  ohne Be­

rücksichtigung des § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV -  ge­
ringfügig beschäftigt oder als Studierende nach § 6 
Abs. 1 Nr. 3 SGB V versicherungsfrei sind, oder die 
nebenberuflich tätig sind.“

b) In Satz 1 Buchst, c der Protokollnotiz zu Abs. 1 Buchst, b 
Doppelbuchst, aa werden die Worte „und der Versuchswirt­
schaft Marhof der Universität Bonn“ gestrichen.

c) Es wird die folgende Protokollnotiz angefügt:
„Protokollnotiz zu Absatz 1 Buchst, m:
Nebenberuflich tätig sind mit einer arbeitsvertraglich ver­
einbarten durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit von weniger als 18 Stunden beschäftigte Arbei­
ter, die ihre Arbeitertätigkeit neben einer hauptberuflichen 
Erwerbstätigkeit ausüben.
Eine hauptberufliche Erwerbstätigkeit liegt vor, wenn bei 
nicht selbständiger Beschäftigung die Arbeitszeit minde­
stens drei Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit eines voll­

beschäftigten Arbeiters beträgt, oder wenn bei selbständi­
ger Erwerbstätigkeit diese einen entsprechenden Umfang 
hat. Einer hauptberuflichen Erwerbstätigkeit steht der Be­
zug einer Versorgung oder Rente aus eigener hauptberufli­
cher Erwerbstätigkeit gleich.“

2. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird der folgende Unterabsatz angefügt: 

„Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Arbeitgeber 
dürfen nur begründet werden, wenn die jeweils übertrage­
nen Tätigkeiten nicht in einem unmittelbaren Sachzusam­
menhang stehen. Andernfalls gelten sie als ein Arbeitver­
hältnis.“

b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz angefügt:
„Eine Nebenabrede kann gesondert gekündigt werden, so­
weit dies durch Traifvertrag vorgesehen oder einzelvertrag­
lich vereinbart ist.“

3. § 5 erhält die folgende Fassung:
„§ 5

Probezeit
Die ersten drei Monate der Beschäftigung gelten als Probezeit, 
es sei denn, daß im Arbeitsvertrag auf eine Probezeit verzichtet 
oder eine kürzere Probezeit vereinbart wird oder der Arbeiter 
im unmittelbaren Anschluß an ein erfolgreich abgeschlossenes 
Ausbildungsverhältnis nach dem Manteltarifvertrag für Auszu­
bildende bei derselben Dienststelle oder bei demselben Be­
trieb eingestellt wird. Hat der Arbeiter in der Probezeit an ins­
gesamt mehr als zehn Arbeitstagen nicht gearbeitet, verlängert 
sich die Probezeit um die Zahl von Arbeitstagen, die der Zahl 
der über zehn hinausgehenden Fehltage entspricht.“

4. Abschnitt III erhält -  unter gleichzeitiger Streichung des Wort­
lauts des § 7 -  die folgende Fassung:

„Abschnitt III 
Beschäftigungszeit

§6
Beschäftigungszeit

(1) Beschäftigungszeit ist die bei demselben Arbeitgeber 
nach Vollendung des 18. Lebensjahres in einem Arbeitsverhält­
nis zurückgelegte Zeit, auch wenn sie unterbrochen ist.

Zeiten einer Tätigkeit im Sinne des § 3 Abs. 1 Buchst, m wer­
den nicht berücksichtigt. Im übrigen werden Zeiten als nicht­
vollbeschäftigter Arbeitnehmer vorbehaltlich des Satzes 3 die­
ses Unterabsatzes voll angerechnet. Wird eine längere Arbeits­
zeit vereinbart, wird die bis dahin erreichte Beschäftigungszeit 
in dem Verhältnis angerechnet, in dem die bisher vereinbarte 
Arbeitszeit zu der neuen Arbeitszeit steht. Jedoch bleibt die 
vor der Verlängerung erreichte Beschäftigungszeit solange 
maßgebend, bis sich unter Berücksichtigung des Satzes 3 dieses 
Unterabsatzes eine längere Beschäftigungszeit ergibt.

Ist der Arbeiter aus seinem Verschulden oder auf eigenen 
Wunsch aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden, gilt die vor 
dem Ausscheiden liegende Zeit nicht als Beschäftigungszeit, es 
sei denn, daß die Nichtanrechnung eine unbillige Härte darstel­
len würde.

(2) Übernimmt ein Arbeitgeber eine Dienststelle oder ge­
schlossene Teile einer solchen von einem Arbeitgeber, der von 
diesem Tarifvertrag oder von einem Tarifvertrag wesentlich 
gleichen Inhalts erfaßt wird, werden die bei der Dienststelle bis 
zur Übernahme zurückgelegten Zeiten nach Maßgabe des Ab­
satzes 1 als Beschäftigungszeit angerechnet.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für ehemalige Be­
amte, jedoch nicht für Ehrenbeamte und für Beamte, die nur 
nebenbei beschäftigt wurden.

§7

§8
Ausschlußfrist

Der Arbeiter hat die anrechnungsfähigen Beschäftigungszei­
ten innerhalb einer Ausschlußfrist von drei Monaten nach Auf­
forderung durch den Arbeitgeber nachzuweisen. Zeiten für die 
der Nachweis nicht fristgemäß erbracht wird, werden nicht an­
gerechnet. Kann der Nachweis aus einem vom Arbeiter nicht 
zu vertretenden Grunde innerhalb der Ausschlußfrist nicht er­
bracht werden, ist die Frist auf einen vor Ablauf der Ausschluß­
frist zu stellenden Antrag angemessen zu verlängern.“
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5. Dem § 9 Abs. 7 wird der folgende Unterabsatz angefügt:
„Dem Arbeiter kann im dienstlichen/betrieblichen oder öf­

fentlichen Interesse mit seiner Zustimmung vorübergehend ei­
ne mindestens gleichbewertete Tätigkeit bei einer Einrichtung 
außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Tarifvertra­
ges oder bei einer anderen öffentlichen Einrichtung zugewie­
sen werden. Die Rechtsstellung des Arbeiters bleibt unberührt; 
Bezüge aus der Verwendung nach Satz 1 werden angerechnet, 
sofern nicht in besonderen Fällen im Einvernehmen mit der für 
das Tarifrecht zuständigen Stelle des Arbeitgebers von der An­
rechnung ganz oder teilweise abgesehen wird.“

6. § 10 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 erhält die folgende Fassung:

„(3) Arbeiter, die besonderen Ansteckungsgefahren ausge­
setzt oder in gesundheitsgefährdenden Betrieben beschäf­
tigt sind, sind in regelmäßigen Zeitabständen ärztlich zu un­
tersuchen. Arbeiter, die mit der Zubereitung von Speisen 
beauftragt sind, können in regelmäßigen Zeitabständen 
ärztlich untersucht werden.“

b) Dem Absatz 4 wird der folgende Satz angefügt:
„Das Ergebnis der ärztlichen Untersuchung ist dem Arbei­
ter auf seinen Antrag bekanntzugeben.“

7. In der Protokollnotiz zu § 13 a Abs. 1 wrden nach dem Wort 
„Abschriften“ die Worte „bzw. Ablichtungen“ eingefügt.

8. §15 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) Unterabsatz 1 erhält die folgende Fassung:
„In Verwaltungen/Verwaltungsteilen bzw. Betrieben/ 
Betriebsteilen, deren Aufgaben Sonntags-, Feiertags-, 
Wechselschicht-, Schicht- oder Nachtarbeit erfordern, 
muß dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich entsprechend 
gearbeitet werden.“

bb) In Unterabsatz 2 Satz 1 wird das Wort „Es“ durch die 
Worte „Bei Sonntags- und Feiertagsarbeit“ ersetzt.

b) Es werden die folgenden Absätze 6 a und 6 b eingefügt:
„(6 a) Der Arbeiter ist verpflichtet, sich auf Anordnung des 
Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an ei­
ner dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle aufzuhalten, um 
auf Abruf die Arbeit aufzunehmen (Rufbereitschaft). Der 
Arbeitgeber darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn er­
fahrungsgemäß lediglich in Ausnahmefällen Arbeit anfällt. 
Zum Zwecke der Lohnberechnung wird die Zeit der Rufbe­
reitschaft mit 12,5 v.H. als Arbeitszeit gewertet und mit dem 
Lohn für Überstunden (§ 30 Abs. 5) entlohnt.
Für angefallene Arbeit einschließlich einer etwaigen Wege­
zeit wird daneben der Lohn für Überstunden (§ 30 Abs. 5) 
gezahlt. Für eine Heranziehung zur Arbeit außerhalb des 
Aufenthaltsortes werden mindestens drei Stunden ange­
setzt. Wir der Arbeiter während der Rufbereitschaft mehr­
mals zur Arbeit herangezogen, wird die Stundengarantie 
nur einmal, und zwar für die kürzeste Inanspruchnahme, 
angesetzt.
Der Lohn für Überstunden (§ 30 Abs. 5) für die sich nach 
Unterabsatz 3 ergebenden Stunden entfällt, soweit entspre­
chende Arbeitsbefreiung bis zum Ende des dritten Kalen­
dermonats erteilt wird (Freizeitausgleich). Für die Zeit des 
Freizeitausgleichs wird der Monatsregellohn fortgezahlt.
(6 b )  Für die Zeit der Arbeitsbereitschaft nach § 18 Abs. 1 
-  mit Ausnahme der in die verlängerte regelmäßige Arbeits­
zeit (§ 15 Abs. 2) fallenden Arbeitsbereitschaft -  und nach 
Sonderregelungen einschließlich der geleisteten Arbeit und 
für die Zeit der Rufbereitschaft -  mit Ausnahme der Zeit 
der innerhalb der Rufbereitschaft tatsächlich geleisteten 
Arbeit einschließlich einer etwaigen Wegezeit -  werden Zu­
schläge für Arbeit an Sonn- und Feiertagen, an Vorfesttagen, 
für Nachtarbeit und für Arbeit an Samstagen nicht gezahlt.“

c) Satz 2 der Protokollnotiz zu Absatz 7 erhält die folgende 
Fassung:
„Er umfaßt z.B. den Verwaltungs-/Betriebsbereich in dem 
Gebäude/Gebäudeteil, in dem der Arbeiter arbeitet.“

9. ...
10. Dem § 18 Abs. 1 wird der folgende Unterabsatz angefügt:

„Der Arbeiter ist verpflichtet, auf Anordnung des Arbeitge­
bers auch außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit Arbeitsbe­
reitschaft zu leisten; sie darf nur angeordnet werden, wenn zu 
erwarten ist, daß zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber die 
Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt.“

11. In § 20 Abs. 3 Unterabs. 4 Satz 1 und Satz 4 werden jeweils die 
Worte „einschließlich des Landes Berlin“ gestrichen.

12. § 21 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Buchst, b werden die Worte „der Dienstzeit“ 

durch die Worte „den Lohnstufen“ ersetzt.
b) In Absatz 3 wird das Wort „Dienstzeit“ durch das Wort 

„Lohnstufen“ ersetzt.
c) In Absatz 4 Unterabs. 2 werden die Worte „einschließlich 

des Zuschlags nach § 27 Abs. 1 Buchst, a“ durch die Worte 
„(§ 30 Abs. 5)“ ersetzt.

d) In Absatz 5 werden nach dem Wort „Überstunden“ die 
Worte „(§ 30 Abs. 5)“ eingefügt.

13. § 24 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift erhält die folgende Fassung:

„Lohnstufen“.
b) Absatz 1 erhält die folgende Fassung:

„(1) Der Arbeiter mit einer Beschäftigungszeit von weniger 
als zwei Jahren erhält den Monatstabellenlohn der Stufe 1 
seiner Lohngruppe. Nach jeweils zwei Jahren der Beschäfti- 
gungsszeit erhält er den Lohn der nächsten Stufe der Mo­
natslohntabellen bis zur Endstufe. Die Erhöhung erfolgt je­
weils mit Beginn des Lohnzeitraumes, in dem die entspre­
chende Beschäftigungszeit vollendet wird.
Für die Ermittlung der Beschäftigungszeit im Sinne des Un­
terabsatzes 1 findet § 6 Abs. 1 Unterabs. 2 Satz 3 und 4 keine 
Anwendung.
Für die Ermittlung der Stufe des Monatstabellenlohnes 
können der Beschäftigungszeit weitere Zeiten beruflicher 
Tätigkeiten nach Vollendung des 18. Lebensjahres ganz 
oder teilweise zugerechnet werden, wenn diese Tätigkeiten 
mit der zu übertragenden Tätigkeit in sachlichem Zusam­
menhang stehen und die Berufserfahrung für die Erfüllung 
der zu übertragenden Aufgaben förderlich ist.“

14. § 27 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Buchstabe e wird der Betrag „1,50 DM“ durch den Betrag 

„2,50 DM“ ersetzt.
b) In Buchstabe f wird der Betrag „0,75 DM“ durch den Betrag 

„1,25 DM“ ersetzt.
15. § 29 a erhält die folgende Fassung:

„§ 29 a
Wechselschicht- und Schichtzuschläge

(1) Der Arbeiter, der ständig nach einem Schichtplan 
(Dienstplan) eingesetzt ist, der einen regelmäßigen Wechsel 
der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten (§ 15 Abs. 8 Un­
terabs. 6 Satz 2) vorsieht, und der dabei in je fünf Wochen 
durchschnittlich mindestens 40 Arbeitsstunden in der dienst­
planmäßigen oder betriebsüblichen Nachtschicht leistet, erhält 
einen Wechselschichtzuschlag von 200 DM monatlich.

(2) Der Arbeiter, der ständig Schichtarbeit (§ 15 Abs. 8 Un­
terabs. 7) zu leisten hat, erhält einen Schichtzuschlag, wenn
a) er nur deshalb die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht er­

füllt,
aa) weil nach dem Schichtplan eine Unterbrechung der Ar­

beit am Wochenende von höchstens 48 Stunden vorge­
sehen ist oder

bb) weil er durchschnittlich mindestens 40 Arbeitsstunden 
in der dienstplanmäßigen oder betriebsüblichen Nacht­
schicht nur in je sieben Wochen leistet,

b) die Schichtarbeit innerhalb einer Zeitspanne von minde­
stens
aa) 18 Stunden 
bb) 13 Stunden 

geleistet wird.
Der Schichtzuschlag beträgt in den Fällen des

a) Unterabsatzes 1 Buchst, a 120 DM,
b) Unterabsatzes 1 Buchst, b 

aa) Doppelbuchst, aa 90 DM 
bb) Doppelbuchst, bb 70 DM

monatlich.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für

a) Pförtner, Wächter, Feuerwehrpersonal,
b) Arbeiter, in deren regelmäßige Arbeitszeit regelmäßig eine 

Arbeitsbereitschaft von durchschnittlich mindestens drei 
Stunden täglich fällt,

c) Arbeiter auf Schiffen und schwimmenden Geräten,
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d) Arbeiter, bei denen die Besonderheit der Wechselschicht­
oder Schichtarbeit ausdrücklich durch die Einreihung in ei­
ne höhere Lohngruppe abgegolten ist.

Protokollnotiz zu Absatz 2 Satz 1 Buchst, b:
Zeitspanne ist die Zeit zwischen dem Beginn der frühestens 
und dem Ende der spätesten Schicht innerhalb von 24 Stunden. 
Die geforderte Stundenzahl muß im Durchschnitt an den im 
Schichtplan vorgesehenen Arbeitstagen erreicht werden. Sieht 
der Schichtplan mehr als fünf Arbeitstage wöchentlich vor, 
können, falls dies günstiger ist, der Berechnung des Durch­
schnitts fünf Arbeitstage wöchentlich zugrunde gelegt wer­
den.“

16. §30 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird der folgende Unterabsatz angefügt: 

„Arbeitsstunden, die der nicht vollbeschäftigte Arbeiter 
über die mit ihm vereinbarte Arbeitszeit hinaus leistet, kön­
nen durch entsprechende Arbeitsbefreiung unter Fortzah­
lung des Monatsregellohnes ausgeglichen werden. Soweit 
ein Ausgleich nicht erfolgt, erhält der Arbeiter für jede zu­
sätzliche im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit (§ 15) 
geleistete Arbeitsstunde den auf eine Stunde entfallenden 
Anteil des Monatsregellohnes und des Sozialzuschlages ei­
nes entsprechenden vollbeschäftigten Arbeiters, sofern er 
den Sozialzuschlag (§41) nicht bereits aufgrund des § 41 i. V. 
m. § 29 Abschn. B Abs. 6 Satz 3 BAT in voller Höhe erhält: § 
19 Abs. 2 bleibt unberührt.“

b) Vor der Protokollnotiz zu Absatz 2 und 3 wird die folgende 
Protokollnotiz zu Absatz 2 eingefügt:
„Protokollnotiz zu Absatz 2:
Ist mit einem früher vollbeschäftigten Arbeiter auf seinen 
Wunsch aus familiären Gründen eine Teilzeitbeschäftigung 
vereinbart worden, soll der Arbeiter bei späterer Besetzung 
eines Vollzeitarbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rah­
men der dienstlichen bzw. betrieblichen Möglichkeiten be­
vorzugt berücksichtigt werden.“

c) In Satz 1 der Protokollnotiz zu Absatz 2 und 3 werden die 
Worte „nach Absatz 2" und die Worte „nach Absatz 3" ge­
strichen.

17. Dem § 31 Abs. 8 wird der folgende Unterabsatz angefügt:
„Dem wegen Verrentung ausgeschiedenen Arbeiter kann, 
wenn sich die Rentenzahlung verzögert, gegen Abtretung des 
Rentenanspruchs ein Vorschuß auf die Rente gewährt wer­
den.“

18. In § 39 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Beschäftigungs­
ort“ die Worte „oder zwischen zwei auswärtigen Beschäfti­
gungsorten“ eingefügt.

19. § 40 wird wie folgt geändert:
a) In Nr. 1 werden die Worte „§ 9“ durch die Worte „§ 10“ er­

setzt.
b) In Nr. 2 werden die Worte „§ 2 Abs. 3 Nr. 1“ durch die Worte 

„§ 4 Abs. 1 Nr. 1“ ersetzt.
c) In Nr. 3 werden die Worte „§ 2 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 oder 

Nr. 5“ durch die Worte „§ 3 Abs. 1 Nr. 1, § 4 Abs. 1 Nr. 1 oder 
Absatz 2 Nrn. 3 und 4" und die Worte „§ 2 Abs. 2 Nr. 1“ 
durch die Worte „§ 3 Abs. 1 Nr. 1” ersetzt.

d) Nr. 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Worte „§ 2 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 

Nrn. 3 und 4“ durch die Worte „§ 3 Abs. 1 Nr. 3, § 4 Abs. 
2 Nr. 2 und Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 " ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte „aus einem in § 65 Abs. 3 Nr.
1 Buchst, d oder Nr. 2 Buchst, c genannten Grund“ 
durch die Worte „wegen Bezugs eines vorgezogenen 
oder flexiblen Altersruhegeldes“ ersetzt.

19a § 41 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen.
20. § 42 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 8 wird unter Beibehaltung der Absatzbezeichnung 
gestrichen.

b) Absatz 10 erhält die folgende Fassung:
„(10) Krankengeldzuschuß wird nicht über den Zeitpunkt 
hinaus gezahlt, von dem an der Arbeiter Bezüge aufgrund 
eigener Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung, aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenen­
versorgung oder aus einer sonstigen Versorgungseinrich­
tung erhält, zu der der Arbeitgeber oder ein anderer Ar­
beitgeber, der diesen Tarifvertrag oder einen Tarifvertrag

wesentlich gleichen Inhalts angewendet hat, die Mittel ganz 
oder teilweise beigesteuert hat.
Beträge, die als Krankengeldzusschuß über diesen Zeit­
punkt hinaus gezahlt worden sind, gelten als Vorschüsse auf 
die für den Zeitraum der Überzahlung zustehenden Bezüge 
im Sinne des Unterabsatzes 1; als Vorschüsse gelten auch 
vermögenswirksame Leistungen, Urlaubsgeld und Zuwen­
dung, soweit sie überzahlt worden sind. Die Ansprüche des 
Arbeiters gehen insoweit auf den Arbeitgeber über. Verzö­
gert der Arbeiter schuldhaft, dem Arbeitgeber die Zustel­
lung des Rentenbescheides mitzuteilen, gelten die für die 
Zeit nach dem Tage der Zustellung des Rentenbescheides 
überzahlten Bezüge im Sinne des Satzes 1 in vollem Umfang 
als Vorschuß; die Ansprüche gehen in diesem Falle in Höhe 
der für die Zeit nach dem Tage der Zustellung des Renten­
bescheides überzahlten Bezüge auf den Arbeitgeber über.“

21. In § 42 a Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Verwaltungsbehörde 
der Kriegsopferversorgung“ durch die Worte „Versorgungs­
behörde“ ersetzt.

22. § 45 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird durch die folgenden Absätze 1 bis 3 ersetzt: 

„(1) Arbeiter erhalten als Jubiläumszuwendung bei Vollen­
dung einer Jubiläumszeit (Absatz 2) 

von 25 Jahren 600 DM, 
von 40 Jahren 800 DM, 
von 50 Jahren 1000 DM.

(2)Jubiläumszeit im Sinne des Absatzes 1 ist die Beschäfti­
gungszeit.
Anzurechnen sind ferner

a) nach Vollendung des 18. Lebensjahres beruflich im Beam­
ten-, Angestellten- oder Arbeiterverhältnis verbrachte Zei­
ten einer Tätigkeit
aa) beim Bund, bei den Ländern, bei den Gemeinden und 

Gemeindeverbänden im Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland und sonstigen Mitgliedern der Arbeitge­
berverbände, die der Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände angehören,

bb) bei kommunalen Spitzenverbänden,
cc) bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf­

fentlichen Rechts,
während derer die vorgenannten Arbeitgeber von die­
sem oder einem Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts 
erfaßt waren,

b) die Zeiten erfüllter Dienstpflicht in der Bundeswehr, Zeiten 
des zivilen Ersatzdienstes nach dem Gesetz über den zivilen 
Ersatzdienst und Zeiten des Zivildienstes nach dem Zivil­
dienstgesetz sowie Zeiten einer Tätigkeit als Entwick­
lungshelfer, soweit diese vom Wehr- oder Zivildienst be­
freit,

c) die im Soldatenverhältnis der Bundeswehr zurückgelegten 
Zeiten, soweit sie nicht nach Buchstabe b anzurechnen 
sind:

§ 6 Abs. 1 Unterabs. 3 ist sinngemäß anzuwenden.
Zur Jubiläumszeit rechnen auf Antrag auch die Zeiten, die bei 
dem Land oder einem in § 6 Abs. 2 genannten Arbeiter in ei­
nem Beschäftigungsverhältnis vor Vollendung des 18. Lebens­
jahres oder in einem Ausbildungsverhältnis zurückgelegt wor­
den sind, es sei denn, daß diese Zeiten vor einem Ausscheiden 
im Sinne des § 6 Abs. 1 Unterabs. 3 liegen.
§ 8 gilt für die Jubiläumszeit entsprechend.
(3) Zeiten in einem Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhält­
nis mit weniger als der durchschnittlichen regelmäßigen wö­
chentlichen Arbeitszeit werden in vollem Umfang berücksich­
tigt. Nichtvollbeschäftigte erhalten von der Jubiläumszuwen­
dung den Teil, der dem Maß der mit ihnen vereinbarten durch­
schnittlichen Arbeitszeit entspricht.“
b) Die Absätze 2 und 3 werden Absätze 4 und 5.
c) In den Absätzen 4 und 5 wird jeweils das Wort „Dienstzeit“ 

durch das Wort „Jubiläumszeit“ ersetzt.
23. Dem § 46 wird der folgende Satz angefügt:

„Aufwendungen im Sinne des § 9 der Beihilfevorschriften des 
Bundes sind nicht beihilfefähig.“

24. § 48 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 Unterabs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe a werden nach dem Wort „Überstunden“ 
die Worte „(§ 30 Abs. 5)“ eingefügt.
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bb) In Buchstabe e wird das Wort „Wechselschichtzuschlä­
ge“ durch die Worte „Wechselschicht- und Schichtzu­
schläge“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Wechselschichtzuschläge“ 
durch die Worte „Wechselschicht- und Schichtzuschläge“ 
ersetzt.

25. In § 52 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Verwaltungsbehörde 
der Kriegsopferversorgung“ durch das Wort „Versorgungsbe­
hörde“ ersetzt.

26. § 55 wird unter Beibehaltung der Paragraphenbezeichnungen 
gestrichen.

27. § 57 erhält die folgende Fassung:

„§57
Ordentliche Kündigung

(1) Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Ar­
beitsverhältnisses und für Arbeiter unter 18 Jahren beträgt die 
Kündigungsfrist zwei Wochen zum Monatsschluß.

(2) Im übrigen beträgt die Kündigungsfrist bei einer Beschäf­
tigungszeit (§ 6)
bis zu einem Jahr einen Monat

zum
Monatsschluß,

nach einer Beschäftigungszeit
von mehr als einem Jahr
von mindestens fünf Jahren
von mindestens acht Jahren
von mindestens zehn Jahren
von mindestens zwölf Jahren
zum Schluß eines Kalendervierteljahres.“

sechs Wochen, 
drei Monate, 
vier Monate, 
fünf Monate, 
sechs Monate

28. In § 58 werden nach dem Wort „Beschäftigungszeit“ die Worte 
„(§ 6 ohne Anwendung des Absatzes 1 Unterabs. 2 Satz 4)“ 
eingefügt.

29. § 65 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Worte „mit dem die regelmäßige Ar­

beitszeit (§ 15 und die Sonderregelungen hierzu) vereinbart 
ist und“ gestrichen.

b) In Absatz 2 werden in Buchstabe h der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und der folgende Buchstabe i angefügt:
,,i) der Arbeiter aus eigener Erwerbstätigkeit eine Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder Leistungen 
aus einer Versicherung oder Versorgung erhält oder bean­
spruchen kann, zu der der Arbeitgeber oder ein anderer 
Arbeitgeber, der diesen Tarifvertrag oder einen Tarifvertrag 
wesentlich gleichen Inhalts anwendet, Mittel ganz oder teil­
weise beisteuert oder beigesteuert hat.“

c) In Absatz 3 werden Nr. 1 Buchst, d, Nr. 2 Buchst, c sowie das 
Komma nach Nr. 2 Buchst, b gestrichen.

d) Absatz 4 Unterabs. 2 wird gestrichen.

30. § 66 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Worte „im Sinne des § 6“ durch die 

Worte „(§ 6 ohne Anwendung des Absatzes 1 Unterabs. 2 
Satz 4)“ ersetzt.

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) Unterabsatz 1 wird wie folgt geändert: 

ai) Satz 1 erhält die folgende Fassung:
„Werden dem Arbeiter laufende Versorgungsbe­
züge, laufende Unterstützungen, Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe, sonstige laufende Bezüge aus öf­
fentlichen Mitteln, Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung, die nicht unter § 65 Abs. 2 
Buchst, i fallen, oder Renten und vergleichbare Lei­
stungen eines ausländischen Versicherungsträgers 
gezahlt oder hätte der Arbeiter, der nicht unter § 65 
Abs. 3 Nr. 2 fällt, bei unverzüglicher Antragstellung 
nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses An­
spruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe, 
erhält er ohne Rücksicht darauf, ob der Arbeitgeber 
dazu Mittel beigesteuert hat, das Übergangsgeld nur 
insoweit, als die genannten Bezüge für denselben 
Zeitraum hinter dem Übergangsgeld Zurückblei­
ben.“

bl) Satz 2 wird gestrichen, 
bb) Unterabsatz 2 wird wie folgt geändert:

ai) Die Worte „Satzes 1“ werden durch die Worte „Un­
terabsatzes 1“ ersetzt.

bi) Der Wortlaut zu Buchstabe g wird gestrichen.
31. § 73 wird unter Beibehaltung der Paragraphenbezeichnung und 

der Überschrift gestrichen.
32. -35....
36. Die SR 2 k werden wie folgt geändert:

a) Nr. 5 erhält die folgende Fassung:

„Nr. 5
Zu § 45 -  Jubiläumszuwendungen

§ 45 ist auf den vorübergehend beschäftigten Arbeiter, der 
nicht Saisonarbeiter ist, nicht anzuwenden.“

b) Der Wortlaut zu Nr. 9 erhält die folgende Fassung:
„Für den vorübergehend beschäftigten Arbeiter beträgt die 
Kündigungsfrist im ersten Monat der jetzigen Beschäfti­
gung eine Woche. Hat die Beschäftigung im jetzigen Ar­
beitsverhältnis länger als einen Monat gedauert, beträgt die 
Kündigungsfrist in einem oder mehreren aneinandergereih­
ten Arbeitsverhältnissen bei demselben Arbeitgeber zwei 
Wochen zum Schluß eines Kalendermonats.“

37. -40....

§2
Übergangsvorschriften

(1) Für Arbeiter, die am 31. März 1991 in einem unter den MTL 
fallenden Arbeitsverhältnis gestanden haben, das am 1. April 1991 
zu demselben Arbeitgeber fortbestanden hat, gilt für die Dauer des 
fortbestehenden Arbeitsverhältnisses folgendes:
1. Die vor dem 1. April 1991 zurückgelegte

a) Beschäftigungszeit bleibt unberührt,
b) Dienstzeit nach § 7 MTL II in der bis zum 31. März 1991 gel­

tenden Fassung gilt für die Anwendung des § 24 Abs. 1 MTL 
II als Beschäftigungszeit und zugerechnete Zeit sowie für 
die Anwendung des § 45 MTL II als Jubiläumszeit.

2. Auf nichtvollbeschäftigte Arbeiter, die spätestens am 31. De­
zember 1991 die Voraussetzungen für den Anspruch auf eine 
Jubiläumszuwendung erfüllen, findet § 45 Abs. 3 Satz 2 MTL II 
keine Anwendung; diese Arbeiter erhalten die Jubiläumszu­
wendung zur Hälfte, wenn eine durchschnittliche regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit von 20 Stunden und weniger verein­
bart ist.

3. Aufwendungen im Sinne des § 46 Satz 2 MTL II bleiben bis zum 
31. Dezember 1992 weiter beihilfefähig, wenn für solche Auf­
wendungen für dieselbe Person vor dem 1. April 1991 Beihilfe 
zu gewähren war.

4. § 65 Abs. 2 bis 4 und § 66 MTL II finden in der bis zum 31. März 
1991 geltenden Fassung Anwendung, wenn der Arbeiter vor 
dem 1. Januar 1993 ausscheidet und am Tage des Ausscheidens 
die Voraussetzungen des § 65 Abs. Abs. 1 MTL II in der bis zum 
31. März 1991 geltenden Fassung erfüllt.

(2) ...

§3
Änderung des Tarifvertrages zu § 73 MTL 

betr. Besitzstandswahrung

§4
Änderung des Tarifvertrages 

über Zulagen an Arbeiter 
bei den Sicherheitsdiensten der Länder

§5
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. April 1991 in Kraft; 
abweichend hiervon tritt § 1 Nr. 33 mit Wirkung vom 1. Oktober 
1990 in Kraft.
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Nachrichten
Berufen
01.01.1992 Pastor Klaus Backhaus, auf die landeskirchliche 

Pfarrstelle am Elisabethstift, Friedas-Frieden-Stift 
und Pius-Hospital

01.02.1992 Pastor Michael Freitag, nach Wilhelmshaven 
zur Lutherkirchengemeinde II (Süd)

01.02.1992 Pastor Bernd Passarge, nach Wildeshausen I

Eingeführt
16.01.1992 Pastor Klaus Backhaus, auf die landeskirchliche 

Pfarrstelle am Elisabethstift, Friedas-Frieden-Stift 
und Pius-Hospital

16.02.1992 Pastor Michael Freitag, in der Lutherkirchengemeinde 
II (Süd) Wilhelmshaven

01.03.1992 Pastor Bernd Passarge, in Wildeshausen I

Zum Hilfsprediger ernannt
01.01.1992 Pastor Peter Mienert, Altenesch 

Pastorin Wiebke Range, Ganderkesee
01.02.1992 PastorTorstenNowak,Vechta

Pastorin Doris Scheidemann-Willenberg, Lemwerder

Zu Pfarrvikaren ernannt
01.01.1992 Torsten Nowak, Vechta

Eingewiesen/beauftragt/angestellt
01.01.1992 Pastorin Wiebke Range, zur Mithilfe in der 

Kirchengemeinde Heilig-Geist Delmenhorst 
Pastor Peter Mienert, mit der Verwaltung der 
Pfarrstelle Altenesch II und der pfarramtlichen 
Versorgung der Kirchengemeinde Bardewisch

01.02.1992 Pastor Torsten Nowak, mit der Verwaltung 
der Pfarrstelle Vechta
Pastorin Doris Scheidemann-Willenberg, zur Mithilfe 
bei der Krankenhausseelsorge in Delmenhorst

Ordiniert
19.01.1992 Pfarrvikar Torsten Nowak, Vechta 

Bewerbungsfähigkeit zuerkannt
01.12.1991 Pastor Dr. Christian Andrae, Wilhelmshaven
01.02.1992 Pastor Udo Dreyer, Altengroden

Theologische Prüfungen
1. Examen
28.11.1991 Silke Breuninger 

Bettina Roth
17.02.1992 Petra Behrens 

Christiane Geerken 
Hille Kamerar

18.02.1992 Antje Morgenstern 
Andreas Probst 
Susanne Schulz 
Andreas Spelmeyer 
Petra Tank

2. Examen
17.03.1992 Dr. Uwe Becker 

Andreas Kahnt 
Torsten Kramer 
Heike Menne 
Fritz Pinne
Gesa Schaer-Pinne

18.03.1992 Brigitte Göde 
Sieglinde Köcher-Maslo 
Rainer David Maslo

Gestorben
30.12.1991 Pfr. i. R. Heinrich Stegmann, Ofen
17.01.1992 Pfr. i. R. Dr. Lothar Ahne, Oldenburg
31.01.1992 Pfr. i. R. Heinrich Müller, Oldenburg

i
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